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Beschlussentwurf

Der Stadtrat der Stadt Kéthen (Anhalt) beschlief3t den als Anlage 1 zur Beschlussvorlage
beigefugten Gesellschaftsvertrag der Kéthen Kultur und Marketing GmbH (KKM) und
ermachtigt den Oberbilrgermeister nach abschlielender steuerrechtlicher und
beihilferechtlicher Prifung, vorbehaltlich eines positiven Ergebnisses, zur Unterzeichnung
des Vertrages.

Gesetzliche Grundlagen:
8§ 45 Abs. 2 Nr. 9 KVG LSA



Darlegung des Sachverhalts / Begrindung

1.

Mit Beschluss vom 10.04.2014 hat der Stadtrat der Stadt Kéthen (Anhalt) einer
Verlangerung des Kulturstattenvertrages mit dem Landkreis Anhalt-Bitterfeld bis zum Ablauf
des Jahres 2017 zugestimmt. In § 24 Abs. 4 des Vertrages ist festgelegt, dass sich die
Vertragsparteien rechtzeitig Uber eine Fortflihrung der Zuschussgewahrung in Art, Hohe und
Dauer Uber das Jahr 2017 hinaus verstandigen.

Dies wurde zum Anlass genommen, um nicht nur den Kulturstattenvertrag, sondern auch
den weiteren Vertrag zwischen der Stadt Kéthen (Anhalt) und der KKM GmbH sowie den
Gesellschaftsvertrag insgesamt einer Revision zu unterziehen.

Der bisherige Kulturstattenvertrag mit dem Landkreis ist im Kern ein Leihvertrag. Die
kulturellen Einrichtungen des Kreises bleiben sein Eigentum. Bei Beendigung des Vertrages
sind sie dem Kreis zuriickzugeben. Die Leihe ist zeitlich unbefristet. Das Personal des
Kreises ist durch Betriebstibergang auf die Stadt Ubergegangen. Der Kreis erstattet die
Kosten fir dieses Personal. Wenn Ubergegangenes Personal ausscheidet, knnen
Ersatzarbeitnehmer eingestellt werden. Auch deren Personalkosten erstattet der Kreis. Bei
Ruckabwicklung des Vertrages hat sich der Kreis zur Riicknahme des Uibergegangenen
Personals und der Ersatzarbeitnehmer verpflichtet. Der Kreis zahlt einen Zuschuss zu den
Kosten des Geschéftsfuhrers der KKM. Der Kreis zahlt ferner einen Zuschuss zu den
Bewirtschaftskosten i.H.v. 262.260 € fur die Museen und 88.300 € fur das
Veranstaltungszentrum (Summe 350.560 € brutto). Er leistet zudem Zahlungen fir die
Personalkosten der Ersatzarbeitnehmer und einen monatlichen Zuschusses in Héhe von
890 Euro zu den Personalkosten eines Geschéftsfilhrers. Alle Zahlungspflichten sind
derzeit befristet bis zum 31.12.2017 vereinbart. Der Vertrag kann mit einer Frist von 6
Monaten zum Ende des Kalenderjahres gekiindigt werden. Der Vertrag sollte vorsorglich
spatestens am 30.06.2017 gekundigt werden, wenn nicht zuvor eine Einigung Uber die
Verlangerung der Zuschusspflicht - diese ist nun erfolgt - und eine Klarung der
steuerrechtlichen Problematik herbeigefihrt wurde.

Der Kulturvertrag der Stadt Kéthen (Anhalt) mit der KKM GmbH ist im Kern ebenfalls ein
unbefristeter Leihvertrag. Das auf die Stadt Gibergegangene Personal wird im Wege der
Personalgestellung der KKM zur Verfligung gestellt. Der Sachkostenzuschuss des Kreises
wird weitergeleitet. Die Stadt zahlt einen weiteren Zuschuss i.H.v. 210.300 € befristet bis
Ende 2017. Hinzu kommt der sog. Homo6opathiezuschuss in Hohe von 92.000 €.

Bei unveréanderter Beibehaltung der gegenwartigen Vertragsgestaltung kénnten
insbesondere das Vertragsverhéltnis zwischen Landkreis und Stadt der Umsatzsteuer
unterliegen. Befristet bis Ende 2017 ist das Problem durch eine verbindliche Auskunft des
Finanzamtes Bitterfeld-Wolfen geklart.

2.

Im Ergebnis der Verhandlungen kamen die Parteien Uberein, dass es vor dem Hintergrund
des kulturpolitischen Auftrages der KKM GmbH Ziel flihrend ist, die noch relevanten
Regelungen der Kulturvertrage in den Gesellschaftsvertrag zu integrieren und den Landkreis
Anhalt-Bitterfeld an der Gesellschaft zu beteiligen.

2.1

Zu diesem Zweck wird der Gegenstand des Unternehmens erweitert und der Landkreis halt
zuklnftig die Halfte des Stammkapitals, mithin 15.000 € von 30.000 €. Die ubrigen 10.000 €
verbleiben bei der Stadt Kéthen (Anhalt) und weitere 5.000 € bei der WGK GmbH.



2.2

Die Besetzung des Aufsichtrats des Unternehmens wird dies widerspiegeln. Der Aufsichtsrat
besteht auch zukiinftig aus 12 Mitgliedern. Er setzt sich aus 4 geborenen und 8 gekorenen
Mitgliedern zusammen. Geborene Mitglieder sind der Landrat des Landkreises Anhalt-
Bitterfeld oder der von ihm benannte Vertreter, der Oberblrgermeister der Stadt Kéthen
(Anhalt) oder der von ihm benannte Vertreter, der Geschaftsfuhrer der
Wohnungsgesellschaft Kéthen mbH oder der von ihm benannte Vertreter, der Vorsitzende
des Kultur- und Tourismusausschusses des Kreistages des Landkreises Anhalt-Bitterfeld
sowie funf vom Kreistag des Landkreises Anhalt-Bitterfeld bestimmte Mitglieder des
Kreistages und drei vom Stadtrat der Stadt Kéthen bestimmte Mitglieder des Stadtrates. Die
Gesellschafterversammlung kann beschlieRen, den Aufsichtsrat um bis zu drei weitere
gekorene Mitglieder auf hdchstens flinfzehn Mitglieder zu erweitern. In diesem Beschluss ist
zugleich fur jedes weitere Mitglied zu regeln, ob es von dem Kreistag des Landkreises
Anhalt-Bitterfeld oder von dem Stadtrat der Stadt Kéthen (Anhalt) bestimmt wird. Die
Gesellschafterversammlung kann auch beschlief3en, dass als weiteres Mitglied des
Aufsichtsrates der Direktor der Stiftung Dome und Schldsser in Sachsen-Anhalt oder der
von ihm benannte Vertreter bestimmt wird. Durch Beschluss der
Gesellschafterversammlung kann die Anzahl der gekorenen Mitglieder des Aufsichtsrates
auch wieder auf acht, neun oder zehn vermindert werden. Vorsitzender des Aufsichtsrates
ist der Oberbirgermeister der Stadt Kéthen (Anhalt) bzw. der von ihm benannte Vertreter.
Sein Stellvertreter ist der Landrat des Landkreises Anhalt-Bitterfeld oder der von ihm
benannte Vertreter. Bei Stimmengleichheit ist die Stimme des Aufsichtsratsvorsitzenden
entscheidend.

2.3

Gegenwartig ist der Direktor der Stiftung Dome und Schlésser in Sachsen-Anhalt oder der
von ihm benannte Vertreter Mitglied des Aufsichtrates. Dies hat den Hintergrund, dass die
Stiftung sich mit Schreiben vom 06.11.2012 gegenuber der KKM GmbH dazu bereit erklarte,
ab dem Haushaltsjahr 2013 bis 2017 bis zu einem Betrag von 50.000 Euro pro Jahr
nachrangig an der Finanzierung des Betriebs des Veranstaltungszentrums zu beteiligen.
Bedingung war, dass die Stiftung im Aufsichtsrat der KKM GmbH einen Sitz mit Stimme
erhalt. Durch Anderung des § 9 des damaligen Gesellschaftsvertrages wurde diese
Bedingung erfiillt. Zum gegenwartigen Zeitpunkt ist allerdings noch offen, ob die Stiftung
auch tber das Jahr 2017 hinaus bereit ist, ihren Zuschuss aufrechtzuerhalten. Hierzu laufen
noch entsprechende Verhandlungen. Im Entwurf ist aber geregelt, dass zumindest die
Mdglichkeit besteht, den Direktor der Stiftung Dome und Schlésser in Sachsen-Anhalt oder
den von ihm benannten Vertreter wieder in den Aufsichtrat aufzunehmen.

2.4

Die Zuschusse der Gesellschafter sind zukinftig in 8§ 13 des Gesellschaftsvertrages
geregelt. Sie sollen erstmals flr den langen Zeitraum von 10 Jahren fest vereinbart werden.
Die Zuschusspflichten beginnen am 01.01.2018. Sie enden mit Ablauf des 31.12.2027.
Damit ist fir die Gesellschaft in hdherem Mal3e als bisher Planungssicherheit gegeben.

Die Zuschusshohe andert sich nicht. Die Stadt Kéthen (Anhalt) fordert die Tatigkeit der
Gesellschaft durch Zahlung eines jahrlichen Zuschusses in H6he von insgesamt 302.300,00
Euro, der Landkreis Anhalt-Bitterfeld durch Zahlung eines jahrlichen Zuschusses in Héhe
von insgesamt 350.560 Euro sowie eines weiteren monatlichen Zuschusses in Héhe von
890 Euro zu den Personalkosten eines Geschaftsfihrers und eines weiteren monatlichen
Zuschusses in Hohe von derzeit 168.234,00 Euro. Das auf die Stadt Kéthen (Anhalt)
Ubergegangene Personal des Landkreises Anhalt-Bitterfeld wird im Wege eines
Betriebstiberganges gemal3 § 613 a BGB wieder auf den Landkreis Ubergehen und
zuklnftig der KKM GmbH durch diesen direkt gestellt.

Die Bestimmungen des Vertrages schlieen die Zahlung weiterer Zuschiisse durch Dritte



nicht aus. Der Gesellschafter Wohnungsgesellschaft Kéthen mbH kann zur Zahlung von
Zuschissen im Sinne von § 13 oder sonstigen Nebenleistungen aber nicht verpflichtet
werden. Die Gesellschafter Landkreis Anhalt-Bitterfeld und Stadt Kéthen (Anhalt)
verpflichten sich jedoch wechselseitig, 18 Monate vor dem Ende der Zuschusspflichten,
also ab dem 01.07.2026, Verhandlungen Uber eine Erneuerung ihrer Zuschusspflichten im
Sinne zu fuhren und diese mdglichst bis zum 30.06.2027 abzuschlieRen. Der Gesellschafter
Wohnungsgesellschaft Kéthen mbH ist an den Verhandlungen mit beratender Stimme zu
beteiligen.

3.

Das Finanzamt Bitterfeld-Wolfen hat durch verbindliche Auskinfte gemafl § 89 Abs. 2 AO
bestétigt, dass die Tatigkeiten der KKM GmbH bislang nicht steuerbar und steuerpflichtig
sind. Allerdings ist zu beachten, dass diese Auskunft nur bis zum 31.12.2017 giltig ist.

Ein wichtiges Problem stellte daher die umsatzsteuerliche Behandlung der
Rechtsbeziehungen zwischen dem Landkreis Anhalt-Bitterfeld und der Stadt Kéthen (Anhalt)
einerseits und der Stadt Kéthen (Anhalt) und der KKM GmbH andererseits dar. Es wird
daher im Vertrag noch einmal ausdricklich klargestellt, dass es sich bei den
Zuschusszahlungen nicht um die Gegenleistung und Kostenerstattung fur die
Betriebsfuhrung der Einrichtungen handelt, sondern hiermit lediglich die aus
strukturpolitischen, volkswirtschaftlichen oder allgemeinpolitischen Grinden erwiinschte
Tatigkeiten des Zahlungsempfangers KKM GmbH gefdrdert werden sollen. Es handelt sich
demnach um allgemeine, nicht steuerbare Zuschiisse zur Erreichung des
Gesellschaftszwecks und nicht um Zuschisse, die auf Erlangung einer konkreten
Gegenleistung gerichtet sind. Um hierliber jedoch abschlieBend Rechtssicherheit zu
erlangen, soll der Vertragstext, verbunden mit einer entsprechenden Fragestellung zum
Gegenstand einer verbindlichen Auskunft beim zustandigen Finanzamt gemacht werden.
Erst wenn diese im Ergebnis die Sicht der Vertragsparteien bestétigt, sehen sich die
Vertreter der Gesellschafter dazu ermachtigt, den Gesellschaftsvertrag abzuschliel3en und
die erforderliche Anteilslibertragung vorzunehmen.

4.

Die Verwaltung schlagt daher vor, den Oberblrgermeister zu erméchtigen, den als Anlage 1
beigefugten Gesellschaftsvertrag der Kéthen Kultur und Marketing GmbH (KKM) nach
abschlieRender steuerrechtlicher und beihilferechtlicher Priifung und vorbehaltlich eines
positiven Ergebnisses zu unterzeichnen.
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Geselischaftsvertrag
der
Kothen Kultur und Marketing GmbH

§ 1 Firma und Sitz der Gesellschaft
(1) Die Firma der Gesellschaft lautet: Kothen Kultur und Marketing GmbH.
(2) Sitz der Gesellschaft ist Kéthen (Anhalt).

§ 2 Dauer der Gesellschaft, Geschiftsjahr
(1) Die Gesellschaft ist auf unbestimmte Zeit errichtet.

(2) Das Geschéftsjahr ist das Kalenderjahr.

§ 3 Gegenstand des Unternehmens

(1) Die Geselischaft hat den Zweck, die Kultur in der Stadt Kéthen (Anhalt) und im Land-
kreis Anhalt-Bitterfeld zu foérdern, 6ffentliche kulturelle Einrichtungen, unter ihnen die Anhalt-
Information, zu betreiben und kulturelle Veranstaltungen durchzufiihren. Die Gesellschaft hat
aulierdem die Aufgaben, WerbemalRnahmen, sonstige Veranstaltungen aller Art sowie sons-
tige Aktivititen des Stadt-, Regional- und Tourismusmarketing der Stadt Kéthen und / oder
des Landkreises Anhalt-Bitterfeld zu planen, durchzufiihren oder zu koordinieren, die im of-
fentlichen Interesse der Stadt Kéthen oder des Landkreises Anhalt-Bitterfeld liegen.

(2) Die Gesellschaft kann alle Geschéfts- und Rechtshandlungen vornehmen, die geeig-
net erscheinen, dem Gesellschaftszweck nach Absatz 1 zu dienen.

(3) Die Gesellschaft ist berechtigt, Unternehmen, deren Unternehmensgegensténde ih-
rem eigenen gleich oder ahnlich sind, zu grinden, sie zu erwerben, zu pachten, an ihnen
Beteiligungen zu erwerben, zu halten und wieder zu verdufdern, und Zweigniederlassungen

im Inland oder im Ausland zu errichten.

§ 4 Stammkapital

(1) Das Stammkapital der Gesellschaft betragt 30.000 Euro.
(2) Davon haben Gbernommen die Gesellschafter wie folgt:

a) der Landkreis Anhalt-Bitterfeld 15.000 Euro,

b) die Stadt Kéthen (Anhalt) 10.000 Euro,

c) die Wohnungsgesellschaft Kéthen mbH 5.000 Euro.
(3) Stammeinlagen sind in voller Hhe bar zu leisten. Sie sind nach Ubernahme sofort

zur Zahlung fallig.

(4) Die Gesellschafter unterliegen keiner Nachschusspflicht gemaf § 26 GmbHG.

Seite | 1





§ 5 Verfiigungen liber Geschaftsanteile
(1) Die Verfligung Uber einen Geschéftsanteil oder Uber Teile eines Geschaftsanteils
bedarf zu ihrer Wirksamkeit der Zustimmung der Gesellschafterversammlung. In ihr hat der
verfugende Gesellschafter Stimmrecht. Verfiigung ist die Abtretung, die Verpfidndung, die
Belastung mit einem NieRbrauch oder die Begriindung eines Treuhandverhaltnisses.
(2) Die Veraulerung eines Geschaftsanteils oder von Teilen eines Geschéftsanteils ist
der Gesellschaft gegeniiber erst wirksam, wenn sie unter Nachweis des Uberganges bei der

Geselischaft angemeldet ist.

§ 6 Organe der Gesellschaft
Organe der Gesellschaft sind:
a) Geschaftsfiihrer,
b) Aufsichtsrat,

c) Gesellschafterversammiung.

§ 7 Geschiftsfiihrung
(1) Die Gesellschaft wird durch einen oder mehrere Geschéaftsfuhrer gerichtlich und au-
Rergerichtlich vertreten.
(2) Ist nur ein Geschéftsfiihrer bestellt, so vertritt er die Gesellschaft allein. Sind mehrere
Geschaftsfiihrer bestellt, so wird die Gesellschaft durch zwei Geschaftsfiihrer oder durch
einen Geschaftsflihrer gemeinschaftlich mit einem Prokuristen vertreten. Sind mehrere Ge-
schaftsflihrer bestellt, kann die Gesellschafterversammlung abweichend von der vorstehen-

den Regelung einzelnen oder allen Geschéftsflihrern Einzelvertretungsbefugnis einrdumen.

§ 8 Rechte und Pflichten der Geschiftsfiihrer
(1) Die Geschéftsflihrer haben die Geschéfte der Gesellschaft mit der Sorgfalt eines or-
dentlichen Kaufmanns zu fiihren, unter Beachtung der einschlagigen gesetzlichen Bestim-
mungen, der Bestimmungen dieses Vertrages und der Anweisungen des Aufsichtsrates und
der Gesellschafterversammlung, soweit letzteren ein Weisungsrecht im Gesellschaftsvertrag
eingerdumt ist.
(2) Die Geschéftsfihrer haben neben ihren Pflichten aus § 14 des Gesellschaftsvertra-
ges, § 42 a Absatz 1 GmbHG, fiir jedes Wirtschaftsjahr der Gesellschaft in Anwendung des §
133 Absatz 1 Nr. 1 KVG LSA aufzustellen
a) einen Ergebnis- und Finanzplan,

b) einen Wirtschaftsplan,
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c) einen Stellenplan und

d) einen Investitionsplan.

Sie haben diese Plane nach ihrer Genehmigung durch den Aufsichtsrat jedem Gesellschafter
zur Kenntnis vorzulegen. Sie sind verpflichtet, diese Plane im laufenden Wirtschaftsjahr zu
andern und anzupassen, wenn sich wesentliche Grundlagen absehbar dndern, auf denen die
Plane beruhen. Satz 2 gilt fur Plandnderungen entsprechend.

(3) Die Geschéaftsflihrer haben die vorherige Zustimmung des Aufsichtsrates einzuholen,
bevor sie folgende MaRRnahmen treffen, Rechtsgeschéafte abschlieRen oder Rechtshandlun-
gen vornehmen:

a) Erwerb, VerduRerung und Belastung von Grundstiicken oder grundstiicksgleichen
Rechten;

b) Anschaffung von aktivierungspflichtigen Wirtschaftsgiitern des Anlagevermdgens der
Gesellschaft mit einem Einzelanschaffungswert von mehr als 15.000 Euro;

c) Abschluss von Pacht-, Leasing- und Mietvertragen mit einer langeren Laufzeit als 5
Jahre oder einem Pacht-, Leasing- oder Mietentgelt von jahrlich mehr als 15.000 Eu-
ro;

d) Bestellung von Prokura;

e) Ubernahme von Biirgschaften oder Garantien sowie Eingehung von Wechselverbind-
lichkeiten;

f) Aufnahme und Gewahrung von Krediten;

g) Abschluss von Unternehmensvertrdgen, von Interessengemeinschaften oder Organ-
veranderungen und vergleichbare, (iber den Ublichen Geschéftsbetrieb hinausgehen-
den Geschéfte.

(4) Verweigert der Aufsichtsrat seine Zustimmung zu Planen nach Absatz 2 oder MafRnah-
men nach Absatz 3, kann die Geschéftsflihrung verlangen, dass die Gesellschafterversamm-

lung in ordentlicher oder aulerordentlicher Versammlung Uber die Zustimmung beschlieft.

§ 9 Aufsichtsrat
(1) Die Gesellschaft hat einen Aufsichtsrat. Auf ihn finden die Vorschriften des AktG, auf
die in § 52 Absatz 1 GmbHG verwiesen wird, keine Anwendung, ausgenommen die Vor-
schriften des § 116 Aktiengesetz (Sorgfalt und Haftung), und der §§ 170, 171 Aktiengesetz
(Prifung des Jahresabschlusses durch den Aufsichtsrat). Stattdessen bestimmen sich die
Rechte und Pflichten des Aufsichtsrates nach dem Geselischaftsvertrag.
(2) Der Aufsichtsrat besteht aus 12 Mitgliedern. Er setzt sich aus 4 geborenen und 8 ge-
korenen Mitgliedern wie folgt zusammen:
(2.1) Geborene Mitglieder sind:
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a) der Landrat des Landkreises Anhalt-Bitterfeld oder der von ihm benannte Vertreter,
b) der Oberbirgermeister der Stadt Kéthen (Anhalt) oder der von ihm benannte Vertre-
ter,
c) der Geschéftsflhrer der Wohnungsgesellschaft Kéthen mbH oder der von ihm be-
nannte Vertreter,
d) der Vorsitzende des Kultur- und Tourismusausschusses des Kreistages des Land-
kreises Anhalt-Bitterfeld.
(2.2) Gekorene Mitglieder sind:
1. fanf vom Kreistag des Landkreises Anhalt-Bitterfeld bestimmte Mitglieder des Kreis-
tages;
2. drei vom Stadtrat der Stadt Kéthen bestimmte Mitglieder des Stadtrates,
Das Verfahren Uber die Bestimmung und ihren Widerruf regelt der Kreistag bzw. Stadtrat.
Die jeweilige Bestimmung ist fur die Gesellschaft bindend. Absatz 4 bleibt unberiihrt. Die
Gesellschafterversammiung kann beschlieflen, den Aufsichtsrat um bis zu drei weitere geko-
rene Mitglieder auf hochstens fiinfzehn Mitglieder zu erweitern. In diesem Beschluss ist zu-
gleich flr jedes weitere Mitglied zu regeln, ob es von dem Kreistag des Landkreises Anhalt-
Bitterfeld oder von dem Stadtrat der Stadt Kéthen (Anhalt) bestimmt wird. Die Gesellschaf-
terversammlung kann auch beschlielen, dass als weiteres Mitglied des Aufsichtsrates der
Direktor der Stiftung Dome und Schidsser in Sachsen-Anhalt oder der von ihm benannte
Vertreter bestimmt wird. Durch Beschluss der Gesellschafterversammlung kann die Anzahl
der gekorenen Mitglieder des Aufsichtsrates auch wieder auf acht, neun oder zehn vermin-
dert werden.
(3) Vorsitzender des Aufsichtsrates ist der Oberburgermeister der Stadt Kéthen (Anhalt)
bzw. der von ihm benannte Vertreter. Sein Stellvertreter ist der Landrat des Landkreises An-
halt-Bitterfeld oder der von ihm benannte Vertreter.
(4) Aufsichtsratsmitglieder und Ersatzmitglieder sowie ihre standigen Vertreter kénnen nur
natirliche, unbeschrankt geschéftsfahige, nicht unter Betreuung stehende Personen sein.
Sie durfen nicht zugleich Geschaftsflihrer, Prokurist, leitender Angestellter oder Arbeitneh-
mer der Gesellschaft sein. Es soll sich um Persdnlichkeiten handeln, die nach Ausbildung,
Koénnen und Erfahrung in der Lage sind, die dem Aufsichtsrat libertragenen Aufgaben ord-
nungsgemal zu erfillen.
(5) Die Mitglieder des Aufsichtsrates kénnen die Ausiibung ihrer Obliegenheiten nicht ande-
ren Personen Ubertragen. Sie kdnnen sich auch zur Erfullung ihre Aufgaben nicht Dritter be-
dienen.
(6) FUr jedes Mitglied kann gleichzeitig mit seiner Bestellung ein Ersatzmitglied bestellt wer-

den, das Mitglied des Aufsichtsrates wird, wenn das Aufsichtsratsmitglied vor Ablauf seiner
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Amtszeit wegfallt. Ist kein Ersatzmitglied bestellt worden, hat der fiir die Bestellung des Auf-
sichtsratsmitgliedes zustdndige Rechtstrager bei Wegfall eines Aufsichtsratsmitgliedes un-
verzuglich einen Nachfolger zu bestellen (Ersatzwahl).
(7) Der Aufsichtsrat hat eine Amtszeit. Die Amtszeit seiner Mitglieder ist unbestimmt. Sie
beginnt mit dem Ablauf der ersten Gesellschafterversammlung des Jahres 2018 und lauft
bis zur Beendigung der Gesellschafterversammiung, die (iber die Entlastung flir das vierte
Geschéftsjahr nach dem Beginn der Amtszeit beschlielt, wobei das Geschéftsjahr, in dem
die Amtszeit beginnt, nicht mitgerechnet wird. Das Amt des Ersatzmitgliedes, das fiir ein zu-
vor ausgeschiedenes Mitglied nachgeriickt ist, erlischt spatestens mit Ablauf der Amtszeit
des ausgeschiedenen Aufsichtsratsmitgliedes. Bei Ersatzwahlen fur Mitglieder, die vor Ab-
lauf ihrer Amtsdauer ausscheiden, erfolgt die Wahl stets fiir den Rest der Amtsdauer des
ausgeschiedenen Mitglieds. Scheidet ein gekorenes Mitglied vor dem Ende seiner Amtszeit
aus dem Kreistag oder Stadtrat aus, hat der zustéandige Rechtstrager unverziiglich ein neues
Mitglied und ggfls. Ersatzmitglied zu bestimmen.
(8) Jedes Aufsichtsratsmitglied und Ersatzmitglied kann vor Ablauf seiner Amtszeit ohne
Angabe von Griinden sein Amt jederzeit durch schriftliche Erklarung gegeniiber der Gesell-
schaft niederlegen.
(9) Die Abberufung eines gekorenen Aufsichtsratsmitgliedes oder Ersatzmitgliedes durch
den fur seine Bestellung zustdndigen Rechtstrager ist fir die Gesellschaft bindend. Das
gleiche gilt fur die erfolgte Bestimmung des an seine Stelle tretendenden Mitglieds.
(10) Der Aufsichtsrat hat die Geschéaftsfiihrung der Gesellschaft zu iberwachen. Dafiir hat
er die Rechte aus § 111 Absatz 2 Aktiengesetz und die Pflicht aus § 111 Absatz 3 Aktienge-
setz. Er hat die Abschlusspriifung gemaf § 42 a Absatz 1 Satz 3 GmbHG vorzunehmen und
seinen Bericht Uber das Ergebnis seiner Prifung unverziglich der Geschaftsfihrung zur
Weiterleitung an die Gesellschafter vorzulegen. Im Rahmen dieses Aufgabenbereiches ob-
liegt ihm die Beschlussfassung Uber die nach § 8 Absatz 2 und 3 dieses Vertrages zustim-
mungspflichtigen MaRnahmen der Geschaftsfiihrung.
(11) Des Weiteren obliegt dem Aufsichtsrat:
a) die Genehmigung folgender, von der Geschéftsfliihrung wirtschaftsjahrlich aufzustel-

lender Plane:

aa) Ergebnis- und Finanzplan

bb)  Wirtschafts- und Stellenplan

cc) Investitionsplan

einschlieRlich ihrer etwaigen Anderungen im laufenden Wirtschaftsjahr
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b) die Bestellung und Abberufung von Geschéftsfilhrern und Prokuristen sowie die Ent-
scheidung, ob ein Geschéaftsfiihrer von den Beschrankungen des § 181 BGB befreit
wird

c) der Abschluss des Anstellungsvertrages sowie dessen Anderung, Aufhebung oder
Kindigung mit einem Geschéftsfiihrer oder Prokuristen der Gesellschaft;

d) der Erlass einer Geschaftsordnung der Geschéftsflihrer, wenn mehrere bestellt sind;
(12) In den Fallen des Absatzes 11 lit. b) und c) vertritt der Aufsichtsrat die Gesellschaft
gemaR § 10 Absatz 7. Im Ubrigen ist er zur Geschftsfiihrung der Gesellschaft nicht befugt.
(13) Jedes Mitglied des Aufsichtsrates ist zur Verschwiegenheit (iber alle ihm bekannt ge-
wordenen Angelegenheiten der Gesellschaft gegeniiber Dritten verpflichtet, es sei denn,
dass eine gesetzliche Offenbarungspflicht besteht.

(14) Der Vorsitzende des Aufsichtsrates ist berechtigt und auf Verlangen eines
Gesellschafters verpflichtet, an einer Gesellschafterversammlung mit beratender Stimme
teilzunehmen. Die weiteren Mitglieder des Aufsichtsrates sollen an den
Gesellschafterversammiungen teilnehmen, sofern die Gesellschafter das mit einfacher
Mehrheit beschliefien. Der Vorsitzende des Aufsichtsrates oder ein von ihm beauftragtes
Mitglied des Aufsichtsrates hat in der ordentlichen Gesellschafterversammiung einen
schriftichen oder miindlichen Bericht Uber die wesentliche Tatigkeit des Aufsichtsrates und
die Ergebnisse seiner Kontrollen im vorausgegangenen Geschéftsjahr zu erstatten und eine
Empfehlung Gber die Entlastung der Geschéaftsfiihrung auszusprechen.

(15) Die Gesellschafterversammiung kann beschlieRen, dem Aufsichtsrat eine
Entscheidungszustandigkeit im Einzelfall zu entziehen und zugleich oder in weiterer
Gesellschafterversammlung in der Angelegenheit selbst beschliefen, wenn

a) der Aufsichtsrat auch in einer Folgesitzung (§ 10 Absatz 4) nicht beschlussfahig ist,

b) der Aufsichtsrat eine Beschlussfassung verweigert,

c) mindestens ein gekorenes Mitglied des Aufsichtsrates trotz Abmahnung binnen
Monatsfrist vom zustdndigen Rechtstrager nicht bestimmt wird, oder

d) der Aufsichtsrat aus anderen Griinden, insbesondere wegen hdherer Gewalt, langer als

einen Monat verhindert ist, seine Aufgaben wahrzunehmen.

§ 10 Tatigkeit des Aufsichtsrates
(1) Die dem Aufsichtsrat geman diesem Vertrag, durch Beschluss der Gesellschafterver-
sammlung oder nach dem Gesetz obliegenden Angelegenheiten werden durch Beratung und
Beschlussfassung in einer Versammlung seiner Mitglieder (Sitzung) geordnet und erledigt.
Diese ist nicht offentlich. Die Sitzung findet in den Geschéftsrdumen der Gesellschaft statt,

es sei denn, dass der Aufsichtsrat in einer Sitzung allstimmig einen anderen Ort beschlossen
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hat oder sich im Einzelfalle alle Mitglieder zuvor schriftlich auf einen anderen bestimmten Ort
verstandigt haben. Eine Sitzung darf nicht zur Unzeit, zur Nachtzeit oder an einem Sonntag
oder gesetzlichen Feiertag stattfinden. Zur Gultigkeit eines Beschlusses ist erforderlich, dass
der Gegenstand bei der Einberufung der Sitzung bezeichnet worden ist. Die Unterlagen und
Dokumente, die erforderlich sind, um den Gegenstand der Beschlussfassung priifen und
beurteilen zu kdénnen, sollen den Mitgliedern des Aufsichtsrates spéatestens drei Tage vor
dem Tag der Sitzung vorgelegt werden. Ohne Sitzung ist ein Beschluss gliltig, wenn alle Mit-
glieder des Aufsichtsrates dem Beschluss schriftlich zugestimmt haben. Ein Beschluss des
Aufsichtsrates, der gegen eine Rechtsvorschrift verstoft, auf deren Einhaltung rechtswirk-
sam nicht verzichtet werden kann, ist nichtig. Im Ubrigen ist ein Beschluss giiltig, solange er
nicht durch rechtskraftiges Urteil fiir ungiltig erklart ist.

(2) Die Sitzung des Aufsichtsrates wird von seinem Vorsitzenden mindestens einmal im
Jahr einberufen, auflerdem, wenn es der Vorsitzende nach seinem freien Ermessen flir er-
forderlich halt, um die Belange der Gesellschaft zu wahren. Der Vorsitzende des Aufsichtsra-
tes muss den Aufsichtsrat einberufen, wenn ein geborenes Mitglied oder zwei gekorene Mit-
glieder des Aufsichtsrats oder ein Geschaftsfiihrer der Gesellschaft dies unter Angabe des
Zwecks und der Griinde verlangen. Weigert sich der Vorsitzende pflichtwidrig, den Aufsichts-
rat einzuberufen, kann die Sitzung von den Verlangenden oder einem geborenen Mitglied
des Aufsichtsrates einberufen werden.

(3) Die Einberufung erfolgt in Textform. Die Frist der Einberufung betragt mindestens zwei
Wochen. Sie kann bei besonderer Dringlichkeit der Angelegenheiten bis auf drei Tage ver-
kirzt werden.

(4) Der Aufsichtsrat ist beschlussfahig, wenn nach ordnungsgemafer Einberufung mehr
als die Hélfte seiner stimmberechtigten Mitglieder zu Beginn der Sitzung anwesend sind.
Fehlt es daran, ist unverziiglich eine neue Sitzung mit gleichem Gegenstand bzw. Tagesord-
nung einzuberufen. Sie ist ohne Rucksicht auf die Erfordernisse von Satz 1 beschlussfahig,
wenn bei ihrer Einberufung auf diese Folge hingewiesen worden ist. Absatz 3 bleibt unbe-
ruhrt.

(5) Der Aufsichtsrat fasst seine Beschllisse mit einfacher Mehrheit der abgegeben Stimmen
in offener Abstimmung durch Handaufhebung der stimmberechtigten anwesenden Mitglieder;
Stimmenthaltungen werden nicht mitgezahit. Jedes Mitglied des Aufsichtsrates hat eine
Stimme. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Aufsichtsratsvorsitzenden. § 12
Absatz 1 Satz 5 gilt sinngemaf auch fir den Aufsichtsrat. Ein Mitglied ist nicht stimmberech-
tigt, wenn der Beschluss die Vornahme eines Rechtsgeschéftes der Gesellschaft mit ihm
oder die Einleitung oder Erledigung eines Rechtsstreites der Gesellschaft gegen ihn betrifft;
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das gleiche gilt, wenn statt des Mitgliedes die von ihm vertretene Person oder eine ihm na-
hestehende Person im Sinne von § 138 InsO betroffen ist.

(6) Uber die in der Sitzung gefassten Beschliisse ist nach ihrer Verkiindung durch den
Vorsitzenden eine Niederschrift anzufertigen, die von dem Vorsitzenden und einem von die-
sem bestimmten Protokollflihrer zu unterzeichnen ist. Jedes Mitglied des Aufsichtsrates, je-
der Gesellschafter und jeder Geschéftsfiihrer ist berechtigt, die Niederschrift einzusehen.
Dem Geschéftsfihrer ist unverziglich, spatestens binnen einer Woche nach dem Ende der
Sitzung, eine Ausfertigung zu ibergeben.

(7) Willenserklarungen des Aufsichtsrates werden vom Vorsitzenden des Aufsichtsrates
abgegeben. Beschliisse des Aufsichtsrates werden von seinem Vorsitzenden ausgefihrt
bzw. umgesetzt.

(8) Der oder die Geschéftsfluhrer der Gesellschaft sind berechtigt und auf Verlangen des
Vorsitzenden des Aufsichtsrates verpflichtet, an einer Sitzung des Aufsichtsrates mit bera-
tender Stimme teilzunehmen. Sie sind zu jeder Sitzung zu laden. Absatz 1 und 3 gelten dafir
sinngemalf. Ist diese Ladung unterblieben oder nicht form- oder fristgerecht erfolgt, gilt der
Aufsichtsrat fUr die Sitzung als nicht beschlussfahig.

(9) Der Aufsichtsrat ist berechtigt, an einer Sitzung einen Dritten mit beratender Stimme
flr einen bestimmten Gegenstand der Beratung oder Beschlussfassung zu beteiligen. Dar-
Uber entscheidet der Vorsitzende oder der Aufsichtsrat durch Beschluss. In der Einberufung
zur Sitzung sind der Dritte und der Gegenstand seiner Beteiligung zu bezeichnen. Die Betei-
ligung des Dritten an der Sitzung unterbleibt, wenn dies zu Beginn der Sitzung durch den
Aufsichtsrat beschlossen wird.

(10) Die Mitglieder des Aufsichtsrates haben Anspruch auf Zahlung einer angemessenen
Vergltung fUr ihre Téatigkeit in Gestalt eines Sitzungsgeldes als pauschale Aufwandsent-
schédigung fiir jede Teilnahme an einer Sitzung des Aufsichtsrates. Uber die Hohe, die Fal-
ligkeit und die weiteren Einzelheiten beschliet die Gesellschafterversammliung nach Anho-

rung des Aufsichtsrates.

§ 11 Befugnisse der Gesellschafterversammliung
(1) Die Geselischafterversammlung hat die im Gesetz, insbesondere in § 46 GmbHG, und
die in diesem Gesellschaftsvertrag vorgesehenen Befugnisse und beschlieltt insbesondere
uber alle ihr durch Gesetz oder diesen Gesellschaftsvertrag zugewiesene Gegenstande, so-
fern nicht dieser Gesellschaftsvertrag einzelne Befugnisse und Beschlusskompetenzen aus-
dricklich dem Aufsichtsrat zuweist.

(2) Der Gesellschafterversammlung obliegt namentlich die Beschlussfassung lber:
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f)
g)

h)

)
k)

die Feststellung des Jahresabschlusses (Jahresergebnis, Bilanzgewinn, Ergebnis-
verwendung und Verteilung);

die Genehmigung des Lageberichts und des Berichts des Aufsichtsrates;

den Bericht Uber die gesetzliche Priifung der Gesellschaft und die in Folge der Pri-
fung zu treffenden MalRnahmen;

die Verwendung des Ergebnisses auch unter vollstandigem oder teilweisem Aus-
schluss des aus § 29 Absatz 1 GmbHG folgenden Anspruchs auf Ergebnisausschiit-
tung;

die Entlastung der Geschéftsfihrung und des Aufsichtsrates;

die Bestellung des Abschlusspriifers;

die Einforderung der Einlagen und der Verpflichtungen eines Gesellschafters aus sei-
nen Nebenleistungen geman §§ 13, 13 a bis ¢ des Gesellschaftsvertrages;

die Zustimmungen zu Verfliigungen Uber Geschaftsanteile sowie zu deren Teilung
oder Zusammenlegung

die Einziehung von Geschéftsanteilen

den Ausschluss eines Gesellschafters

Erwerb und Veraduflerungen von Beteiligungen an fremden Unternehmen sowie die
Entsendung von Vertretern der Gesellschaft in Aufsichtsratsgremien von diesen Un-
ternehmen,

Kapitalerhthung, Kapitalherabsetzung, Verschmelzung oder Umwandlung der Ge-

sellschaft,

m) die Anderung des Gesellschaftsvertrages

n)

0)

%))
q)

die Aufldsung der Gesellschaft und die Bestellung der Liquidatoren,

die Erweiterung oder Verminderung der Anzahl der gekorenen Mitglieder des Auf-
sichtsrates geman § 9 Absatz 2

die Vergutung fur die Mitglieder des Aufsichtsrates nach § 10 Absatz 10;

alle sonstigen, nach dem Gesetz der Beschlussfassung der Gesellschafterversamm-
lung unterliegenden Rechtshandlungen, soweit dieser Vertrag nicht die Zustandigkeit
des Aufsichtsrates bestimmt hat.

§ 12 Formalititen der Gesellschafterversammlung

Die ordentliche Gesellschafterversammlung findet regelméfig einmal jahrlich in den

ersten acht Monaten des Geschéftsjahres nach Aufstellung des Jahresabschlusses fur das
vergangene Geschaftsjahr statt. Die Geschéaftsfiihrer haben der ordentlichen Gesellschafter-
versammlung den Jahresabschluss (Bilanz und Gewinn- und Verlustrechnung) sowie einen

Jahresbericht mit dem Bericht des Aufsichtsrates vorzulegen. Der Aufsichtsrat hat der Ge-
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sellschafterversammiung Uber seine Tatigkeit zu berichten. § 14 ist zu beachten. Der Abhal-
tung einer formlichen Gesellschafterversammiung bedarf es nicht, wenn séamtliche Mitglieder
der Gesellschafterversammiung schriftlich mit der zu treffenden Bestimmung oder mit der
schriftichen Abgabe der Stimmen sich einverstanden erklaren (Umlaufverfahren).

(2) Aulerordentliche Gesellschafterversammlungen sind einzuberufen in den im Gesetz
und Vertrag vorgesehenen Fallen, und wenn es im Interesse der Gesellschaft erforderlich
erscheint, aulRerdem, wenn Gesellschafter, die mindestens 10 % des Stammkapitals auf sich
vereinigen, dies verlangen, und ihr Verlangen schriftlich begriinden und die Tagesordnungs-
punkte nennen, die Gegenstand der auferordentlichen Gesellschafterversammliung sein
sollen.

(3) Die Gesellschafterversammiung wird von der Geschaftsfihrung einberufen. Jeder
Geschéftsfuhrer ist allein einberufungsberechtigt. Die Gesellschafterversammlung soll am
Sitz der Gesellschaft in ihren Geschaftsraumen an einem Werktag zur Tageszeit stattfinden.
Sie kann mit Einwilligung aller Gesellschafter auch an einen anderen Ort und zu anderen
Zeiten einberufen werden.

(4) Die Einberufung zur Gesellschafterversammlung erfolgt schriftlich in Textform per
Post, Fax oder Email unter Angabe der Tagesordnung und der Gegenstadnde der Beschluss-
fassung. Die Einladungsfrist betragt mindestens zwei Wochen. Sie kann in dringenden Fal-
len bis auf eine Woche abgekiirzt werden. Sie beginnt mit der Absendung der Einberufung.
(5) Die Gesellschafterversammlung wird von ihrem Vorsitzenden geleitet. Vorsitzender
ist die vom Gesellschafter Landkreis Anhalt-Bitterfeld zu seiner Vertretung befugte Person.
Sie ernennt den Protokollfiihrer.

(6) Die Gesellschafter kdnnen Beschliisse auch ohne Wahrung der Formen und Fristen
fur die Einberufung und Abhaltung der Gesellschafterversammiung fassen, wenn alle Gesell-
schafter anwesend oder vertreten sind und sich mit der Beschlussfassung einverstanden
erklaren.

(7) Uber Beschliisse der Gesellschafterversammlung ist eine Niederschrift (Protokoll in
Ergebnisform) anzufertigen, die von dem Vorsitzenden und dem Protokollfihrer zu unter-
schreiben ist. Eine Ausfertigung hat der Vorsitzende unverziglich allen Gesellschaftern, dem
Vorsitzenden des Aufsichtsrates und dem Geschaftsfuhrer zuzuleiten.

(8) Beschlisse kénnen nur iber Gegenstande der Tagesordnung gefasst werden. Nach-
tragliche Antrdge auf Beschlussfassung, kénnen aufgenommen werden, wenn sie spates-
tens am 3. Tage vor der Gesellschafterversammlung, wobei der Tag der Gesellschafterver-
sammlung ausgeschlossen ist, in der in Absatz 4 festgesetzten Form bekanntgegeben wor-
den sind. Dasselbe gilt fiir die Antrage der Geschéftsflihrer oder des Aufsichtsrates. Zur Be-

schlussfassung uber die Leitung der Versammlung oder Uber einen in der Versammlung ge-
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stellten Antrag auf Einberufung der aufterordentlichen Gesellschafterversammliung bedarf es
keiner Ankindigung.

(9) Ist die Versammlung nicht ordnungsgeman berufen oder sind die Gegenstdnde der
Tagesordnung nicht ordnungsgemaR angekiindigt, so kénnen Beschlisse darliber nur ge-
fasst werden, wenn samtliche Mitglieder der Gesellschafterversammlung anwesend sind und
ihr Einverstandnis dazu zu Protokoll der Versammlung erklart haben.

(10) Die Gesellschafterversammlung ist beschlussfahig, wenn mindestens so viele Gesell-
schafter anwesend oder vertreten sind, dass sie mehr als die Halfte aller vorhandenen
Stimmen in sich vereinen. Ist dies nicht der Fall, so ist eine neue Versammlung mit gleicher
Tagesordnung zu berufen, welche ohne Riicksicht auf die Hohe des vertretenden Stimm-
rechts beschlussfahig ist. Darauf ist in der Einberufung hinzuweisen.

(11)  Jeder Gesellschafter wird in der Gesellschafterversammiung durch eine Person ver-
treten, die eine schriftliche Vollmacht vorzulegen hat, soweit sich ihre Alleinvertretungsbe-
fugnis nicht aus 6ffentlichen Registern ergibt.

(12) Die Beschlisse der Gesellschafterversammiung werden mit einfacher Stimmenmehr-
heit des bei der Beschlussfassung vertretenen Kapitals gefasst, sofern Gesetz oder Gesell-
schaftervertrag nichts anderes bestimmen. Je 250 € eines Geschéftsanteils gewahren eine
Stimme. Nicht abgegebene Stimmen gelten als Stimmenthaltung. Sie werden fiir die Be-
rechnung der Mehrheit nicht mitgezahlt. Die Abstimmung erfolgt offen durch Handaufhebung.
Folgende Beschliisse der Gesellschafterversammlung bedirfen einer Mehrheit von 75 % des

abstimmenden Kapitals:

a) Einziehung von Geschaftsanteilen
b) Ausschluss eines Gesellschafters
c) Erwerb und VerauRerungen von Beteiligungen an fremden Unternehmen sowie die

Entsendung von Vertretern der Gesellschaft in Aufsichtsratsgremien von diesen Unterneh-

men,
d) Kapitalerhéhung, Kapitalherabsetzung, Verschmelzung oder Umwandlung der Ge-
sellschaft,

e) Anderung des Gesellschaftsvertrages

f) Auflésung der Gesellschaft und die Bestellung der Liquidatoren,

(13) Die Anwesenheit weiterer Personen kann von der Gesellschafterversammlung durch
Beschluss zugelassen werden. Die Geschaftsflihrer und der Vorsitzende des Aufsichtsrates
haben auf schriftliches Verlangen eines Gesellschafters mit beratender Stimme teilzuneh-

men.
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(14) Ein Beschluss der Gesellschafterversammlung kann nur durch Klage binnen einer
Frist von zwei Monaten angefochten werden. Die Frist beginnt mit dem Zugang des Proto-
kolls gemaR Absatz 7.

(15) Gesellschafterbeschliisse konnen ohne Versammlung der Gesellschafter auch im
Umlaufverfahren (schriftlich, per Fax oder per Email) gefasst werden, wenn alle Gesellschaf-
ter zustimmen oder sich an der Beschlussfassung beteiligen. Fir die Beschlussvorlage und
ihre Bekanntmachung an die Gesellschafter durch die Geschéaftsflihrung gelten die Abséatze
3 Satz 1, 4 Satz 1, 8 Satz 1, 9, 10 und 12 sinngemaR. Die Frist zur Stimmabgabe per Brief,
Telefax oder Email betragt drei Werktage ab Zugang der Vorlage. Uber den Verlauf und das
Ergebnis des Umlaufverfahrens sind die Gesellschafter von dem Geschéftsfiihrer unverziig-

lich schriftlich zu unterrichten.

§ 13 Zuschiisse der Gesellschafter
(1) Um der Gesellschaft aus allgemeinen kulturpolitischen Griinden insbesondere den
Betrieb der 6ffentlichen kulturellen Einrichtungen in Erfullung ihres Gesellschaftszwecks zu
ermdglichen und zu fordern, zahlen die Gesellschafter Landkreis Anhalt-Bitterfeld und Stadt
Kothen (Anhalt) der Gesellschaft Zuschiisse gemaft den nachfolgenden Bestimmungen.
(2) Die Zahlung der Zuschusse ist nicht abhéngig von einer Gegenleistung. Die Zu-
schisse dirfen ausschlieRlich im Rahmen des Gegenstandes der Gesellschaft verwendet
werden. Der Zuschuss ist eine kooperative Nebenleistung des jeweiligen zu seiner Zahlung
verpflichteten Gesellschafters im Sinne von § 3 Absatz 2 GmbHG und mit seiner Stellung als
Gesellschafter und seiner Stammeinlage verbunden. Sie geht auf einen Erwerber oder
Rechtsnachfolger Uber. Die Regelungen (ber die Zuschusspflichten sind nicht ordentlich
kindbar und unterliegen nicht einem etwaigen Preisgaberecht analog § 27 GmbHG. lhre
etwaige Anderung ist Satzungsénderung, die eines einstimmigen Beschlusses der Gesell-
schafterversammlung bedarf. Die Zuschusspflichten begriinden keine Nachschusspflicht
eines Gesellschafters im Sinne von § 26 GmbHG.
(3) Die Zuschusspflichten beginnen am 01.01.2018. Sie enden mit Ablauf des
31.12.2027.
(4) Die Stadt Kothen (Anhalt) fordert die Tatigkeit der Gesellschaft durch Zahlung eines
jahrlichen Zuschusses in Hohe von insgesamt 302.300,00 Euro. Der Zuschuss wird jeweils
zu 25 v. H. des jahrlichen Zuschusses zum 15.01., 15.04., 15.07. und 15.10. fallig.
(5) Der Landkreis Anhalt-Bitterfeld fordert die Tatigkeit der Gesellschaft durch Zahlung
eines jahrlichen Zuschusses in Hohe von insgesamt 350.560 Euro. Der Zuschuss wird je-
weils zu 25 v. H. des jahrlichen Zuschusses zum 15.01., 15.04., 15.07. und 15.10. fallig.
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(6) Der Landkreis Anhalt-Bitterfeld fordert die Tatigkeit der Gesellschaft durch Zahlung
eines weiteren monatlichen Zuschusses in Hohe von 890 Euro zu den Personalkosten eines
Geschaftsflhrers. Der Zuschuss wird jeweils zum 15. des Folgemonats fallig.

(7) Der Landkreis Anhalt-Bitterfeld fordert die Tatigkeit der Gesellschaft durch Zahiung
eines weiteren monatlichen Zuschusses in Hohe von 168.234,00 Euro. Der Zuschuss wird
jeweils zum 15. des Folgemonats fallig.

(8) Der Landkreis Anhalt-Bitterfeld férdert die Tatigkeit der Gesellschaft des Weiteren

durch unentgeltliche Personalgestellung jeweils einer Person fur folgende Funktionen:

Veranstaltungsleiter

Bihnentechniker

1. Schlosshausmeister

2. Leiter Préhistorische Sammlung
3. Leiter Naumann-Museum

4, Sekretérin

5. Werbung / Marketing

6.

7.

8.

Bilhnentechniker
Fir den Fall, dass eine Funktionsperson im Sinne von Satz 1 Arbeitnehmer der KKM wird,
insbesondere als Folge eines Betriebsiliberganges gemal § 613 a BGB, erfolgt die Forde-
rung insoweit nicht mehr durch Personalgestellung, sondern durch Ubernahme der der KKM
fur diese Funktionsperson entstehenden Personalkosten durch den Landkreis Anhalt-
Bitterfeld.
(9) Soweit das Arbeitsverhaltnis eines zum 01.01.2018 gestellten oder ibergegangenen
oder zur KKM (ibergegangenen Arbeithehmers im Sinne des Absatzes 8 endguiltig endet,
fordert der Landkreis Anhalt-Bitterfeld die Tatigkeit der Gesellschaft durch Zahlung eines
weiteren monatlichen Zuschusses in Hohe der Stufe 2 der Entgeltgruppe des ausgeschiede-
nen, gestellten oder Ubergegangenen Arbeitnehmers gemaR TV6D. Mafdgeblich ist die wo-
chentliche Arbeitszeit des ausgeschiedenen, gestellten oder Ubergegangenen Arbeitneh-
mers. Die Einstellung eines Ersatzarbeitnehmers ist nicht erforderlich. Der Zuschuss wird
jeweils zum 15. des Folgemonats fallig.
(10)  Bei der Berechnung des Zuschusses gemafl Absatz 9 bleiben unberiicksichtigt:

a) der etwaige Wegfall von Beitrdgen zur Zusatzversorgungskasse,

b) tarifliche Steigerungen, einschlieRlich Stufenaufstiege, nach dem TVAD sowie

c) eventuelle Leistungen der Agentur flr Arbeit bei Altersteilzeit eines zu ersetzenden

Arbeitnehmers bzw. Wiedereingliederung (Wiedereingliederungshillfe).

(11) Die vorstehenden Bestimmungen schlieRen die Zahlung weiterer Zuschiisse durch

Dritte nicht aus. Der Gesellschafter Wohnungsgesellschaft Kéthen mbH kann zur Zahlung
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von Zuschissen im Sinne von § 13 oder sonstigen Nebenleistungen nicht verpflichtet wer-
den.

(12) Die Gesellschafter Landkreis Anhalt-Bitterfeld und Stadt Kéthen (Anhalt) verpflichten
sich wechselseitig, 18 Monate vor dem Ende der Zuschusspflichten (Absatz 3 Satz 2), also
ab dem 01.07.2026, Verhandlungen (iber eine Erneuerung ihrer Zuschusspflichten im Sinne
der Absatze 1 und 2 , 4 bis 10, zu flihren und diese mdglichst bis zum 30.06.2027 abzu-
schlieBen. Sie sind hierbei gehalten, der jeweils anderen Partei konkrete Vorschldge (ber
Grund, Hohe, Laufzeit und Falligkeit des Zuschusses, den man zu gewahren bereit sei, zu
unterbreiten, und einen solchen Vorschlag zu begriinden. In Ansehung der Laufzeit ist auf
die § 17 Absatz 1 geregelten Fristen Bedacht zu nehmen. Unberlhrt bleibt das Recht einer
Partei, die Fortsetzung der Verhandlungen zu verweigern oder diese fur gescheitert zu erkla-
ren, wenn sie dafur halt, dass die Vorschldge der anderen Partei nicht zumutbar seien. Diese
Rechtsaustbung ist zu begriinden. Die Haftung der Parteien beschrankt sich auf die Falle,
dass eine Partei Uberhaupt nicht zu verhandeln bereit ist, oder lediglich Vorschlage unter-
breitet, die fir die andere Partei offensichtlich nicht verhandlungsféhig sind (Scheinverhand-
lung). Der Gesellschafter Wohnungsgesellschaft Kéthen mbH ist an den Verhandlungen mit
beratender Stimme zu beteiligen. Die Verhandlungspflichten entfallen, wenn der zu ihrer
Fahrung verpflichtete Gesellschafter aus der Gesellschaft geman § 17 ausscheidet oder ge-
man § 18 die Auflésung der Gesellschaft beschlossen ist.

§ 13 a Weitere Nebenleistungen des Gesellschafters Landkreis Anhalt-Bitterfeld
§ 13 a Artikel 1 Allgemeines

(1) Der Landkreis Anhalt-Bitterfeld (Landkreis) Ubertragt der Gesellschaft (KKM) durch Leih-
vertrag gemafR §§ 598 ff. BGB und durch Ubernahme von Vertragen als Schuldiilbernahme
geman §§ 414 bis 418 BGB, hilfsweise als Erflllungsiibernahme gemaf § 329 BGB, folgen-
de kulturelle Einrichtungen und Gegensténde, die jeweils einen Inbegriff von Sachen, ihren
Bestandteilen, Zubehdr und Gerechtsamkeiten bilden, (im folgenden ,Leihgaben® genannt),
namlich

e das Naumann — Museum

¢ das historische Museum fir Mittelanhalt

e die Prdhistorische Sammlung

¢ Raumlichkeiten im Gebaude der Landkreisverwaltung Am Fluglatz 1 in Kéthen flr die

Prahistorische Sammlung
¢ Inventar aus dem ehemaligen ,Blrgerhaus am Markt, das nunmehr dem Betrieb des

Veranstaltungszentrum im Schloss Kéthen durch die KKM dient
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mit Wirkung ab dem 01.01.2018 zu den nachfolgend vereinbarten MalRgaben. Zweck der
Leihe ist die Forderung des Gegenstandes der Gesellschaft gemaR § 3 Absatz 1 des Gesell-
schaftsvertrages durch den Betrieb von Kultureinrichtungen durch die KKM. § 13 Absatz 1
und 2 sowie Absatz 11 und 12 gelten ausdriicklich und sinngemaf auch flr diese Vereinba-
rung einer Nebenleistung i.S.v. § 3 Absatz 2 GmbHG.

(2) Fur ihre Durchfiihrung sind sich die Parteien einig, dass:

(2.1) der Vertrag zwischen dem Landkreis Anhalt-Bitterfeld (vormals Kéthen/Anhalt) und der
Stadt Kéthen (Anhalt) liber den Betrieb von Kultureinrichtungen durch die Stadt Kéthen (An-
halt) vom 29.06.2007 (im Folgenden: Kulturstattenvertrag) in der Fassung des Anderungs-
vertrages zwischen dem Landkreis Anhalt-Bitterfeld und der Stadt Kéthen (Anhalt) (ber den
Betrieb von Kultureinrichtungen durch die Stadt Kéthen (Anhalt) vom 21.11.2014 mit Wirkung
zum Ablauf des 31.12.2017 aufgehoben und durch § 13 a des Gesellschaftsvertrages der
KKM mit Wirkung ab dem 01.01.2018 ersetzt wird;

(2.2) der Kulturvertrag zwischen der Stadt Kéthen (Anhalt) und der KKM vom 20.11.2007 in
der Fassung des Anderungsvertrages vom 28.11./02.11.2014 zum Ablauf des 31.12.2017
aufgehoben und durch § 13 a des Gesellschaftsvertrages der KKM mit Wirkung ab dem
01.01.2018 ersetzt wird;

(3) Die Parteien stellen klar, dass in Ansehung der in Absatz 1 bezeichneten Vertragsgegen-
stande

(3.1) Vertrage, die bis zum 31.12.2017 bereits auf die KKM (ibergeleitet sind, keiner erneuten
ausdriicklichen Uberleitung bediirfen;

(3.2) der unmittelbare Besitz der KKM ihr ab dem 01.01.2018 nicht mehr von der Stadt, son-
dern vom Landkreis vermittelt wird, auch dann, wenn eine férmliche Beendigung eines bishe-
rigen Besitzmittlungsverhaltnisses und dessen Neubegrindung unterblieben sein sollte;

(3.3) die Gefahr und die Verkehrssicherungspflicht ab dem 01.01.2018 auf die KKM Uberge-
hen;

(4) Die Gesellschaft und ihre Gesellschafter lassen sich bei der Verwirklichung des Zwecks
der Leihe (Absatz 1) von folgenden Grundsatzen leiten:

(4.1) Zu den offentlichen Kultureinrichtungen, die bislang vom Landkreis vorgehalten werden,
zahlen insbesondere das Naumann-Museum, das Historische Museum fiir Mittelanhalt, die
Prahistorische Sammlung und das Birgerhaus am Markt. Das Blrgerhaus am Markt ist zwi-
schenzeitlich ab 2007 durch das Veranstaltungszentrum im Schloss Kéthen ersetzt worden.
In dem Bestreben, das kulturelle Angebot im Landkreis und in der KKM zu erhalten und wei-
terzuentwickeln, stimmen der Landkreis und die KKM darin Uberein, dass die praktische Um-
setzung der kulturellen Aufgabenstellungen kiinftig durch die KKM erfolgt. Mit dem einheitli-
chen Betrieb von kulturellen Einrichtungen durch die KKM bezwecken die vertragschliel3en-
den Parteien als Gesellschafter der KKM eine Senkung des Zuschussbedarfs der kulturellen
Einrichtungen, weil hieraus erwachsende Optimierungsmaéglichkeiten, Organisationsvorteile
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(Vermeidung von Doppelstrukturen) und Rationalisierungseffekte genutzt werden kénnen.
Ferner zielt die Zusammenfihrung der kulturellen Einrichtungen auf eine Verbesserung der
Zusammenarbeit der kulturellen Einrichtungen sowie die Weiterentwicklung des Niveaus des
kulturellen Angebots ab.

(4.2) Deshalb regelt der Vertrag auch den Betrieb des Veranstaltungszentrum im Schloss
Kéthen durch die KKM, der u. a. Funktionen des Burgerhauses tUbernommen hat (im Fol-
genden: kulturelle Einrichtungen). Das Eigentum des Landkreises bleibt hiervon unbertihrt.

(4.3) Die Parteien stellen fest, dass fiir die Zeit der Betreibung der kulturellen Einrichtungen
durch die KKM die Satzungshoheit hinsichtlich dieser Einrichtungen ausschlielich bei der
KKM liegt, da es sich insoweit um 6ffentlich-rechtliche Einrichtungen der KKM handelt. Der
Landkreis verpflichtet sich, die von ihm erlassenen Satzungen zu den kulturellen Einrichtun-
gen unverziglich aufzuheben. Die KKM kann die Nutzungsbedingungen, insbesondere die
Offnungszeiten, die Hausordnung und das jeweils zu zahlende Entgelt, fiir die kulturellen
Einrichtungen auch zivilrechtlich selbst regein.

(4.4) Es ist Sache der KKM, fiir den Betrieb der kulturellen Einrichtungen, insbesondere fir
Umfang, Inhalt und Ausgestaltung des kulturellen Angebots, Sorge zu tragen. Ein Weisungs-
recht des Landkreises, der Stadt Kéthen oder der WGK besteht insoweit nicht.

(4.5) Die KKM und ihre Gesellschafter werden sich nach Méglichkeit bemuhen, Férdermittel
zu erhalten. Die Gesellschaft und ihre Gesellschafter werden sich gegenseitig bei der Stel-
lung von Férderantragen unterstitzen.

(4.6) Die KKM verpflichtet sich zur Einhaltung der mafigeblichen datenschutzrechtlichen
Bestimmungen. Sie wird insbesondere die von ihr beteiligten Personen oder die von ihr be-
auftragten Dritten entsprechend verpflichten und flir die Sicherheit und den Schutz der bei
ihm anfallenden personenbezogenen Daten ausreichende organisatorische MalRnahmen
ergreifen.

(4.7) Die Vertragsparteien verpflichten sich zu einer engen partnerschaftlichen Zusammen-
arbeit. Sie informieren sich gegenseitig Uber alle wesentlichen Vorgange.

(5) Kulturpolitische Aufgaben und Ziele des ,Veranstaltungszentrum im Schloss Kdthen®
sind:

(5.1) Aufgaben:

- die Erarbeitung und Verwirklichung einer vielseitigen eigenen Veranstaltungstatig-
keit entsprechend der multifunktionalen Ausstattung des Objektes,

- als Kommunikationszentrum, der kulturellen Begegnung, als Statte der Bildung und
des Ausgleiches zur Arbeitswelt zu wirken,

- die Nutzung des Veranstaltungszentrums durch andere Kulturtrdger und Interessen-
ten zu ermoglichen und
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- die Realisierung von Beispielvorhaben, Ausstellungen, Tagungen, soziokulturellen
MaRnahmen und eigenen Kulturprojekten und experimentellen Veranstaltungen.

(5.2) Ziele:

- die Planung, Realisierung und Auswertung einer auf Zielgruppen basierenden Ver-
anstaltungstatigkeit aller Genres unter Beachtung eines vertretbaren Aufwand-
Nutzen-Verhaltnisses,

- die Verwirklichung kreislicher Kulturbedirfnisse im Sinne der Sicherung der kulturel-
len Pluralitdt im Landkreis Anhalt-Bitterfeld,

- die Absicherung hochgradiger Kunst- und Kulturerlebnisse sowie

- die Realisierung des Anspruches der Kultureinrichtung, als Kulturstdtte mit einer
hohen Umlandfunktion zu wirken.

(6) Kulturpolitische Aufgaben und Ziele des Naumann-Museums, des Historischen Museums
fur Mittelanhalt sowie der Prahistorischen Sammiung sind zusatzlich zur Sicherung des Kul-
turgutes gegen Diebstahl, Brandgefahrdung, Schaden durch Dritte, unsachgeméfie Lage-
rung und VerduRerung:

(6.1) Aufgabe des Naumann-Museums und des Historischen Museums ist:

- die Erarbeitung, Pflege und museumspadagogische Betreuung der Dauerausstel-
lung einschlieBlich Aufbau, Erschliefung und Pflege der Sammlung, Sicherung der
Sammlungs- und Bewahrungsfunktion,

- die Ausfiihrung von wissenschaftlichen Aufgaben entsprechend der nationalen und
regionalen Bedeutung der musealen Einrichtungen, wissenschaftliche ErschlieRung
des Bestandes und Publizierung der Ergebnisse,

- die wissenschaftliche Erarbeitung und Realisierung von regionalen und Uberregio-
nalen relevanten Ausstellungsprojekten der Geschichte und Kulturgeschichte sowie
Zusammenarbeit mit anderen musealen Einrichtungen,

- die museumspadagogische Begleitung von Sonderausstellungen, bei der Beglei-
tung von Kulturprojekten und bei der Offentlichkeitsarbeit,

- die fachliche Aufbereitung des prahistorischen Sammliungsgutes,
- die Sicherung des Kulturgutes und

- die Durchflihrung beispielgebender Veranstaltungen und Vorhaben zur Verwirkli-
chung der Gegenwartskultur und der Bildenden Kunst.

(6.2) Ziel des Naumann-Museums und des Historischen Museums ist:

- die Realisierung musealer Aufgaben im Zusammenhang mit der Bedeutung der Mu-
seen,
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- die Sicherung der wissenschaftlichen Bedeutung und Ausstrahlung der musealen
Einrichtungen,

- die Schaffung eines vielschichtigen kulturellen Bildungs- und Veranstaltungsange-
botes,

- die Foérderung des historischen Bewusstseins, der kulturellen Erbpflege und Schaf-
fung von Identifikationsmoglichkeiten,

- die Vermittlung zwischen Kunstschaffenden und Bevodlkerung sowie

- die Sicherung einer ansprechenden Medien-, Publikations- und Offentlichkeitsarbeit.
(6.3) Ziel und Aufgabe der Prahistorischen Sammlung sind:

- Sammlungs- und Bewahrungsfunktion,

- Forschungs- und Dokumentierungsfunktion,

- Ausstellungs- und Vermittlungsfunktion

(7) Umfang, Art und Weise der Umsetzung der vorgenannten Aufgaben und Ziele stehen
unter dem Vorbehalt einer Umsetzbarkeit mit vertretbarem wirtschaftichem Aufwand. Die
Parteien sind sich einig, dass die vorgenannten Aufgaben und Ziele einer standigen Anpas-
sung und zeitgemafRen Weiterentwicklung durch die KKM unterliegen.

§ 13 a Artikel 2 Leihe der kulturellen Einrichtungen an KKM

(1) Der Landkreis als Verleiher tiberlasst der KKM als Entleiher die in Artikel 1 Absatz 1 be-
zeichneten Leihgaben zum unentgeltlichen Gebrauch fir den Zweck der Leihe. Die KKM
verpflichtet sich, die Leihgaben zu libernehmen und nach MaRgabe dieses Vertrages in ihrer
Obhut zu behalten.

(2) Erweitert der Landkreis die Bestdnde des Naumann-Museums, des Historischen Muse-
ums und der Prahistorischen Sammlung um weitere Exponate, werden diese ebenfalls Leih-
gaben gemafR Absatz 1. Das gleiche gilt, wenn der Landkreis einen sonstigen Gegenstand
als Bestandteil oder Zubehér in eine Leihgabe einbringt, oder einen solchen bereits vorhan-
denen Gegenstand durch einen anderen ersetzt. Werden die Bestande des Naumann-
Museums, des Historischen Museums und der Prahistorischen Sammlung durch die KKM in
Umsetzung der Maflgaben aus Artikel 1 Absatz 7 um zuséatzliche Exponate erweitert, sind
diese in das Eigentum des Landkreises zu Uberfiihren. Das gleiche gilt, wenn die KKM in
Umsetzung der MaRRgaben aus Artikel 1 Absatz 7 eine Leihgabe mit einer Einrichtung ver-
sieht oder neue Bestandteile oder neues Zubehor in diese einbringt. § 601 Absatz 2 Satz 2
BGB (Wegnahmerecht des Entleihers) findet insoweit keine Anwendung. Vorgange dieser
Art sind dem anderen Beteiligten jeweils unverzliglich schriftlich mitzuteilen.

(3) Der Landkreis kann von der KKM die voriibergehende Uberlassung einzelner Leihgaben
verlangen, wenn er diese fiur eigene Zwecke (z. B. Reprasentation) benétigt. Das Verlangen
ist drei Monate vor dem Beginn der verlangten Uberlassung schriftlich zu erkldren und zu
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begrinden. Ihm darf KKM nur aus wichtigem Grund nicht entsprechen, insbesondere darf
der Vertragszweck nicht gefahrdet werden. Alle Kosten (z. B. Transport, Versicherung) tragt
der Landkreis; Fir das durch Satz 1 begriindete Rechtsverhltnis gelten im Ubrigen die Vor-
schriften des BGB (ber die Leihe.

(4) Der Landkreis leistet der KKM keine Gewahr fiir Rechtsméngel oder Sachméngel der
Leihgaben, er hat nur Vorsatz und grobe Fahrlassigkeit zu vertreten. Unberihrt bleibt seine
Haftung aus § 600 BGB auf Schadensersatz bei arglistigem Verschweigen eines Rechts-
oder Sachmangels an einer Leihgabe.

(5) Die KKM tragt die Gefahr fir die Leihgaben. Sie haftet also auch verschuldensunabhan-
gig fur Abhandenkommen, Untergang oder Verschlechterung durch Zufall. Die KKM Uber-
nimmt auflerdem die Verkehrssicherungspflicht und stellt den Landkreis von seiner Haftung
gegenuber Dritten frei. Es obliegt der KKM, die Leihgaben auf ihre Kosten gegen die vorer-
wéhnten Gefahren und Haftungen ausreichend ortsiiblich zu versichern. Im Falle des Eintritts
eines Schadens ist die KKM verpflichtet, neben einer Benachrichtigung tGber den Schaden
selbst den Landkreis unverziiglich schriftlich (ber die Art und das Zustandekommen des
Schadens zu unterrichten und gegebenenfalls notwendige Unterlagen vorzulegen.

(6) Die KKM tragt die Betriebskosten der Leihgaben im Sinne der BetriebskostenVO. Sie hat
die Leihgaben auf ihre Kosten und Gefahr zu erhalten, instand zu halten und instand zu set-
zen. Das gilt auch im Falle einer Veranderung oder Verschlechterung einer Leihgabe durch
vertragsgemafen Leihgebrauch. Sie tragt auch die Kosten einer notwendigen oder nutzli-
chen Verwendung auf eine Leihgabe. Die KKM ist nicht berechtigt, eine Einrichtung wegzu-
nehmen, mit der sie eine Leihgabe versehen hat. Art und Umfang der vorerwahnten Pflichten
der KKM richten sich nach dem in Artikel 1 definierten Zweck der Leihe. Die KKM darf von
den Leihgaben keinen anderen als diesen Gebrauch machen. Sie ist nicht berechtigt, den
Gebrauch einer Leihgabe ohne Zustimmung des Landkreises einem Dritten zu (iberlassen.
Die KKM ist verpflichtet, die Nutzung/Pflege/Bedienung etc. der Leihgaben nur unter Aufsicht
von bzw. mit entsprechend qualifiziertem Personal vorzunehmen. Die bei der Ubergabe der
Leihgaben bestehenden Sicherheits- und / oder Bewachungsmafinahmen sind im vorhande-
nen oder im vergleichbarem Umfang aufrecht zu erhalten. Die KKM benachrichtigt den
Landkreis unverzlglich von jeder wesentlichen Veranderung, Beschadigung oder Verlust an
den Leihgaben.

(7) Soweit hinsichtlich der Leihgaben bereits bei der Ubergabe ein dringender Reparatur-
bzw. Restaurationsbedarf besteht, wird die KKM die zum Schutz vor weiterer Verschlechte-
rung notwendigen Mallnahmen ergreifen. Sie hat im Rahmen der vorgenannten Verpflich-
tungen fur die fachgerechte Instandhaltung, Reparatur sowie Restaurierung der Leihgaben
Sorge zu tragen. Die Kosten tragt die KKM. Soweit die Restaurierungs- und Reparaturarbei-
ten Bestdnde des Naumann-Museums, des Historischen Museums und der prahistorischen
Sammlung betreffen, dirfen diese nur fachgerecht durch geeignete Restauratoren und nur
mit der schriftlichen Einwilligung des Landkreises ausgefiihrt werden.
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(8) Im Falle des Verlustes bzw. der Unbenutzbarkeit von Leihgaben sind diese, wenn es sich
nicht um Exponate handelt, durch die KKM zu ersetzen. Eine Ersatzpflicht des Landkreises
besteht nicht. Mit Zustimmung des Landkreises kann insbesondere dann von der Anschaf-
fung von Ersatzstlicken abgesehen werden, wenn diese zur weiteren Aufgabenerfiillung
nicht erforderlich sind. Die Ersatzstiicke werden Eigentum des Landkreises und Gegenstand
dieses Leihvertrages. Die Ersatzbeschaffungen sind dem Landkreis anzuzeigen. Sonstige
Anspriiche des Landkreises, z. B. Schadenersatzanspriiche, bleiben von dieser Regelung
unberdhrt.

(9) Der Landkreis ist berechtigt, die Leihgaben jederzeit nach vorheriger Abstimmung mit der
KKM selbst zu untersuchen oder durch einen Beauftragten untersuchen zu lassen. Die KKM
ist verpflichtet, den Landkreis im Rahmen ihrer Mdglichkeiten hierbei zu unterstitzen. Die
Kosten der Untersuchung tragt der Landkreis.

(10) Die KKM ist berechtigt, die Leihgaben fotografisch zu reproduzieren und dieses Recht
fur die Vertragslaufzeit auf Dritte zu Ubertragen.

(11) Die KKM sorgt dafiir, dass ein zeitlich und gegenstandlich lickenloser Versiche-
rungsschutz flr die kulturellen Einrichtungen gewéhrleistet und fur die Vertragsdauer auf-
rechterhalten wird. Anspriche aus den Versicherungen werden, soweit sie das Eigentum des
Landkreises betreffen, bereits jetzt an den Landkreis abgetreten. Der Landkreis nimmt diese
Abtretung an. Etwaige Versicherungsfélle werden durch die KKM ordnungsgemaf abgewi-
ckelt. Die KKM wird insoweit vom Landkreis bevoliméchtigt, die zur Abwicklung des Versi-
cherungsfalles notwendigen Erkldrungen abzugeben und Untervolimachten zu erteilen, fer-
ner zur Entgegennahme von Zahlungen. Soweit bei den Versicherungen ein Selbstbehalt
vereinbart wurde, ist dieser durch die KKM an den Landkreis im Schadensfall zu zahlen.

(12) Der Landkreis stellt der KKM folgende in dem Geb&ude der Landkreisverwaltung, Am
Fluglatz 1, 06366 Kothen (Anhalt) befindlichen Raumlichkeiten im Wege der Leihe zur Verfi-
gung: 022 bis 030, 033 und 037. Der Landkreis wird der KKM die Raumlichkeiten in dem
Zustand ubergeben, in dem sie sich bei einer gemeinsam durchzuflinrenden Begehung be-
finden. Diesen Zustand erkennt die KKM als vertragsgemal® an. Die Verleihung dieser
Raumlichkeiten erfolgt ausschlieRlich zu Zwecken dieses Vertrages, also zur Verwirklichung
der Ziele und Aufgaben der prahistorischen Sammlung. Der Landkreis tragt fur den Zeitraum
der Nutzung der Raumlichkeiten durch die KKM alle Betriebskosten und Bewirtschaftungs-
kosten. Die KKM verpflichtet sich, diese mdglichst gering zu halten, entsprechende Bemiui-
hungen des Landkreises zu unterstiitzen und Einsparpotentiale - gegebenenfalls nach ent-
sprechenden Vorschlagen des Landkreises - zu nutzen.

§ 13 a Artikel 3 Verbleib der Einnahmen

Die Einnahmen aus der Nutzung der Leihgaben (z.B. Eintrittsgelder, Mietzinsen etc.) verblei-
ben bei der KKM.
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§ 13 a Artikel 4 Dauer des Leihertrages

(1) Der Leihvertrag beginnt mit der Beurkundung des neuen Gesellschaftsvertrages der KKM
durch die Vertragsparteien. Soweit nicht ausdricklich etwas anderes vereinbart ist, werden
alle Vereinbarungen des Leihvertrages erst wirksam, wenn die nachfolgenden Vorausset-
zungen vorliegen:

a) Notwendige Genehmigungen der Kommunalaufsichten

b) Abschluss der notwendigen Personalgestellungsvertrage soweit vor dem Stichtag dem
Betriebsiibergang widersprochen wurde

c) Offentliche Bekanntmachung des Gesellschaftsvertrages nach den fiir den Landkreis und
die Stadt geltenden Vorschriften

jedoch nicht vor dem 01.01.2018.

(2) Stichtag fiir die Ubertragung der Leihgaben - die Wirksamkeit des Vertrages nach Ab-
satz 1 vorausgesetzt — ist der 01.01.2018; andernfalls der 1. Tag des auf die Wirksamkeit
folgenden Monats.

(3) Die KKM und der Landkreis werden sich gemeinsam um den Eintritt der in Absatz 1 ge-
nannten Voraussetzungen bis zum Stichtag bemiihen. Jede Partei verpflichtet sich, den Ver-
tragspartner unverziglich schriftlich ber den Eintritt jeder einzelnen Voraussetzung zu in-
formieren.

(4) Der Leihvertrag wird fiir die Zeit vom 01.01.2018 bis zum 31.12.2027 geschlossen. Er ist
in dieser Zeit nicht ordentlich kiindbar. Er verlangert sich nicht dadurch, dass die KKM ge-
maR § 17 Absatz 1 Satz 1 des Gesellschaftsvertrages Uber den 31.12.2027 hinaus fortge-
setzt wird. § 13 Absatz 13 gilt entsprechend

(5) Der Landkreis ist zur auRerordentlichen Kiindigung aus wichtigem Grund berechtigt,
wenn er aus diesem Grund seinen Austritt aus der KKM rechtswirksam erklart hat.

(6) Die KKM ist zur auferordentlichen Kiindigung aus wichtigem Grund berechtigt, aber
nicht verpflichtet, wenn sie den Landkreis als Gesellschafter aus wichtigem Grund aus der
Gesellschaft ausgeschlossen hat.

§ 13 a Artikel 5 Riickabwicklung

(1) Im Falle der Beendigung des Vertrages hat die KKM die Leihgaben dem Landkreis zu-
rickzugeben im ordnungsgemafen Zustand am vom Landkreis zu bestimmenden Ruck-
gabeort. Ein Zurlckbehaltungsrecht an den Leihgaben ist ausgeschlossen. Erfolgt die Riick-
gabe nicht im ordnungsgemafen Zustand, so hat der Landkreis der KKM schriftlich eine an-
gemessene Frist zur Herstellung eines ordnungsgemafen Zustandes unter Androhung der
Ersatzvornahme zu setzen. Nach fruchtlosem Fristablauf kann der Landkreis die zur Herstel-
lung eines ordnungsgemafen Zustandes erforderlichen Aufwendungen durch eigenes Per-
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sonal oder beauftragte Dritte vornehmen lassen und die Kosten der KKM in Rechnung stel-
len.

(2) Bis zur Herstellung des ordnungsgemafRen Zustandes der Leihgabe gilt diese als
nicht zurtickgegeben. Gibt die KKM die Leihgabe nicht oder nicht vollstandig zum vereinbar-
ten Termin zuriick, hat sie den dadurch entstehenden Schaden zu ersetzen.

(3) Bei Riickgabe werden die Leihgaben vom Landkreis in Anwesenheit eines Vertreters
der KKM auf Vollsténdigkeit geprift und untersucht. Das Ergebnis der Prifung und Untersu-
chung ist von den Vertragsparteien schriftlich festzuhalten und zu unterzeichnen. Erzielen
die Vertragsparteien hinsichtlich der Erstellung des ordnungsgeméfien Zustandes der Leih-
gabe keine Einigung, ist die Leihgabe auf Verlangen einer Partei durch einen Sachverstéandi-
gen zu untersuchen. Die Parteien werden sich auf einen Sachversténdigen einigen. Die Par-
teien werden sich auf der Grundlage des Ergebnisses des Sachverstdndigengutachtens um
eine Einigung bemiihen. Die Kosten des Sachverstandigen tragen die Vertragsparteien je-
weils zur Halfte.

(4) Ist der KKM die Riickgabe der Leihgabe aus von ihr zu vertretenden Griinden unmaoglich,
so ist sie dem Landkreis flir den hieraus entstehenden Schaden zum Ersatz verpflichtet.

(5) Die auf die KKM nach diesem Vertrag Gbergeleiteten und noch bestehenden Vertrage
sind durch Vertragsiibernahme, hilfsweise Erfullungsiibernahme, auf den Landkreis zurtick-
Ubertragen.

(6) Der Landkreis verpflichtet sich gegeniiber der KKM zur Ruckiubernahme der auf die KKM
Ubergegangenen Arbeitnehmer sowie der fir diese eingestellten Ersatzarbeitnehmer auch

fir den Fall, dass bei der Riickabwicklung kein Betriebsuibergang erfolgt.
§ 13 a Artikel 6 Verhandlungen liber die Fortsetzung des Leihvertrages

§ 13 Absatz 12 gilt sinngeman.

§ 13 b Abreden zur Umsetzung
(1) Die Gesellschafter Landkreis Anhalt-Bitterfeld und Stadt Kéthen (Anhalt) sowie die
Gesellschaft selbst verpflichten sich gemalt § 3 GmbHG, die zwischen ihnen derzeit beste-
henden Vertrdge zum Ablauf des 31.12.2017 so zu beenden und Uberzuleiten, dass die
Durchfiihrung der in § 13 und in § 13 a geschlossenen Vereinbarungen mdglich ist.
(2) Die Gesellschafter stellen klar, dass die in den §§ 13 und 13 a getroffenen Regelun-
gen Rechte und Pflichten zwischen der Gesellschaft und dem jeweiligen Gesellschafter be-

griinden, nicht aber zwischen den Gesellschaftern unter sich fir und gegen die Gesellschaft.
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§ 14 Jahresabschluss
(1) Der oder die Geschéftsfiihrer haben innerhalb der ersten drei Monate nach Schluss
eines Geschéftsjahres fiir das vergangen Geschéftsjahr den Jahresabschluss (Bilanz nebst
Gewinn- und Verlustrechnung mit Anhang und Lagebericht) aufzustellen.
(2) Der Jahresabschluss ist durch einen Abschlusspriifer zu prifen. Der Prifer wird
durch Beschluss der Gesellschafterversammlung bestimmt. Den Priifungsauftrag erteilt der
Aufsichtsrat.
(3) Der Jahresabschluss gemaR Absatz 1 und der Prifungsbericht gemaf Absatz 2 sind
unverziiglich dem Aufsichtsrat zur Priifung und Berichterstattung Uber das Ergebnis seiner
Prifung vorzulegen. Der Aufsichtsrat hat diesen Bericht unverziiglich der Geschaftsflihrung
vorzulegen.
(4) Sie hat sodann unverziiglich den Jahresabschluss, den Prifungsbericht des Ab-
schlusspriifers und den Bericht des Aufsichtsrates den Gesellschaftern vorzulegen. Sie kann
damit die Einberufung der ordentlichen Gesellschafterversammlung (§ 12 Absatz 1) verbin-
den.
(5) Die Gesellschafter haben spatestens bis zum Ablauf der ersten acht Monate des Ge-
schéftsjahres Uber die Feststellung des Jahresabschlusses und Gber die Ergebnisverwen-
dung zu beschlieRen.
(6) Im Ubrigen gelten die Bestimmungen des HGB und des § 133 KVG LSA.

§ 15 Auskunfts- und Einsichtsrecht
Jeder Gesellschafter hat die Rechte aus § 51 a Absatz 1 GmbHG. Die Befugnisse der Ge-
schaftsflihrung aus § 51 a Absatz 2 GmbHG bleiben unberihrt.

§ 16 Einziehung von Geschéftsanteilen

(1) Die Gesellschaft darf Geschéftsanteile, auf welche die Stammeinlage vollsténdig ein-
gezahlt ist, aus dem Uber den Betrag des Stammkapitals hinausgehenden Vermogen erwer-
ben.
(2) Die Gesellschafter konnen die Einziehung von Geschéftsanteilen beschlieen, jedoch
nur mit Zustimmung des betroffenen Gesellschafters. Die Einziehung wird in diesem Falle
sofort wirksam.
(3) Der Zustimmung des betroffenen Gesellschafters bedarf es nicht, wenn

a) Uber sein Vermdgen das Insolvenzverfahren erdffnet ist oder

b) der Geselischafter eine Personen- oder Kapitalgesellschaft ist und er der Liquidation

anheimfallt oder
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c) die Zwangsvolistreckung in seinen Geschéftsanteil aufgrund eines nicht nur vorlaufig
vollstreckbaren Titels betrieben wird und die Zwangsvollstreckungsmafinahme nicht
innerhalb von zwei Monaten aufgehoben wird oder

d) er die Gesellschaft gekindigt hat, oder

e) in seiner Person ein anderer wichtiger Grund gegeben ist, der seine Ausschlieflung
aus der Gesellschaft rechtfertigt, insbesondere bei gesellschaftswidrigem oder ge-
sellschaftsschadigendem Verhalten.

(5) Die Einziehungsmdglichkeit besteht auch, wenn ein Geschéftsanteil mehreren Be-
rechtigten im Sinne von § 18 GmbHG zusteht und eine der in Absatz 4 Buchstabe a) bis e)
genannten Voraussetzungen in der Person nur eines Mitberechtigten gegeben ist.
(6) Der Beschluss bedarf einer Mehrheit von 3/4 der abgegebenen Stimmen des Stamm-
kapitals, die stimmberechtigt sind. Er ist in einer Gesellschafterversammlung zu fassen. Der
oder die betroffenen Gesellschafter haben bei der Beschlussfassung kein Stimmrecht, sofern
nicht eine Zustimmung nach § 34 Absatz 2 GmbHG erforderlich ist.
(7) Die Einziehungsmdglichkeit entfallt in den Fallen von Absatz 4 Buchst. a) bis ¢), wenn
die Zwangsvollstreckungsmafnahme bzw. die Liquidation des Gesellschafters vor der Be-
schlussfassung der Gesellschafterversammlung aufgehoben und dies den Gesellschaftern
bekannt gemacht worden ist.
(8) Die Gesellschafterversammlung kann statt der Einziehung beschlieRen, dass der An-
teil auf eine von der Geselischaft benannte Person iibertragen wird.
(9) In allen Féllen, in denen ein Geschéftsanteil eingezogen oder seine Abtretung an ei-
nen Gesellschafter oder an einen Dritten verlangt werden kann, ist dem betroffenen Gesell-
schafter der Buchwert des Geschéftsanteils als Abfindung zu zahlen.
(10) In Vollzug des Einziehungsbeschlusses wir die Einziehung dem Gesellschafter ge-
genuber durch die Geschéaftsfihrung erklart. Mit Zugang der Einziehungserklarung bei dem
Gesellschafter wird die Einziehung sofort wirksam, unabhédngig von der Zahlung der Abfin-
dung.

§ 17 Kiindigung, Austritt, Ausschluss
(1) Jeder Gesellschafter kann die Gesellschaft unter Einhaltung einer Frist von sechs
Monaten auf den Schluss eines jeden flinften Kalenderjahres gerechnet ab 2018 kiindigen,
erstmals jedoch zum 31.12.2027, sodann erst wieder zum 31.12.2032, und so fort.. Die Kiin-
digung ist gegenuber dem Geschéftsflhrer zu erklaren. Die Erklarung ist geman § 132 Ab-
satz 1 BGB zuzustellen.
(2) Der kiindigende Gesellschafter scheidet zum Ablauf der Kiindigungsfrist aus der Ge-
sellschaft aus. Die Gesellschaft wird unter den Ubrigen Gesellschaftern fortgesetzt, es sei

denn,
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a) die Gesellschaft ist wegen der Kiindigung aus gesetzlichen Grinden aufgeldst;

b) die Ubrigen Gesellschafter beschlielen nach Zugang der Kundigung bis zum Ablauf
der Kiundigungsfrist die Auflésung der Gesellschaft; bei diesem Beschluss hat der kiindigen-
de Gesellschafter kein Stimmrecht.

In diesen beiden Fallen nimmt der kiindigende Gesellschafter an der Liquidation teil, schei-
det also nicht aus.

(3) Der Geschéftsanteil des ausscheidenden Gesellschafters wird entweder eingezogen
oder auf einen anderen Gesellschafter oder einen Dritten Ubertragen. Der Ausscheidende ist
mit dem Verkehrswert des Anteils abzufinden. Unberlhrt bleiben jedoch die Rechte und
Pflichten des ausgeschiedenen Gesellschafters aus von ihm Ubernommenen Nebenleis-
tungspflichten gegeniiber der Gesellschaft, insbesondere aus den §§ 13, 13 a, 13 b, auch in
Ansehung rickstandiger Leistungen, die nicht mit einer Abfindung zu verrechnen sind. Auch
ein Zuruckbehaltungsrecht wird ausgeschlossen.

(4) Die Bestimmungen der Abséatze 2 und 3 gelten sinngemaf fir die Falle

a) des Austritts eines Gesellschafters aus der Gesellschaft aus wichtigem Grund;

b) des Ausschlusses eines Gesellschafters aus der Gesellschaft aus wichtigem Grund;

§ 18 Auflosung und Abwicklung
(1) Der Beschluss tber die Aufldsung der Gesellschaft bedarf einer Mehrheit von 3/4 der
abgegebenen Stimmen und kann nur gefasst werden, wenn in der Gesellschafterversamm-
lung mindestens 3/4 des Stammkapitals vertreten sind.
2) Im Falle der Auflésung der Gesellschaft erfolgt die Liquidation durch die Geschafts-
fuhrer, soweit sie nicht durch den Beschluss der Gesellschafter anderen Ubertragen wird.
(3) Das nach Beendigung der Abwicklung verbleibende Vermogen wird an die Gesell-

schafter nach dem Verhaltnis inrer Geschéftsanteile verteilt.

§ 19 Griindungsaufwand

Gegenstandslos.

§ 20 Wettbewerbsverbot
Die Gesellschafter sind in Ansehung des Gegenstandes des Unternehmens der Gesellschaft

von einem Wettbewerbsverbot unter sich und gegentiber der Gesellschaft befreit.

§ 21 Schlussbestimmungen

(1) Die Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen im elektronischen Bundesanzeiger.
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(2) Sollte eine Bestimmung dieser Satzung unwirksam sein oder werden, so wird die Gel-
tung der ubrigen Bestimmungen nicht beriihrt. Die Gesellschafter verpflichten sich wechsel-
seitig, eine unwirksame Bestimmung durch eine solche wirksame Bestimmung zu ersetzen,

die dem Sinn und Zweck der unwirksamen Bestimmung am ehesten entspricht.
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Anlage zur Sitzungsvorlage
Anlage 1 - Entwurf des Gesellschaftsvertrages.pdf


i

———— — o
| - ANLAGE 2

» Heglaubigte Abachrift [ -

Gesellschaftsvertrag

der

-

1, 408

K&then Kultur und Marketing” GmbH

&

§1. :

Firma und Sitz der Gesellscha

- " :2 ) ) v .
! " . ) (1) Die Firma der Gesellschaft lautet:

Kothen Kultur und Marketing GmbH. -

% (2) Sitz der Gesellschaft ist Kdthen (A'nhalt)_.‘

.82
Dauer der Gesellschaft, Geschaftsjahr

i

L4

(1) Die Gesellschaft ist auf unbestimmte Zeit erricﬂtet.

,

(2) Das Geschéaftsjahr ist das Kalenderjahr.

S

L x - ‘ - 53

Gegenstand des Unternehmens

(1) Die Gesellschaft hat den Zweck, -die Stadt Kdthen als Handels-, Gewerbe-,
.Wirtschafts-, Wohn- und Touristikort weiter - zu entwickeln -und damit die
4 ‘ Wertschb‘pfung in der Region zu fordern. Die Gesellschaft hat insbesondere die
; Aufgabé, WerbemaBnahmen und Veranstaltungen™ sowie sonstige Aktivitdten des

. Stadt- und Tourismus-Marketings zu planen, durchzufiihren und zu koordinieren.

‘ o9
' (2) Die Gesellschaft kann allé Geschifts- und Rechtshandlungen vornehmen, die

s L S ——

geeignet sind, dem Hauptzweck zu dienen.

(3) Die Gesellschaft ist berechtigt, Beteiligungen zu erwerben, zu halten und wieder

zu veriulern.
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‘l:' : : Stammkapital
-' { (1) Das Gesellschaftskapital betréigt 30.000 EURO. - \
“ (2) Das Stammkapital (ibernehmen die Gesellschafter wie folgt:
a) die'Stadt Kéthen (Anhalt) 25.000 EURO
b) die Wohnungsgesellschaft. 5.000 EURO
Kothen mbH

_ (3) Die Stammeinlagen sind in bar zu leisten. Sie sind sofort zur Zahlung fillig.

§5

VeriuBlerung eines Geschiftsanteils

) . . .
(1) Die '_Veréiu_Berung eines Geschéftsanteils oder von Teilen eines Geschiftsanteils

bedarf zu  ihrer  Wirksamkeit der  schriftlichen - Zusfimmung der

Gesellschafterversammlung und des Aufsichtsrates.

(2) Die Verduflerung eines Geschéftsanteils oder von Teilen eines Geschiftsanteils ist
der Gesellschaft gegeniiber erst wirksam, wenn sie unter Nachweis des Uberganges

bei der Gesellschaft angemeldet ist.

(3) Weitere Gesellschafter erhalten pro 5.000 EURO gezeichneter Stammeinlage einen
Sitz im Aufsichtsrat ohne Stimmrecht. Verpflichtet sich der Gesellschafter, -der

] ) Gesellschaft jihrlich einen Zuschull von 10.000 EURO auf mindestens 3 Jahre zu
zahlen, so erhilt er fiir diese Zeit einen Sitz im Aufsichtsrat mit Stimmrecht.

§6 -
Organe der Gesellschaft
(1) Organe der Gesellschaft sind:
a) Geschaftsfiihrer,
b) Aufsichtsrat,
c) Gesellschafterversammlung.





) )

/ §7
Geschﬁftsfiihrun g

/ (1) D1e Gesellschaft wird durch einen oder mehrere Geschiéftsfihrer gerichtlich und

/ auBlergerichtlich vertreten.

(2) Ist nur ein Geschaftsfithrer bestellt, so vertritt er die Gesellschaft allein. Sind
mehrere Geschiftsfiihrer bestellt, so wird die Gesellschaft durch zwei Geschéftsfithrer

oder durch einen Geschiftsfithrer gemeinschaftlich mit einem Prokuristen vertreten.

Sind mehrere Geschaftsfiithrer ‘bestellt, kann .die Gesellschafterversammlung

" abweichend von der vorstehenden Regelung einzelnen oder allen Geschéftsfithrern

Einzelvertretungsbefugnis einrdumen.

(3) Durch Beschluss des Aufsichtsrates kénnen der oder die Geschéftsflihrer von
den Beschrankungen des § 181 BGB befreit werden.

§8
Rechte und Pflichten der Geschaftsfuhrer
i
(1) Die Geschéftsfﬁhrer haben die Geschifte der Gesellschaft stets mit der Sorgfalt

eines ordentlichen Kaufmanns zu fithren, unter Beachtung der einschligigen

gesetzlidhen Bestimmungen, der Bestimmungen dieses Vertrages und der

Anweisungen der tibrigen Weisuhgsbérechtigten Organe der Gesellschaft.

(2) Die Geschéftsfithrer haben zu Rechtsgeschéften, die in ihrer Tragweite und
Bedeutung fiir die Gesellschaft besonders wichtig sind, die vorherige Zustimmung des
Aufsichtsrates einzuholen. Zu solchen Rechtsgeschiften zidhlen insbesoﬁdere:
a) Erwerb, VerduBerung und Belastung von Grundstiicken oder
grundstiicks gleiche_n’ Rechten;
b) Anschaffung von aktivierungspflichtigen Wirtschaftsguitern des
Anlagevermdgens der Gesellschaft mit einem Emzelanschaffungswert

von mehr als 15.000 EURO;

¢y Abschlufl von Pacht-, Leasing- und Mietvertrigen mit einer lingeren
Laufzeit als 5 Jahre oder einem Pacht-, Leasing- oder Mietentgelt von
jahrlich mehr als 15.000 EURO;

~ d) Bestellung von Prokura;
e) Ubernahme von Bilirgschaften und anderen Garantien an Dritte sowie \

Eingehung von Wechselverbindlichkeiten;

f) Aufnahme und Gewdhrung von Krediten;
g) Abschluf} von Interessengemeinschaften oder Organverinderungen

und dhnlichen, iiber den iiblichen Geschédftsbetrieb hinausgehenden

Geschiften;






§9
Aufsichtsrat

‘(1) Der Aufsichtsrat besteht aus 12 Mitgliedern und zwar 5 vom Stadtrat der Stadit

2 Kéthen bestellten Mitgliedern, dem jeweiligen Oberbiirgermeister der Stadt Kéthen
oder einem von ihm benannten Vertreter, 3 vom Kreistag des Landkreises Anhalt-

Bitterfeld besteliten Mitgliedern, dem jeweiligen Landrat des Landkreises Anhalt-

Bitterfeld oder einem von ihm benannten Vertreter, dem Direktor der Stiftung Dome

und Schlésser in Sachsen-Anhalt oder einem van ihm benannten Vertreter und dem

GeschéftsfOhrer der Wohnungsgesellschaft Kéthen mbH oder einem von ihm be-

nannten Vertreter. O O — )
(2) Werden weitere Gesellschafter aufgenommen, wird der Aufsichtsrat gemil § 5 (3)

erweitert.

(3) Dem Geschéfﬁsfiihrer .obliégt ferner die Vorbereitung der Angelegenheiten, deren
Entscheidung dem Aufsichtsrat vorbehalten ist, insbesondere die Aufstellung des

Wirtschaft-, Finanz- und Stellenplanes.

(4) §§ 52 Abs. 2 GmbHG, 95 Satz 1,100, 101 Abs. 1 und 2, 103 AktG sind nicht
anzuwenden; § 101 Abs. 3, Satz 1 und 2 AktG gilt entsprechend.

(8) Der Aufsichtstat wihlt aus’ seiner Mitte den Vorsitzenden und, seinen

Stellvertreter.

(6) Der Aufsichtsrat hat das Recht,  weitere Personen zu einer Beratung

hinzuzuzichen.

(7) Der Aufsichtsrat hat die Geschiftsfithrung der Gesellschaft gemiB den
Bestimmungen der Gesetze und “des Gesellschaftsvertrages zu iiberwachen. Im
Rahmen dieses Aufgabenbereiches obliegt ithm die BeschluBfassung iiber die nach § 8
(2) . dieses Vertrages genehmigungspflichtigen Rechtshandlungen der
Geschéftsfithrung. Thm obliegt auch die Beschlufifassung tiber die Befréiung der

[ -
L

Geschéftsfithrer von den Beschrinkungen des § 181 BGB.

(8) Weiter obliegt dem Aufsichtsrat die Entscheiduné tiber:
a) Genehmigung des Wirtschafts-, Finanz- und Stellenplanes,
b) Bestellung und Abberufung von Geschéftsfithrern sowie tiber Regelungen der+

Geschéftsfiihrer-Anstellungsvertrige,

(9) Aufsichtsratsmitglieder kénnen nicht zugleich Geschéiftsfﬁhref oder Prokuristen
der Gesellschaft sein. Sie diirfen auch nicht als Angestellte die Geschifte ' der

Gesellschaft fithren.






/ .0) Die Mitglieder des Aufsichtsrates erhalten eine Vergiitung.

(11) Der Aufsichtsrat hat der Gesellschafterversammlung. iiber seine Tétigkeiten zu

berichten.

. (12) Die Mitglieder des Aufsichtsrates konnen die Austibung ihrer Obliegenheiten

nicht anderen Personen iibertragen. Sie konnen sich auch zur Erfillung ihrer

Aufgaben nicht Dritter bedienen..

§10
Sitzungen des Aufsichtsrates.

(1) Der Aufsichtsrat hilt Sitzungen nach Bedarf ab, mindestens jedoch einmal im
Jahr. Die Sitzungen werden vom Vorsitzenden des Aufsichtsrates einberufen und

geleitet. Der Aufsichtsrat kann sich eine Geschaftsordnung geben.

(2) Der Vorsitzende des Aufsichtsrates muf den Aufsichtsrat einberufen, wenn zwei
Aufsichtsratsmitglieder.oder die Geschaftsfihrer dies unter Angabe des:Zwecks und

der Griinde verlangen.

(3) Die Sitzung muB binnen zwei Wochen.nach der Einberufung stattfinden. Wird.dem"
von mindestens zwei Aufsichtsratsmitgliedern oder den Geschiftsfithrern geduBerten
Verlangen nicht entsprochen; so kénnen die Antragsteller unter Mitteilung des

Sachverhalts selbst den Aufsichtsrat einberufen.

4) Der Aufsichtsrat ist beschlussfihig, wenn nach ordnungsgemafer Einberufung
mehr als die Hilfte seiner stimmberechtigten Mitglieder in der Sitzung zugegen sind
und an der Beschlussfassung teilnehmen. Er fasst seine Beschliisse mit einfacher
Mehrheit. Bei Stimmengleichheit gilt ein Antrag als abgelehnt. § 12 Abs. 1 gilt sinn-

gemaR auch fur den Aufsichtsrat.

(5) Uber die Beschliisse sind Niederschriften anzufertigen, die vom Vorsitzenden und

einern von diesem bestimmten Protokollfithrer zu unterzeichnen sind. 4

(6) Willenserklarungen des Aufsichtsrates werden vom Vorsitzenden des

Aufsichtsrates abgegeben.

(7) An den Sitzungen des Aufsichtsrates nehmen die Geschéftsfithrer ohne

Stimmrecht teil.






§ 11
/ Gesells chafterversainmlung

(1) Der Gesellschafterversammluﬁ'g obliegt die EntschlieBung tiber:

a) die Feststellung der.J ahresbilanz und der Gewinn- und Verlustrechnung,

b) die Genehmigung des Lageberichts und des Berichts des Aufsichtsrates,

¢) den Bericht iiber die gesetzliche Priifung der Gesellschaft und die in Folge
der Priifung zu treffenden MafBnahmen,

d) die Entlastung der Gesché’xftsfiihrung und des Aufsichtsrates,

e) Erwerb und VerduBerungen von Beteiligungen an fremden Unternehmen
sowie die Entsendung von Vertretern der Gesellschaft in Aufsichtsrats-

gremien von diesen Unternehmen,
1) Kapitalerhhung, Kapitalherabsetzung,

der Gesellschaft, )
g) die Auflésung der Gesellschaft und die Bestellung der Liquidatoren,

h) allen sonstigen, nach dem Gesetz der BeschluBifassung der Gesellschafter-
gen, soweit dieser Vertrag

Verschmelzung oder Umwahdlu.ng

versammlung unterliegenden Rechtshandlun
nichts anderes bestimmt,

(2) AuBerordentliche Gesellschafterversammlungen sind einzuberufen in den im
. Gesetz und Vertrag vorgesehenen Fillen und wenn es im Interesse der’ Gesellschaft

erforderlich erscheint,

@ ¥ (3 Bei Abstimmungen in der Gesellschafterversafnmlung entfallt auf einen
Geschiiftsanteil von jeweils 250 EURO eine Stimme.,
(4) Uber Beschliisse der Gesellschaftversammlung ist eine Niederschrift anzufertigen,

die vom Vorsitzenden und Protokollfiihrer zu unterschreiben ist.

(5) Die Gesellschaf‘terversammlung - findet regelmiifliz einmal jéivhrlich nach

Aufstellung des Jahresabschlusses fiir das vergangene Geschidftsjahr statt.
’

(6) Die Gesellschafterversammlung soll am’ Sitz der Geselis-chaft stattfinden. Sie kann

auch an einen anderen Ort einberufen werden,

(7) Die Geschiftsfiihrer haben der ordentlichen Gesellschafterversammlung den
Jahresabschluf  (Bilanz und Gewinn- und’ Verlustrechnung) sowie eines





|)‘I
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Geschéiftsbericht mit dem Bericht des Aufsichtsrates vorzulegen. Der Aufsichtsrat ha

der Gesellschafterversammlung iiber seine Tétigkeit zu berichten.

§12
Formalitaten

(1) Der Abhaltung einer férmlichen Gesellschafterversammlung bedarf es nicht, wenr
simtliche Mitglieder der Gesellschafterversammlung schriftlich mit der zu treffender
Bestimmung oder m.it der schriftlichen Abgabe der Stimmen sich einverstander

- erkldren (Umlaufverfahren). .

- (2) Die Gesellschafterversammlung wird im Benehmen mit dem Vorsitzenden des

Aufsichtsrates von der Geschiftsfithrung einberufen.

(3) Die Einladung zur Gesellschafterversammlung erfolgt schriftlich unter Angabe der
Gegensténde der Tagesordnung. Die Einladungsfrist betriigt mindestens eine Woche.

(4) Beschliisse kénnen nur iiber Gegenstinde der Tagesordnung gefalit werden.
Nachtrégliche Antrige auf BeschluBfassung, soweit sie sur Zustidndigkeit der

Gesellschafterversammlung gehéren, kénnen .aufgenommen werden, wenn sie
spatestens am 3. Tage vor der Gesellschafterversammlung, wobei der Tag der
Gesellschafterversammlung ausgeschlossen ist, in der in Abs. (2) festgesetzten Form
bekanntgegeben worden sind. Dasselbe gilt fiir die Antrige der Geschiftsfithrer oder
des Aufsichtsrates. Zur BeschluBfassung iiber die Leitung der Versammlung oder iiber
einen in der Versammlung gestellte.n Antrag auf Einberufung der aullerordentlichen’

Gesellschafterversammlung bedarf es keiner Ankiindigung.

(5) Ist die Versammlung nicht ordnungsgemif berufen oder sind die Gegenstande der
Tagesordnung nicht ordnungsgemil angekiindigt, so kénnen Beschliisse dariiber nur
gefallt werden, wenn sdmtliche Mitglieder der Gesellschafterversammlung anwesend

sind.

(6)  Die Leitung der Gesellschafterversammlung wird von der

Gesellschafterversammlung bestimmt.

(7) Die Gesellschafterversammlung ist beschluffihig, wenn mindestens so viele
Gesellschafter anwesend oder vertreten sind, daB sie die Hilfte aller vorhandenen

Stimmen in sich vereinigen.Ist dies nicht der Fall, so ist eine neue Versammlung zu
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/berufen, welche ohne Riicksicht auf die Héhe des vertretenden Stammy

{ peschluBfahig ist.

(8) Die DBeschliisse der Gesellschafterversammlung werden mit einfacher

| Stimmenmehrheit gefallt, sofern Gesetz oder Gesellschaftervertrag nicht etwas

anderes bestimmen.

(9) Jeder Gesellschafter wird in der Gesellschafterversammlung durch eine Person
vertreten, die eine schriftliche Vollmacht vorzulegen hat, soweit sich _ihre

Alleinvertretungsbefugnis nicht aus 6ffentlichen Registern ergibt.

Die Anwesenheit weiterer Personen kann von der Gesellschafterversammlung jeweils

.

zugelassen werden.

§13
Beirat

(1) Mitglieder des Beirats kénnen diejenigen Organisationen, Gesellschaften und
Verbdnde sein, die durch die Zwecke der Gesellschaft beriihrt sind und die durch

"fachliche Beratung und Unterstiitzung die Zwecke der Gesellschaft férdern konnen.
Zur Bildung des Beirates bedarf es eines Beschlusses durch den Aufsichtsrat.

(2) Die Mitglieder des Beirats werden durch Beschlufl des Aufsichtsrates berufen.

(3) Der Beirat wihlt aus seiner Mitte einen Sprecher und einen Stellvertreter, deren

W Aufgabe darin besteht, bei Bedarf den Beirat zu versammeln.

(4) Die Geschiftsfithrung kann den Beirat einberufen; regelm4Big, mindestens
zweimal jéhrlich, informiert sie den Beirat iiber Vorhaben und Umsetzungen.

§14
Jahresabschluf}

(1) Der oder die Geschéftsfﬁhrelj haben unverziiglich nach SchluB eines
Geschiftsjahres fiir das vergangene Geschiftsjahr den JahresabschluB, die Gewinn-

und  Verlustrechnung sowie einen. (eschiftsbericht aufzustellen und den

AbschluBBpriifern vorzulegen.






(2) Der Jahresabschluff und die Gewinn- und Verlustrechnung sind in bezug auf
Inhalt, Gliederung und Wertansitze in Anlehnung ‘an die jeyveils geltenden

einschligigen aktienrechtlichen Bestimmungen aufzp_fstellen:

(3) Der JahresabschluB ist durch einen Steuerberater/Wirtschaftsprﬁfer oder eine
Wirtschaftspriiffungsgesellschaft nach den im Aktiengesetz jeweils festgelegten
Grundééitzen ber die Pflichtprifung durch AbschluBpriifer - jedoch unter Beachtung
der besonderen Bestimmungen dieses Gesellschaftsvertrages - zu priifen. Der Priifer

wird durch Beschluf3 des Aufsichtsrateg bestimmt.

bd
’

(4) Der Jahresabschluf8 und der Priiffungsbericht sowie der Geschiftsbericht sind
' unverziiglich nach Eingang des Priifungsberichtes der AbschluBpriifer dem
ul .
s Aufsichtsrat und spitestens bis zum 31.08. des dem Geschéftsjahr folgenden Jahres

‘ der‘Gesellschafterveréammlung zur Beschlufifassung vorzulegen,

2’

" (5) Der Aufsichtsrat hat unverziiglich nach Zugang des J ahresabschlusses, des
Prifungsberichtes und des Geschéftsberichtes und nach deren Priifung diese Vorlagen
mit seinem Bericht der Gesellschafterversammlung zur BeschluBfassung zuzuleiten.

(6) Der JahresabschluBl, der Priifungsbericht und der Geschéftsbericht der
Geschéiftsfﬁhrung sind zusammen mit dem Bericht des Aufsichtsrates spitestens eine
. Woche vor der Gesellschaf'terversammlung in den Geschiftsraumen der Gesellschaft

den Gesellschaftern zur Einsichtnahme auszulegen.

| § 15
Verwendung des Jahresergebnisses

Far die Verwendung des J ahresergebnisses gelten die gesetzlichen Bestimmungen.

§16
Abtretung und Einziehung von Geschiftsanteilen

(1) Die Abtretung von Geschiiftsanteilen bedarf der vorherigen Zustimmung der
Gesellschaft und der Gesel[schafterversammlung, die dariiber mit einer Mehrheit von

3/4 beschlief3t.
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(3) Die Gésellschafter kénneﬁ- die Einziehung von Geschaftsanteilen beschliefen,

Stammkapitals, die sti

,;(2) Die Gesellschaft darf Geschiftsanteile, auf welche die Stammeinlage voll,
{ eingezahlt ist, aus dem iiber den Betrag des Stammkapitals hinaus vorhande,

/ Vermdgen erwerben.

" jedoch nur mit Zustimmung des betroffenen Gesellschafters.

v

]

(4) Der Zustimmung des betroffenen Gesellschafters bedarf es jedoch nicht, wenn

a) tiber sein Vermdgen das Insolvenzverfahren ersffriet ist

oder _
b) der Gesellschafter eine Personen- oder Kapitalgesellschaft ist und er der

Lipuidation anheimfallt oder '

c) die Zwangsvollstreckung in seinen Geschiftsanteil. aufgrund eines nicht
nur vorldufig vollstreckbaren Titels betrieben wird und-die Zwangsvoll-
streckungsmaﬁnahmc—; nicht innerhalb von zwei Monaten behoben wird

oder
d) in seiner Person ein anderer wichtiger Grund gegeben ist, der seine

AusschlieBung aus der Gesellschaft rechtfertigt, insb'esondere bei ’
ges'ellschaftswidrigem oder gesellschaftsschidigendem Verhalten.

(5) ‘Die Einziehungsméglichkeit besteht auch, wenn ein Geschiiftsanteil mehreren
Berechtigten i.5. von § 18 GmbHG zusteht und eine der in Abs, 4 Buchst. a) bis d)

genannten Voraussetzungen in der Person nur eines Mitberechtigten gegeben ist.

(6) Der BeschluB3 bedarf einer Mehrheit von 3/4 der abgegebénén Stimmen des

mmberechtigt sind. Er ist in einer Gesellsohafterversammlung

zu fassen.

Der oder die betroffenen Gesellschafter haben bei der Beschlufifassung kein
Stimmrecht, sofern nicht eine Zustimmung nach § 34 Abs. 2 GmbHG erforderlich ist.

(7) Die Einziehungsméglichkeit entfallt in den Fillen von Abs. 4 Buchst. a) blis .c),
wenn die ZwangsvollstréckungsmaBnahme bzw. die Liquidation des Gesellschaftérs
vor der BeschluBfassung der . Gesellschafterversammlung aufgehoben und dies den

Gesellschaftern bekannt gemacht worden ist,.

(8) Die Gesellschafterversammlung kann statt der Einziehung beschlieflen, daf3 der
Anteil auf eine von der Gesellschaft benannte Person tbertragen wird.
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* (eschaftsfithre

haftsanteil eingezogen oder seine Abtretung a

(9) In allen Fallen, in denen ein Gesc
den kann, ist dem betroffener

einen Gese]lschaftar oder an einen Dritten verlangt wer

Gesellschafter dex Nominalwert des Geschaftsanteiles als Entgelt zu zahlen.

. § 17
Auflssung und Abwicklung

¢ BeschluB iibetr die Auflésung der (lesellschaft bedarf einer Mehrhelt von 3/4

(1) De
der abgegebenen Stimmen und kann nur gefaBt werden, wenn in  der

Gesellschafterversammlung mindestens 8/4 des Stammkapitals vertreten smd

(2) Im Falle der Aufldsung der Gregellschaft erfolgt die Liquidation durch die
r, soweit sie nicht durch den Beschluff der Gesellschafter anderen,

ib er_tragen wird.

Pl

(3) Das nach Beendigung dex Abw1ck1ung verbleibende Vermégen wird an-die

CGesellschafter nach dem Verhiltnis threr Geschaftsanteﬂe vertellt.

§18

Griindungsaufwand

.. Der Griindungsaufwand wird mit 2.000 Furo beziffert.

§19
Schluffbestimmungen

(1) Die Bekanntmachung erfolgt im Bundesanzeiger.

(2) Sollte eine Bestimmung dieser Satzung unwirksam sein, so wird die Geltung der

iibrigen Bestimmungen nicht berithrt.
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Notarbescheinigung

Ich bescheinige hiermit, dass die gednderten Bestimmungen des vorstehenden Ge-
sellschaftsvertrages mit dem Beschluss (iber die Anderung des Gesellschaftsvertra-
ges vom 26.03.2013 und die unverénderten Bestimmungen mit dem zuletzt zum

Handelsregister eingereichten vollstédndigen Wortlaut des Geselischaftsvertrages (-

bereinstimmen.

Kéthen, den 26. Marz 2013

Kerber

Notarin

ew W wand Lag
Kbthen, dan

10, Agril 2013
Herar;






Anlage zur Sitzungsvorlage
Anlage 2 - aktueller Gesellschaftsvertrag.pdf


Anderungsvertrag

Zum

Vertrag mit dem Landkreis Kéthen/Anhalt (iber den Betrieb von Kultur-
einrichtungen durch die Stadt Kéthen (Anhalt) vom 29.06.2007

Zwischen

dem Landkreis Anhalt-Bitterfeld, gesetzlich vertreten durch den Landrat,
Am Flugplatz 1, 06366 Kéthen (Anhalt),

- Landkreis -
und
der Stadt Kéthen (Anhalt), gesetzlich vertreten durch den Oberbirgermeister,
Marktstrafle 1 - 3, 06366 Kéthen (Anhalt),
- Stadt -

wird vereinbart, dass der Vertrag mit dem Landkreis Kéthen/Anhalt Uber den Betrieb von
Kultureinrichtungen durch die Stadt Kéthen (Anhalt) vom 29.06.2007 (im Folgenden: Kultur-
stattenvertrag) nachfolgende Fassung erhait:

Praambel

Zu den Kultureinrichtungen, die bislang vom Landkreis vorgehalten werden, zahlen insbe-
sondere das Naumann-Museum, das Historische Museum fur Mittelanhalt, die Prahistorische
Sammlung und das Burgerhaus am Markt. Das Blrgerhaus am Markt ist zwischenzeitlich
durch das Veranstaltungszentrum im Schloss ersetzt worden.

In dem Bestreben, das kulturelle Angebot im Landkreis und in der Stadt zu erhalten und wei-
terzuentwickeln, stimmen der Landkreis und die Stadt darin Oberein, dass die praktische
Umsetzung der kulturellen Aufgabenstellungen kinftig durch die Stadt erfolgen soll. Die
Stadt wird hierbei weitestgehend vom Landkreis finanziell unterstitzt. Die Stadt kann sich zur
Erfullung der kulturellen Aufgaben einer oder mehrerer geeigneter stadtischer Gesellschaften
bedienen. Bei der Umsetzung der kulturellen Aufgabenstellung soll der Stadt bzw. den stad-
tischen Gesellschaften ein weiter Spielraum hinsichtlich Art und Weise der Aufgabenerful-
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lung verbleiben. Mit dem einheitlichen Betrieb von kulturellen Einrichtungen durch die Stadt
bezwecken die vertragschlieRenden Parteien eine Senkung des Zuschussbedarfs der kultu-
rellen Einrichtungen indem hieraus erwachsende Optimierungsmaglichkeiten, Organisations-
vorteile (Vermeidung von Doppelstrukturen) und Rationalisierungseffekte genutzt werden
kénnen. Ferner zielt die Zusammenfihrung der kulturellen Einrichtungen auf eine Verbesse-
rung der Zusammenarbeit der kulturellen Einrichtungen sowie die Weiterentwicklung des
Niveaus des kulturellen Angebots ab. Da fur die Kultur deren sténdige Veranderung und
Weiterentwicklung pragend ist, sind sich die vertragschlieBenden Parteien einig, dass fir die
Erfillung der kulturellen Aufgaben auch mit diesem Vertrag ein ausreichender Spielraum
verbleiben misse, um den stdndig wandelnden Ansprichen an das kulturelle Angebot
Rechnung tragen zu kénnen.

Abschnitt 1.
Ubertragung der Aufgaben der kulturellen Einrichtungen, Ziele

§1
Vertragsgegenstand

)} Der Landkreis Ubertragt der Stadt im Wege der Leihe und Uberleitung von Vertragen

- das Naumann-Museum,

- das Historische Museum fir Mittelanhailt,

- die Prahistorische Sammlung sowie

- das Burgerhaus am Markt;
ferner regelt der Vertrag, den Betrieb des Veranstaltungszentrums im Schloss Kéthen durch
die Stadt, welcher u. a. Funktionen des Blirgerhauses Gbernimmt (im Folgenden: kulturelle
Einrichtungen). Die Stadt flihrt den Betrieb der kulturellen Einrichtungen fort. Das Eigentum
des Landkreises bleibt hiervon unberuhrt.

(2) Die vertragschlieBenden Parteien stellen fest, dass fur die Zeit der Betreibung der
kulturellen Einrichtungen durch die Stadt die Satzungshoheit hinsichtlich dieser Einrichtun-
gen ausschlieRlich bei der Stadt liegt, da es sich insoweit um 6&ffentlich-rechtliche Einrichtun-
gen der Stadt handelt. Der Landkreis verpflichtet sich, die von ihm erlassenen Satzungen zu
den kulturellen Einrichtungen unverziglich aufzuheben. Die Stadt kann die Nutzungsbedin-
gungen, insbesondere die Offnungszeiten, die Hausordnung und das jeweils zu zahlende
Entgelt, fur die kulturellen Einrichtungen auch zivilrechtlich regeln.

(3) Im Rahmen der nachfolgenden Aufgaben- und Zielstellungen ist es Sache der Stadt,
flr den Betrieb der kulturellen Einrichtungen, insbesondere fur Umfang, Inhalt und Ausge-
staltung des kulturellen Angebots, Sorge zu tragen. Ein Weisungsrecht des Landkreises be-
steht insoweit nicht.
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(4) Der Stadt bleibt es tGberlassen, ihrerseits die Aufgaben, mit Ausnahme der hoheitlich
zu treffenden Regelungen, einer oder mehreren stadtischen Geselischaft(en) unter Beach-
tung der vergaberechtlichen Vorschriften zu Ubertragen. Stadtische Gesellschaft in diesem
und im nachfolgenden Sinne ist eine juristische Person, gleich welcher Rechtsform, an der
die Stadt mehrheitlich beteiligt ist.

§2

Grundsitze zur Leistungserbringung und der Zusammenarbeit

M Die Stadt verpflichtet sich, die mit den kulturellen Einrichtungen verbundenen Aufga-
ben unter Beachtung der Grundséatze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit zu erbringen.
Die Angebote der unter § 1 Abs. 1 genannten kulturellen Einrichtungen sollen der Bevolke-
rung des Landkreises zu den (blichen Zeiten zuganglich gemacht werden. § 7 bleibt hiervon
unberdhrt.

(2) Die Stadt wird sich nach Mdéglichkeit bemihen, Férdermittel fur die zu erfullenden
Aufgaben zu erhalten. Der Landkreis wird die Stadt bei der Stellung von Férderantragen im
Rahmen seiner Moglichkeiten unterstiutzen. Eine Verrechnung der Férdermittel mit dem Zu-
schuss und sonstigen Zahlungen nach diesem Vertrag erfolgt nicht.

3) Die Stadt verpflichtet sich zur Einhaltung der mafigeblichen datenschutzrechtlichen
Bestimmungen. Sie wird insbesondere die von ihr beteiligten Personen oder die von ihr be-
auftragten Dritten entsprechend verpflichten und fur die Sicherheit und den Schutz der bei
ihm anfallenden personenbezogenen Daten ausreichende organisatorische Malnahmen
ergreifen.

(4) Beide Vertragsparteien verpflichten sich zu einer engen partnerschaftiichen Zusam-
menarbeit. Sie informieren sich gegenseitig Uber alle wesentlichen Vorgange, die den vorlie-
genden Vertrag bertihren kénnen.

(5) Bestehen Anhaltspunkte dafiir, dass Zuschussmittel des Landkreises nicht ordnungs-
gemal verwendet werden, ist der Landkreis berechtigt, auch durch beauftragte Dritte die
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit der Leistungserbringung zu priifen. Der Landkreis ist be-
rechtigt, Blcher, Belege und sonstige Geschéftsunterlagen anzufordern und einzusehen, die
fur eine solche Prifung erforderlich sind. Dies gilt auch fur Bicher, Belege und sonstige Ge-
schéaftsunterlagen von stadtischen Gesellschaften, derer sich die Stadt zur Aufgabenerfiil-
lung bedient.

(6) Der Landkreis gestattet der Stadt bzw. den stadtischen Gesellschaften die Verwen-

dung des Namens  Kulturstatten Kothen“ und der Internetadresse  kulturstaetten-
koethen.de".
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§3
Sicherung der Aufgabenerfiillung

(1) Die Stadt ist dafur verantwortlich, dass interne Manahmen zur Sicherung der Aufga-
benerfiillung festgelegt und durchgefuhrt werden. Fur die Sicherung der Aufgabenerfiillung
werden durch die Stadt geeignete Malnahmen ausgewahlt. Diese kdnnen insbesondere
sein:

- systematische Dokumentation der durchgefihrten Veranstaltungen,
- die Entwicklung und Weiterentwicklung von Konzepten fir Veranstaltungen, Ausstel-
lungen etc.

(2) Der Landkreis ist berechtigt, sich die MaRnahmen nach Absatz 1 nachweisen zu las-
sen.

§4

Allgemeine kulturelle Aufgaben

Die Stadt bzw. die durch die Stadt eingeschalteten jeweiligen stadtischen Gesellschaften
haben im Rahmen dieses Vertrages die kreisliche Kultur zu betreiben und zu entwickeln.

§5

Aufgaben und Ziele hinsichtlich Veranstaltungszentrums im Schloss Kéthen

(1) Aufgabe des Veranstaltungszentrums ist:

- die Erarbeitung und Verwirklichung einer vielseitigen eigenen Veranstaltungstatig-
keit entsprechend der multifunktionalen Ausstattung des Objektes,

- als Kommunikationszentrum, der kulturellen Begegnung, als Statte der Bildung und
des Ausgleiches zur Arbeitswelt zu wirken,

- die Nutzung des Veranstaltungszentrums durch andere Kulturtrdger und Interessen-
ten zu erméglichen und

- die Realisierung von Beispielvorhaben, Ausstellungen, Tagungen, soziokulturellen
MafRnahmen und eigenen Kulturprojekten und experimentellen Veranstaltungen.

2) Ziel des Veranstaltungszentrums ist:

- die Planung, Realisierung und Auswertung einer auf Zielgruppen basierenden Ver-
anstaltungstatigkeit aller Genres unter Beachtung eines vertretbaren Aufwand-
Nutzen-Verhaltnisses,

- die Verwirklichung kreislicher Kulturbedirfnisse im Sinne der Sicherung der kulturel-
len Pluralitat im Landkreis Anhalt-Bitterfeld,

- die Absicherung hochgradiger Kunst- und Kulturerlebnisse sowie

- die Realisierung des Anspruches der Kultureinrichtung, als Kulturstatte mit einer
hohen Umlandfunktion zu wirken.
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(1)

(2)

3)

§6
Aufgaben und Ziele hinsichtlich des Naumann-Museums und
des Historischen Museums fiir Mittelanhalt
sowie der Prahistorischen Sammlung

Aufgabe des Naumann-Museums und des Historischen Museums ist:

- die Erarbeitung, Pflege und museumspadagogische Betreuung der Dauerausstel-
lung einschlielllich Aufbau, ErschlieBung und Pflege der Sammlung, Sicherung der
Sammlungs- und Bewahrungsfunktion,

- die Ausfuhrung von wissenschaftlichen Aufgaben entsprechend der nationalen und
regionalen Bedeutung der musealen Einrichtungen, wissenschaftliche Erschlielung
des Bestandes und Publizierung der Ergebnisse,

- die wissenschaftliche Erarbeitung und Realisierung von regionalen und tberregio-
nalen relevanten Ausstellungsprojekten der Geschichte und Kulturgeschichte sowie
Zusammenarbeit mit anderen musealen Einrichtungen,

- die museumspadagogische Begleitung von Sonderausstellungen, bei der Beglei-
tung von Kulturprojekten und bei der Offentlichkeitsarbeit,

- die fachliche Aufbereitung des prahistorischen Sammlungsgutes,

- die Sicherung des Kulturgutes und

- die Durchfihrung beispielgebender Veranstaltungen und Vorhaben zur Verwirkli-
chung der Gegenwartskuitur und der Bildenden Kunst.

Ziel des Naumann-Museums und des Historischen Museums ist:

- die Realisierung musealer Aufgaben im Zusammenhang mit der Bedeutung der Mu-
seen,

- die Sicherung der wissenschaftlichen Bedeutung und Ausstrahlung der musealen
Einrichtungen,

- die Schaffung eines vielschichtigen kulturellen Bildungs- und Veranstaltungsange-
botes,

- die Férderung des historischen Bewusstseins, der kulturellen Erbepflege und Schaf-
fung von ldentifikationsmoglichkeiten,

- die Vermittlung zwischen Kunstschaffenden und Bevélkerung sowie

- die Sicherung einer ansprechenden Medien-, Publikations- und Offentlichkeitsarbeit.

Ziel und Aufgabe der Prahistorischen Sammlung sind:

- Sammlungs- und Bewahrungsfunktion,

- Forschungs- und Dokumentierungsfunktion,

- Ausstellungs- und Vermittlungsfunktion sowie

- Sicherung des Kulturgutes gegen Diebstahl, Brandgefdhrdung, Schaden durch Drit-
te, unsachgemafe Lagerung und Verdufierung.
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§7
Vorbehalt der Wirtschaftlichkeit und der Weiterentwicklung

@) Umfang, Art und Weise der Umsetzung der vorgenannten Aufgaben und Ziele stehen
unter dem Vorbehalt einer Umsetzbarkeit mit vertretbarem wirtschaftlichem Aufwand.

(2) Die vertragschlieBenden Parteien sind sich einig, dass die vorgenannten Aufgaben
und Ziele einer standigen Anpassung und zeitgemaRen Weiterentwicklung durch die Stadt
oder stadtischen Gesellschaften unterliegen, soweit hierdurch der Zweck dieses Vertrages

nicht geféhrdet wird.

Abschnitt 2.
Ubertragung der kulturellen Einrichtungen auf die Stadt

Unterabschnitt 1.
Nutzung der Mobilien durch die Stadt

§8
Leihe

1) Der Landkreis uberlasst der Stadt das in den unter § 1 Abs. 1 genannten kulturelien
Einrichtungen sowie im ehemaligen Biirgerhaus am Markt vorhandene Inventar (Technik,
Exponate etc.), im Folgenden Leihgaben, soweit dieses nicht den gemaR § 16 (bergegan-
genen Vertradgen oder abzuschlieBenden Untermiet-/Unterpachtvertrdgen unterfallt, als Dau-
erleihgabe fur die Laufzeit dieses Vertrages. Die Stadt verpflichtet sich, die Leihgaben zu
Ubernehmen und nach MaRgabe dieses Vertrages in ihrer Obhut zu behalten. Eine Auflis-
tung eines Teils des von dieser Regelung voraussichtlich betroffenen Inventars ist dem Kul-
turstattenvertrag zur Orientierung als Anlage 1 beigefiigt.

(2) Absatz 1 gilt entsprechend auch fur solche Exponate, um die die Bestinde des
Naumann-Museums, des Historischen Museums und der Prahistorischen Sammlung in Erfuil-
lung dieses Vertrages und mit Mitteln des Zuschusses erweitert werden. Diese Exponate
werden in dem Umfange Eigentum (Allein- oder Miteigentum) des Landkreises und Gegen-
stand dieses Leihvertrages, soweit diese mit Mitteln aus dem Zuschusses (§ 24) erworben
werden; der Erwerb ist dem Landkreis unverziiglich schriftlich anzuzeigen.

(3) Absatz 1 gilt entsprechend auch fur sonstige Gegenstande, die mit Mitteln des Zu-

schusses erworben werden. Diese Gegenstande werden in dem Umfange Eigentum (Allein-
oder Miteigentum) des Landkreises und Gegenstand dieses Leihvertrages, soweit diese mit

Seite 6 von 29





Anderungsvertrag zum Kulturstattenvertrag vom 29.06.2007

Mitteln aus dem Zuschusses (§ 24) erworben werden; der Erwerb ist dem Landkreis unver-
zuglich schriftlich anzuzeigen.

(4) Die Stadt und der Landkreis werden gemeinsam die Leihgaben vor der Ubergabe in
den kulturellen Einrichtungen untersuchen bzw. durch einen Dritten untersuchen lassen. Bei
dieser Begehung werden die Vertragsparteien gemeinsam eine Auflistung der Leihgaben
erstellen.

(5) Der Landkreis wird der Stadt die Leihgaben in dem Zustand und an dem Ort Gberge-
ben an dem sie sich bei der gemeinsam durchgefihrten Begehung befinden. Diesen Zustand
erkennt die Stadt als vertragsgemaf an.

(6) Die Parteien erstellen ein detailliertes Ubernahmeprotokoll, das von beiden Vertrags-
parteien zu unterzeichnen ist.

7) Der Landkreis kann von der Stadt die voriibergehende Riickgabe einzelner Leihga-
ben verlangen, langstens jedoch fiir die Dauer eines Monats (Rickgabedauer), wenn er die-
se fur eigene Zwecke (z. B. Reprasentationszwecke) bendétigt. Das Riickgabeverlangen ist
drei Monate vor dem gewiinschten Ruckgabetermin auszusprechen. Fir die Ruckgabe gilt
§ 34. Durch die Riickgabe darf der Vertragszweck nicht gefahrdet werden. Die dem Land-
kreis zurlickgegebene Leihgabe ist der Stadt wieder in ordnungsgeméalem Zustand zu tber-
geben, sobald der Landkreis die Leihgabe nicht mehr fur seine Zwecke bendétigt, spatestens
jedoch nach Ablauf eines Monats seit Riickgabe der Leihgabe an den Landkreis. Die Ver-
tragsparteien kénnen abweichend, unter Beachtung der Schriftform gemaR § 39, eine lange-
re Ruckgabedauer vereinbaren. Samtliche hierdurch entstehenden Kosten (z. B. Transport,
Versicherung) tragt der Landkreis; § 11 (Transport) gilt insoweit nicht. Fur die Dauer der
Rickgabe der Leihgabe an den Landkreis gehen Haftung und Gefahrtragung auf diesen
Uber.

§9

Restitutions- und Herausgabeanspriiche Dritter

@) Soweit bezlglich der Leihgaben durch den Landkreis ein Restitutions- bzw. Heraus-
gabeanspruch eines Dritten festgestellt bzw. akzeptiert wird, gilt der Leihvertrag insoweit als
beendet und der Landkreis hat einen Anspruch auf vorzeitige Rickgabe. Fur die Rickgabe
gilt § 34. Die Stadt stellt den Landkreis von Anspriichen Dritter wegen von ihr zu vertretenen
Beschadigungen, Zerstérungen, Veranderungen oder Verlustes der Leihgaben im Innenver-
héltnis frei.

(2) Eine Vertragsanpassung kann unter den Voraussetzungen des § 313 BGB verlangt
werden.
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§10
Obhuts- und Informationspflichten/Ersatzbeschaffungen

1) Die Stadt ist verpflichtet, die Leihgaben, unter Beachtung der jeweiligen Besonderhei-
ten, pfleglich und fachgerecht zu behandeln und eine Nutzung/Pflege/Bedienung etc. nur
unter Aufsicht von bzw. mit entsprechend qualifiziertem Personal vornehmen zu lassen. Die
bei der Ubergabe der Leihgaben bestehenden Sicherheits-/BewachungsmaRnahmen sind im
vorhandenen oder im vergleichbarem Umfang aufrecht zu erhalten.

(2) Die Stadt benachrichtigt den Landkreis unverziiglich von jeder wesentlichen Verande-
rung, Beschadigung oder Verlust an den Leihgaben.

(3) Im Falle des Verlustes bzw. der Unbenutzbarkeit von Leihgaben sind diese, soweit es
sich um Gebrauchsgegenstande (z. B. technische Gerate, Mobel etc.) handelt, durch die
Stadt zu ersetzen. Eine Ersatzpflicht des Landkreises besteht nicht. Mit Zustimmung des
Landkreises kann insbesondere dann von der Anschaffung von Ersatzstliicken abgesehen
werden, wenn diese zur weiteren Aufgabenerfullung nicht erforderlich sind. Die Ersatzstiicke
werden in dem Umfange Eigentum (Allein- oder Miteigentum) des Landkreises und Gegen-
stand dieses Leihvertrages, soweit diese mit Mitteln aus dem Zuschusses (§ 24) erworben
werden. Die Ersatzbeschaffungen sind dem Landkreis unverziiglich anzuzeigen. Sonstige
Anspriche des Landkreises, z. B. Schadenersatzanspriiche, bleiben von dieser Regelung
unberihrt.

(4) Wird eine Leihgabe gepfindet oder beschlagnahmt, so hat die Stadt dies dem Land-
kreis unverziglich schriftlich anzuzeigen. Ebenfalls ist die Stadt verpflichtet, den Dritten vom
Eigentum des Landkreises in Kenntnis zu setzen. Im Falle einer Insolvenz von stadtischen
Gesellschaften, derer sich die Stadt bedient, ist der Landkreis unverziiglich zu informieren.
Die Stadt hat samtliche MalRnahmen zur Sicherung des Eigentums des Landkreises zu er-

greifen.

§ 11
Transport

Die Stadt sorgt fiir etwaig im Zuge der Ubergabe, Rickgabe und Vertragsdurchfiihrung not-
wendig werdenden Transport der Leihgaben. Beim Transport ist auf eine fachgerechte
Durchfiihrung zu achten. Die Stadt erteilt die gegebenenfalls notwendigen Auftrage und tragt

die Kosten, einschliellich der Nebenkosten (z. B. Verpackungskosten).
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§12
Haftung

(1) Die Stadt haftet fur alle Schaden, welche durch schuldhafte Verletzung der ihr oblie-
genden Pflichten entstehen. Dies gilt insbesondere, wenn die Leihgaben unsachgeman be-
handelt wurden.

(2) Im Falle des Eintritts eines Schadens ist die Stadt verpflichtet, neben einer Benach-
richtigung Uber den Schaden selbst (vgl. § 10) den Landkreis unverziglich schriftlich Gber die
Art und das Zustandekommen des Schadens zu unterrichten und gegebenenfalls notwendi-
ge Unterlagen vorzulegen.

(3) Die Stadt stelit den Landkreis von Anspriichen Dritter aus der Verletzung der Ver-
kehrssicherungspflicht hinsichtlich der tibernommenen kulturellen Einrichtungen frei.

§13
Erhaltung/Reparaturen/Restaurierung der Leihgaben

1 Die Stadt verpflichtet sich, die Leihgaben in einem ordnungsgemalen bzw. ge-
brauchsfahigen Zustand zu erhalten. Soweit hinsichtlich der Leihgaben bereits bei der Uber-
gabe ein dringender Reparatur- bzw. Restaurationsbedarf besteht, wird die Stadt die zum
Schutz vor weiterer Verschlechterung notwendigen Mafnahmen ergreifen. Sie hat im Rah-
men der vorgenannten Verpflichtungen fir die fachgerechte Instandhaltung, Reparatur sowie
Restaurierung der Leihgaben Sorge zu tragen. Die Kosten tragt die Stadt.

(2) Soweit die Restaurierungs- und Reparaturarbeiten Bestdnde des Naumann-
Museums, des Historischen Museums und der prahistorischen Sammlung betreffen, dirfen
diese nur fachgerecht durch geeignete Restauratoren und nur mit der schriftlichen Einwilli-
gung des Landkreises ausgefiihrt werden.

§ 14
Besichtigungsrecht und Untersuchung der Leihgaben

Der Landkreis ist berechtigt, die Leihgaben jederzeit nach vorheriger Abstimmung mit der
Stadt selbst zu untersuchen oder durch einen Beauftragten untersuchen zu lassen. Die Stadt
ist verpflichtet, den Landkreis im Rahmen ihrer Mdéglichkeiten hierbei zu unterstiitzen. Die
Kosten der Untersuchung tragt der Landkreis.
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§15
Uberlassung an Dritte/stiddtische Gesellschaften/bildliche Wiedergabe der Leihgaben

1) Die Stadt ist zur Uberlassung der Leihgaben an Dritte nur mit schriftlicher Einwilligung
des Landkreises berechtigt (§ 603 Satz 2 BGB). Hinsichtlich bestimmter Leihgaben kénnen
sich die Parteien bereits bei der Ubergabe auf eine generelle Einwilligung hierzu einigen. Hat
die Stadt den Gebrauch an Leihgaben des Landkreises mit dessen Einwilligung einem Drit-
ten Uberlassen, hat sie auch fur das Verschulden des Dritten einzustehen.

2) Der Landkreis erklart schon jetzt die Einwilligung in die Uberlassung der Leihgaben
an diejenigen stadtischen Gesellschaften, welcher sich die Stadt gemall § 1 Abs. 4 bedient.
Eine Erfallung der vertraglichen Verpflichtungen ist z. B. durch eine entsprechende Vertrags-
gestaltung, auch in diesem Fall durch die Stadt sicherzustellen. Die Stadt hat fur das Ver-
schulden der stadtischen Gesellschaften einzustehen.

(3) Die Stadt ist berechtigt, die Leihgaben fotografisch zu reproduzieren und dieses
Recht fur die Vertragslaufzeit auf Dritte zu Ubertragen. Bildliche Wiedergaben, egal in wel-
cher Form, sind mit dem Hinweis ,Leihgabe des Landkreises Anhalt-Bitterfeld” zu versehen.
Der Landkreis ist unter Vorlage der bildlichen Wiedergabe zu informieren; ein Belegexemplar
ist dem Landkreis kostenlos zu Ubereignen.

Unterabschnitt 2.
Vertragsverhiltnisse, Versicherungen, Férdermittel

§ 16
Vertragsverhiltnisse und Versicherungen

@) Die Stadt tritt - vorbehaltlich der Zustimmung der jeweiligen Vertragspartner und so-
weit nicht ausdriicklich etwas anderes vereinbart ist - nach Wirksamwerden des Vertrages in
alle Vertragsverhiltnisse des Landkreises, soweit sie die unter § 1 Abs. 1 genannten kuitu-
rellen Einrichtungen betreffen, anstelle des Landkreises und mit befreiender Wirkung fur den
Landkreis ein. Eine Auflistung der méglicherweise von dieser Regelung betroffener Vertrage
ist zur Orientierung dem Kulturstattenvertrag als Anlage 2 beigefugt. Die Anlage 2 des Kul-
turstattenvertrages erhebt keinen Anspruch auf Vollstandigkeit und Richtigkeit. Flr Arbeits-
vertrdge gelten gesonderte vertragliche Regelungen.

(2) Die vertragschlieRenden Parteien werden die jeweilige Vertragspartei nach dem Be-
ginn dieses Vertrages (sieche § 36 Abs. 1) auffordern, der Vertragslibernahme durch die
Stadt zuzustimmen, und zwar in der Weise, dass der Landkreis aus samtlichen Verpflichtun-
gen aus dem Vertrag endgliltig entlassen wird. Sollte im Einzelfall die Zustimmung zu der
Ubernahme der Vertragsverhéltnisse nicht erreicht werden oder sollten die vertragschiieRen-
den Parteien gemeinschaftlich zu der Uberzeugung gelangen, dass die Aufforderung zur

Seite 10 von 29





Anderungsvertrag zum Kulturstattenvertrag vom 29.06.2007

Ubernahme des Vertragsverhaltnisses im AuRenverhiltnis nicht angezeigt erscheint, bleibt
der Landkreis alleiniger Vertragspartner im Auenverhéltnis. Er wird das Vertragsverhaltnis
weiterhin durchfihren, jedoch im Innenverhéltnis ausschlieBlich im Auftrag und fir Rechnung
der Stadt abwickeln. Daraus folgt die Verpflichtung der Stadt, den Landkreis im Innenver-
héltnis von Verbindlichkeiten freizustellen. Die Stadt ermachtigt den Landkreis insoweit, ge-
geniiber dem jeweiligen Vertragspartner alle Rechte und Anspriiche aus dem Vertragsver-
héltnis im eigenen Namen geltend zu machen, sie stellt dem Landkreis samtliche zur Ver-
tragsabwicklung notwendigen Informationen zur Verfigung. Soweit der Landkreis das Ver-
tragsverhéltnis weiterhin durchfihrt, stellt er die Stadt in dem Mafe von der Haftung gegen-
uber Dritten frei, in dem der Landkreis die haftungsbegriindende Pflichtverletzung zu vertre-
ten hat.

33) Soweit die Regelung nach den Abséatzen 1 und 2 Miet- und Pachtvertrdge betrifft und
die erforderliche Zustimmung des Vertragspartners zu der Vertragsibernahme durch den
Vermieter/Verpachter nicht erteilt wird oder nicht eingeholt werden soll, verpflichten sich der
Landkreis und die Stadt bereits jetzt, soweit rechtlich und tatsachlich méglich Untermietver-
trage/Unterpachtvertirdge abzuschlieRen. Der Untermietvertrag/Unterpachtvertrag soll der
Stadt die Nutzung des Miet-/Pachtgegenstandes im Rahmen des dem Landkreis zustehen-
den Gebrauchsrechts in einem fur die Aufgabenerfiillung notwendigen Umfang verschaffen.
Der Landkreis hat jede rechtsgestaltende Erkldrung im Hinblick auf die jeweiligen Miet-
/Pachtvertrage wahrend der Vertragslaufzeit ohne vorherige Zustimmung der Stadt zu unter-
lassen. Die Stadt verpflichtet sich fir diesen Fall mit dem Landkreis eine Miete/Pacht in einer
Héhe zu vereinbaren, wie sie sich fir den Landkreis aus dem Miet- und Pachtvertrag ergibt.

(4) Die Regelung des Absatzes 2 Satze 3 und 5 gilt fur die Zeit bis zum Wirksamwerden
der Ubernahme der Vertragsverhaltnisse durch die Stadt und ab Wirksamwerden des Ver-
trages entsprechend.

(5) In Bezug auf die kulturellen Einrichtungen bestehen verschiedene Versicherungen.
Der Landkreis verpflichtet sich, der Stadt eine Auflistung der bestehenden Versicherungen
und die entsprechenden Unterlagen mit Vertragsbeginn zu Ubergeben. Soweit diese Versi-
cherungen nicht kraft Gesetzes mit der Ubernahme der unter § 1 Abs. 1 genannten kulturel-
len Einrichtungen auf die Stadt Ubergehen, verpflichtet sich diese ab dem Wirksamwerden
des Vertrages dafuir Sorge zu tragen, dass ein zeitlich und gegensténdlich lickenloser Versi-
cherungsschutz fur die kulturellen Einrichtungen gewahrleistet und fir die Vertragsdauer
aufrecht erhalten wird, der mit dem bis zu diesem Zeitpunkt bestehenden Versicherungs-
schutz im Wesentlichen identisch ist. Soweit der Landkreis zur Gewahrleistung eines ent-
sprechenden Versicherungsschutzes Versicherungsnehmer bleiben muss, gilt Absatz 2 Sat-
ze 2 bis 5 entsprechend.

(6) Soweit sich herausstellt, dass bestimmte Objekte (Leihgaben etc.) nicht den geman
Absatz 5 Ubergegangenen und fortgefuhrten Versicherungen unterfallen oder der Versiche-

rungsschutz luckenhatt ist, hat die Stadt dafir Sorge zu tragen, dass fur diese ein in Art und
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Umfang wesentlich gleicher Versicherungsschutz wie fur die tibrigen vergleichbaren Gegen-
stdnde gewabhrleistet wird, z. B. indem diese Objekte in geeignete bestehende Versicherun-
gen einbezogen oder neue geeignete Versicherungsvertrdge abgeschlossen werden. Die
Parteien kénnen sich fir bestimmte Objekte, insbesondere Leihgaben, auf Sonderregelun-
gen unter Einhaltung des § 39 (Schriftform) einigen, wenn fir diese ein solcher Umfang des
Versicherungsschutzes nicht notwendig oder die Berlicksichtigung weiterer Gefahren ange-
zeigt erscheint.

(7) Anspriiche aus den Versicherungen werden, soweit sie das Eigentum des Landkrei-
ses betreffen, bereits jetzt an den Landkreis abgetreten. Der Landkreis nimmt diese Abtre-
tung an. Etwaige Versicherungsfélle werden durch die Stadt ordnungsgemaR abgewickelt.
Die Stadt wird insoweit vom Landkreis bevollmachtigt, die zur Abwicklung des Versiche-
rungsfalles notwendigen Erkldrungen abzugeben und Untervolimachten zu erteilen, ferner
zur Entgegennahme von Zahlungen. Soweit bei den Versicherungen ein Selbstbehalt ver-

einbart wurde, ist dieser durch die Stadt an den Landkreis im Schadensfall zu zahlen.

§17
Verpflichtungen aus Foérdermittel- und Zuwendungsbescheiden

) Die Stadt informiert sich Uber die Rechte und Verpflichtungen aus etwaigen Férder-
mittel- und Zuwendungsbescheiden, welche die kulturellen Einrichtungen betreffen. Der
Landkreis wird der Stadt die entsprechenden Informationen tbergeben.

(2) Soweit maglich, tritt die Stadt in die Rechte und Verpflichtungen aus den Férdermittel-
und Zuwendungsbescheiden mit fur den Landkreis befreiender Wirkung ein. Den vertrag-
schlieBenden Parteien ist dabei bekannt, dass fur die schuldbefreiende Ubernahme die An-
erkennung der Rechtsverbindlichkeit der ergangenen Bescheide durch die Stadt und die
Zustimmung der jeweils bewilligenden Stelle notwendig ist.

(3) Erfolgt ein Eintritt nach Absatz 2 nicht, verpflichtet sich die Stadt, die sich aus diesen
Bescheiden ergebenden Verpflichtungen einzuhalten. Die Stadt verpflichtet sich, auch ge-
genlber den zustidndigen Behérden, die Férdermittel- und Zuwendungsbescheide und die
mit der Férderung verbundenen Verpflichtungen in vorstehendem Umfang - soweit erforder-
lich durch eine gesonderte schriftliche Erklarung - anzuerkennen. Soweit sich aus einer Ver-
letzung der vorstehenden Verpflichtungen Anspriche (z. B. Rickforderungsanspriiche) der
jeweils Férdermittel/Zuwendungen bewilligenden Stelle ergeben, hat die Stadt den Landkreis
von diesen Anspriichen freizustellen, soweit die Stadt die Pflichtverletzung zu vertreten hat.

(4) Soweit auf Grund der Abwicklung dieses Vertrages bzgl. des Blurgerhauses am Markt
Fordermittel zurtickgefordert werden, haftet hierfir im Innenverhaitnis allein der Landkreis. Er

stellt insofern die Stadt von Forderungen Dritter frei.

Seite 12 von 29





Anderungsvertrag zum Kulturstattenvertrag vom 29.06.2007

Unterabschnitt 3.
Sonderregelungen fiir die Nutzung von Rdumlichkeiten im Gebiude des
Biirgerhauses am Markt, deren Inventar und zur Nutzung der Raumlichkeiten
im Gebdude der Landkreisverwaltung

§17 a
Sonderregelungen zum Inventar des Biirgerhauses am Markt

(1) Das Leihverhdltnis des gemaf §§ 8 ff. zur Verfigung gestellten Inventars der kulturel-
len Einrichtung Burgerhaus am Markt bleibt von der Beendigung des Leihverhéltnisses be-
zuglich der Raumlichkeiten im Gebdude des Birgerhauses am Markt unberihrt. Dieses In-
ventar darf durch die Stadt auf ihre Kosten entfernt und zum Betrieb des Veranstaltungszent-
rums im Schloss Kéthen verwendet werden.

(2) Der Landkreis verpflichtet sich schon jetzt, auf Verlangen der Stadt einen unbefriste-
ten Leihvertrag Uber das Inventar der ehemaligen kulturellen Einrichtung Blrgerhaus am
Markt, welches zum Betrieb des Veranstaltungszentrums im Schloss Kéthen verwendet wird,
abzuschlie3en, wenn der vorliegende Vertrag endet.

§17b
Sonderregelungen zur Nutzung der Rdumlichkeiten im Gebaude der
Landkreisverwaltung

(1) Der Landkreis stellt der Stadt folgende in dem Geb&ude der Landkreisverwaltung, Am
Fluglatz 1, 06366 K&then (Anhalt) befindlichen Raumlichkeiten im Wege der Leihe zur Verfi-

gung:

- 022 bis 030,
- 033 und
- 037.

Die entsprechenden Raumlichkeiten sind in dem als Anlage 4 zum Kulturstattenvertrag bei-
gefugten Grundriss gekennzeichnet. Die textlichen Festiegungen gehen bei Widerspriichen
vor. Das Leihverhaltnis bezliglich des in diesen Raumlichkeiten befindlichen Inventars
(§§ 8 ff.) bleibt unberihrt.

(2) Der Landkreis wird der Stadt die Raumlichkeiten in dem Zustand Gibergeben, in dem
sie sich bei einer gemeinsam durchzufiihrenden Begehung befinden. Diesen Zustand er-
kennt die Stadt als vertragsgemaf an. Der Landkreis erklart schon jetzt die Einwilligung in
die Uberlassung der Raumlichkeiten an diejenigen stadtischen Gesellschaften, welcher sich
die Stadt gemaR § 1 Abs. 4 bedient.
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(3) Die Verleihung dieser Raumlichkeiten erfolgt ausschlieBlich zu Zwecken dieses Ver-
trages, also zur Verwirklichung der Ziele und Aufgaben der prahistorischen Sammlung (§ 6
Abs. 3). Eine Nutzung zu anderen Zwecken bedarf der vorhergehenden schriftlichen Zu-
stimmung des Landkreises.

(4) Der Landkreis tragt fur den Zeitraum der Nutzung der Raumlichkeiten durch die Stadt
oder stadtische Gesellschaft samtliche Bewirtschaftungskosten (Strom, Heizung, Reinigung
etc.). Diese Tatsache wurde bei der Kalkulation des Zuschusses (§ 24) beriicksichtigt. Die
Stadt verpflichtet sich, die Bewirtschaftungskosten maoglichst gering zu halten, entsprechen-
de Bemuhungen des Landkreises zu unterstitzen und Einsparpotentiale - gegebenenfalls
nach entsprechenden Vorschlagen des Landkreises - zu nutzen. Der § 13 Abs. 1 gilt fur die
verliehenen Raumlichkeiten entsprechend.

(%) Vertrage, welche fir die Bewirtschaftung der Raumlichkeiten notwendig sind (z. B.
Stromlieferungsvertrage), verbleiben abweichend von der Regelung des § 16 beim Land-
kreis. Gleiches gilt fur Versicherungen die das Grundstiick und Gebaude der Landkreisver-
waltung, Am Fluglatz 1, 06366 Kéthen (Anhalt), betreffen.

(6) Das Leihverhaltnis bezlglich der in Absatz 1 genannten Rdumlichkeiten endet mit der
Beendigung dieses Vertrages. Nach Beendigung des Leihverhiltnisses hat die Stadt die
Réaumlichkeiten bis auf das gemaR der §§ 8 ff. zur Verfugung gestellten Inventar vollstandig
geraumt und besenrein zurlickzugeben. Von der Stadt oder deren Erfillungsgehilfen schuld-
haft verursachte Beschadigungen sind zu beseitigen. Einrichtungen mit denen die Stadt oder
die stadtische Gesellschaft die Leihgabe versehen hat, darf sie wegnehmen.

Abschnitt 3.
Personal

§18
Ubergang der Arbeits- und Ausbildungsverhiltnisse

1) Die Parteien stellen fest, dass die Stadt in alle Arbeits- und Dienstvertrage mit den in
den kulturellen Einrichtungen beschéftigten Arbeitnehmern gemanl § 613 a BGB eintritt, fur
die bei Wirksamwerden des Vertrages mit dem Landkreis ein Beschéftigungsverhaltnis be-
steht.

(2) Dem Kulturstattenvertrag ist eine Liste aller Arbeitnehmer beigefigt, deren Arbeits-
verhaltnis vom Betriebstbergang betroffen ist (Anlage 5 des Kulturstattenvertrages). Sie
enthélt folgende Angaben: Name, Vorname, Geburtsdatum, Funktion, Eintrittsdatum, Be-
schaftigungszeit, Aufgabenschwerpunkte, Vergitung, Berechnungsgrundlagen zur jeweiligen
Vergutung, Eingruppierung, Altersversorgungsart (insbesondere Zusatzversorgungskasse
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Sachsen-Anhalt, im Folgenden: ZVK) und weitere Besonderheiten (z. B. Schwerbehinde-
rung). Die Liste ist Bestandteil dieses Vertrags. Die dort genannten Arbeitnehmer werden im
Folgenden ,betroffene Arbeitnehmer’ genannt.

§19
Zusatzversorgung

Die Stadt verpflichtet sich, die Altersversorgung fur die gemaR § 613 a BGB ubergegange-
nen betroffenen Arbeitnehmer, fir die eine Zusatzversorgung bei der ZVK besteht, fortzufiih-
ren.

§ 20
Information der Arbeitnehmer und Widerspruch gemaR § 613 a BGB

(1) Der Landkreis wird die betroffenen Arbeitnehmer geman § 613 a Abs. 5 BGB vor dem
Betriebsiibergang in Textform unterrichten tber:

- den Zeitpunkt oder den geplanten Zeitpunkt des Ubergangs

- den Grund fir den Ubergang

- die rechtlichen, wirtschaftlichen und sozialen Folgen des Ubergangs fur die Arbeit-
nehmer

- die hinsichtlich der Arbeitnehmer in Aussicht genommenen MaRnahmen und

- die Frist, innerhalb derer die Arbeitnehmer dem Ubergang ihres Arbeitsverhaltnisses
auf die Stadt widersprechen kénnen.

(2) Die Stadt wird dem Landkreis samtliche fur die Unterrichtung nach Absatz 1 notwen-
digen Informationen zur Verfiigung stellen, insbesondere dariiber, ob und auf welche stadti-
sche Gesellschaft eine Ubertragung von Aufgaben nach diesem Vertrag beabsichtigt ist. In
diesem Falle informiert die Stadt auch dariiber, ob die betroffenen Arbeitnehmer im Wege
eines Personalgestellungsvertrages der jeweiligen stadtischen Gesellschaft zur Verfugung
gestellt werden sollen oder ob ein weiterer Betriebstiibergang geman § 613 a BGB beziiglich
der Arbeitsverhaltnisse der betroffenen Arbeitnehmer stattfindet. Die Stadt gewahrleistet die
Richtigkeit der gemachten Angaben.

3) Die VertragsschlieRenden werden sich wechselseitig Uber eingehende Widerspriiche
unverziglich informieren.

§20a
Besitzstandswahrung und Rechtsnachfolgerbindung

(1) Die betroffenen Arbeitnehmer dirfen anlasslich des Betriebsiibergangs dauerhaft
keinerlei Rechtsnachteile erleiden, d. h., sie werden so gestellt, als ob ein Betriebstibergang
nicht stattgefunden hatte. Die betroffenen Arbeitnehmer erwerben insoweit durch diesen Ver-
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trag unmittelbar das Recht, diese Leistung von der Stadt zu fordern. Die betroffenen Arbeit-
nehmer werden entsprechend informiert.

(2) Stellt die Stadt fest, dass mit der Ubertragung von Aufgaben nach diesem Vertrag auf
eine stadtische Gesellschaft ein weiterer Betriebsiibergang gem. § 613 a BGB beziglich der
Arbeitsverhaltnisse der betroffenen Arbeitnehmer stattfindet, vereinbaren die Parteien, dass
die betroffenen Arbeitnehmer auch anlasslich dieses weiteren Betriebsiibergangs keinerlei
Rechtsnachteile erleiden durfen, d. h., sie sind, z. B. durch eine entsprechende Vertragsge-
staltung mit der jeweiligen stadtischen Gesellschaft, entsprechend der Verpflichtung unter
Absatz 1 so zu stellen, als ob auch dieser weitere Betriebstibergang nicht stattgefunden hat-
te. Die betroffenen Arbeitnehmer erwerben insoweit durch diesen Vertrag unmittelbar das
Recht, auch diese Leistung von der Stadt zu fordern. Die betroffenen Arbeitnehmer werden
entsprechend informiert.

(3) Auch im Falle von anderen Ubertragungen, Ausgliederungen etc. der kulturellen Ein-
richtungen oder von Teilen dieser Einrichtungen, welche keinen weiteren Betriebstbergang
nach § 613 a BGB darstellen, stellt die Stadt vertraglich sicher, dass die gesetzlichen und die
sich aus diesem Verirag ergebenden Verpflichtungen erflllt werden und die Arbeitnehmer-
rechte, insbesondere die Beteiligungsrechte der Arbeitnehmervertretung, gewahrt werden.

(4) Das Recht zum Ausspruch von Kiindigungen jeglicher Art, insbesondere betriebsbe-
dingter Beendigungs- oder Anderungskiindigungen, beziglich der Arbeitsverhiltnisse der
betroffenen Arbeitnehmer durch die Stadt oder eine stadtische Gesellschaft bleibt von den
Regelungen dieses Vertrages unberiihrt. Der Ausspruch von Kindigungen bedarf nicht der

Zustimmung des Landkreises.

§ 21
Erstattung der Personalkosten

1) Der Landkreis erstattet der Stadt monatlich bis zum 15. des Folgemonats die jeweili-
gen Personalkosten des Vormonates fur diejenigen Arbeitsverhéltnisse, in welche diese ge-
mé&fR § 613 a BGB beziglich der betroffenen Arbeitnehmer eingetreten ist. Der zu erstattende
Betrag ist dem Landkreis bis zum 3. des Folgemonats mitzuteilen; dies ist keine Ausschluss-
frist. Der Erstattungsbetrag ist in der Hohe auf die Personalkosten begrenzt, welche der
Landkreis bei einer Fortsetzung des Arbeitsverhaltnisses mit dem jeweiligen betroffenen Ar-
beitnehmer bei der in der Anlage 5 des Kulturstattenvertrages angegebenen Eingruppierung
ohne den Betriebslbergang gehabt hatte.

(2) Im Falle, dass ein weiterer Betriebsiibergang gema § 613 a BGB hinsichtlich der
Arbeitsverhaltnisse der betroffenen Arbeitnehmer auf eine stadtische Gesellschaft stattfindet,
zahit der Landkreis fur diese Arbeitsverhaltnisse monatlich an die Stadt oder an die von der
Stadt zu benennende stadtische Gesellschaft einen Betrag in der Hohe der jeweiligen Per-
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sonalkosten der stadtischen Gesellschaft des Vormonates fur das Arbeitsverhaltnis bis zum
15. des Folgemonats. Der zu erstattende Betrag ist dem Landkreis bis zum 3. des Folgemo-
nats durch die Stadt oder durch die von ihr benannte stadtische Gesellschaft mitzuteilen;
dies ist keine Ausschlussfrist. Der Erstattungsbetrag ist in der Héhe auf die Personalkosten
begrenzt, welche der Landkreis bei einer Fortsetzung des Arbeitsverhéltnisses mit dem je-
weiligen betroffenen Arbeitnehmer bei der in der Anlage 5 des Kulturstattenvertrages ange-
gebenen Eingruppierung ohne den Betriebsiibergang gehabt hatte.

3) Die Pflicht zur Erstattung der Personalkosten nach den Absétzen 1 und 2 endet mit
der Erstattung der Kosten fur den Monat Dezember 2017, soweit die Vertragspartner nicht
gemal § 24 Abs. 5 (Zweck und Hohe des Zuschusses) etwas anderes vereinbaren.

4) Die Pflicht zur Erstattung der Personalkosten nach den Absatzen 1 und 2 endet auch
mit der endgultigen Beendigung des Arbeitsverhéitnisses der betroffenen Arbeitnehmer mit
der Stadt bzw. stadtischen Gesellschaft. In diesem Fall gilt dann der § 22 (Ersatzarbeitneh-
mer).

§ 22
Ersatzarbeitnehmer

1 Im Falle der endgliltigen Beendigung des Arbeitsverhaltnisses eines tibergegangenen
betroffenen Arbeitnehmers, gleich aus welchem Grunde, oder mit Beginn der Freistellungs-
phase bei Altersteilzeit, ist die Stadt oder die von ihr zu benennende stadtische Gesellschaft
berechtigt, soweit dies zur Erfullung der Aufgaben und Ziele der kulturellen Einrichtungen
erforderlich ist, einen oder mehrere Ersatzarbeitnehmer flr diesen einzustellen. Die Einstel-
lung kann befristet oder unbefristet, Vollzeit oder Teilzeit und auch auf Basis geringfligiger
Beschaftigung erfolgen. Der Umfang der wdchentlichen Arbeitszeit der/des Ersatzarbeitneh-
mer/s darf insgesamt die des zu ersetzenden Arbeitnehmers nicht Uberschreiten. Bei Neu-
einstellungen haben die Stadt bzw. die stadtischen Gesellschaften, unter Beachtung insbe-
sondere des gegebenenfalls geltenden Tarifrechts, Einsparmdglichkeiten zu nutzen.

(2) Der Landkreis zahlt monatlich an die Stadt bzw. die von der Stadt benannte stadti-
sche Gesellschaft bis zum 15. des Folgemonats die jeweiligen Personalkosten des Vormo-
nates fUr den/die Ersatzarbeitnehmer. Der zu erstattende Betrag ist dem Landkreis bis zum
3. des Folgemonats mitzuteilen; dies ist keine Ausschlussfrist. Der Erstattungsbetrag ist in
der Héhe auf den Betrag begrenzt, der bei einer Einstellung eines einzelnen Ersatzarbeit-
nehmers fur den jeweiligen Ubergegangenen betroffenen Arbeitnehmer unter Geltung des
TV6D und dessen Eingruppierung gemaf der in der Anlage 5 des Kulturstattenvertrages
genannten Entgeltgruppe des zu ersetzenden Arbeithehmers sowie bei Einstufung in die
Stufe 2 bei Einstellung, als Personalkosten zu erstatten gewesen wére.

(3) Soweit durch die Einstellung eines oder mehrerer Ersatzarbeitnehmer gemafl Ab-
satz 1 oder deren Nichtvornahme oder nur teilweisen Vornahme insgesamt eine Einsparung
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im Vergleich zu dem Héchstbetrag der Erstattung gemal Absatz 2 eintritt, zahlt der Land-
kreis fir Neueinstellungen ab dem 01.01.2015 einen Aufschlag in Héhe von 100 v. H. der
Einsparung zusatzlich zum Erstattungsbetrag, soweit die Stadt bzw. stadtische Gesellschaft
diese Einsparung zu vertreten hat. Fur Neueinstellungen vor dem 01.01.2015 gelten die Re-
gelungen des Kulturstattenvertrages. Damit bleiben bei der Berechnung der Einsparung un-
berlcksichtigt:

- der etwaige Wegfall von Beitragen zur Zusatzversorgungskasse bei Einstellung durch
eine stadtische Gesellschaft,

- tarifliche Steigerungen, einschlieflich Stufenaufstiege, nach dem TVéD sowie

- eventuelle Leistungen der Agentur fur Arbeit bei Altersteilzeit eines zu ersetzenden
Arbeitnehmers bzw. Wiedereingliederung (Wiedereingliederungshilfe)

Der gezahlte Aufschlag ist zu Zwecken dieses Vertrages zu verwenden.

(4) Sollten betroffene Arbeitnehmer oder Ersatzarbeitnehmer infolge von Krankheit, Ur-
laub oder Fortbildung und ahnlichen Gegebenheiten voriibergehend ausfallen, so sind die
Kosten fur eine in diesen Fallen gegebenenfalls erforderlich werdende Vertretung durch die
Stadt bzw. die stadtische Gesellschaft zu tragen.

(5) Die Pflicht zur Erstattung der Personalkosten nach den Absatzen 1 und 2 und zur
Zahlung des Aufschlages gemaf Absatz 3 endet mit der Erstattung der Kosten und Zahlung
des Aufschlages fiir den Monat Dezember 2017, soweit die Vertragspartner nicht gem. § 24
Abs. 5 (Zweck und Hohe des Zuschusses) etwas anderes vereinbaren.

§ 23
Verfahrensweise im Falle eines Widerspruches, Personalgestellungsvertrige

M Im Falle eines Widerspruches eines Arbeitnehmers gegen den Ubergang seines Ar-
beitsverhaltnisses auf die Stadt schlieft der Landkreis mit dieser oder mit einer von ihr be-
nannten Gesellschaft bezlglich dieses Arbeitnehmers einen Personalgestellungsvertrag
nach dem als Anlage 6 des Kulturstattenvertrages beigefligten Muster (gestellte Arbeitneh-
mer). Die Stadt stellt sicher, dass die benannte Gesellschaft zum Vertragsschluss mit dem
Landkreis verpflichtet ist und dieser selbst einen solchen Vertragsschluss von der stadti-
schen Gesellschaft verlangen kann.

(2) Sollten gestellte Arbeitnehmer oder Ersatzarbeitnehmer infolge von Krankheit, Urlaub
oder Fortbildung und ahnlichen Gegebenheiten vorlibergehend ausfallen, so sind die Kosten
fir eine in diesen Fallen gegebenenfalls erforderlich werdende Vertretung durch die Stadt
bzw. die stadtische Gesellschaft zu tragen.
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(3) Ebenfalls ist der Landkreis bei einer Beendigung des Arbeitsverhéltnisses eines ge-
stellten Arbeitnehmers zum Landkreis von der Pflicht eine Ersatzkraft zu stellen befreit. Die
Regelung des § 22 (Ersatzarbeitnehmer) gilt in diesem Fall entsprechend.

4) Fur den Fall eines Aufhebungs- oder Altersteilzeitvertrages oder sonstiger Vereinba-
rungen, die auf die (vorzeitige) Beendigung des Arbeitsverhéltnisses abzielen, ist das Ein-
vernehmen der Stadt erforderlich. Dies gilt nicht, soweit ein gesetzlicher oder tariflicher An-
spruch besteht.

(5) Die Pflicht zur Personalgestellung durch den Landkreis endet mit dem Ablauf des
Jahres 2017, soweit die Vertragspartner nicht geman § 24 Abs. 5 (Zweck und H6he des Zu-
schusses) etwas anderes vereinbaren.

§23a
Behandlung von Mehrkosten
(z. B. durch Altersteilzeit, Mehrarbeit, Uberstunden und Zuschlige)

Q) Mehrkosten, die z.B. durch Vereinbarungen zur Altersteilzeit, einmalige Kosten der
ZVK im Rahmen von Betriebsiibergangen, durch Mehrarbeit und Uberstunden entstehen,
fallen dem Landkreis hinsichtlich der auf die Stadt (lbergegangenen Arbeitsverhéltnisse der
betroffenen Arbeitnehmer (§ 18), der gestellten Arbeitnehmer (§ 23) und der Ersatzarbeit-
nehmer (§ 22) nicht zur Last und sind gegebenenfalls durch die Stadt bzw. stadtische Ge-
sellschaft zu tragen. Abweichend hiervon fallen Mehrkosten durch Altersteilzeit hinsichtlich
der auf die Stadt bergegangenen Arbeitsverhéltnisse der betroffenen Arbeitnehmer (§ 18),
und der gestellten Arbeitnehmer (§ 23) dem Landkreis dann zur Last, soweit ein gesetzlicher
oder tariflicher Anspruch auf Altersteilzeit besteht.

(2) Kosten, welche durch die Zahlung von Zuschlagen entstehen, tragt der Landkreis,
soweit diese flr die Ubergegangenen Arbeitsverhéltnisse der betroffenen Arbeitnehmer
(§ 18), die gestellten Arbeitnehmer (§ 23) und Ersatzarbeitnehmer (§ 22) insgesamt nicht
jahrlich einen Betrag in Hohe von 2.500,- € netto zuziliglich der mit den Zuschléagen verbun-
denen Kosten (z. B. Sozialabgaben) tbersteigen. Diese Pflicht endet mit der Erstattung der
Kosten fur den Monat Dezember 2017, soweit die Vertragspartner nicht gem. § 24 Abs. 5
(Zweck und Héhe des Zuschusses) etwas anderes vereinbaren. Dartiber hinaus entstehende
Kosten durch Zuschlage tragt die Stadt bzw. stadtische Gesellschaft.

(3) Hinsichtlich der nach § 23 zu stellenden Arbeitnehmer wird eine Regelung in dem
Personalgestellungsvertrag aufgenommen, welche die Regelungen unter Abs. 1 und Abs. 2

im Verhaltnis der Parteien des Personalgestellungsvertrages fur anwendbar erklart.
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§23b
Personaleinsatz

Das Personal soll méglichst flexibel eingesetzt werden kénnen. Die Parteien sind sich des-
halb darin einig, dass die betroffenen Arbeitnehmer, die gestelite Arbeitnehmer und die Er-
satzarbeitnehmer von der Stadt oder einer stadtischen Gesellschaft zu allen Tatigkeiten im
Rahmen der kulturellen Aufgaben herangezogen werden kénnen. Es erfolgt insbesondere
keine Differenzierung nach stadtischer oder kreislicher Kultur.

§23c¢
Sonderregelung zum Arbeitnehmer Nr. 8 der Anlage 5 des Kulturstattenvertrages

Mit Eintritt des Arbeitnehmers Nr. 8 der Anlage 5 des Kulturstattenvertrages in die Freistel-
lungsphase seiner Altersteilzeit ist bis zur Er6ffnung des Veranstaltungszentrums im Schloss
die Stadt oder stadtische Gesellschaft berechtigt, einen Ersatzarbeitnehmer nach § 22 (Er-
satzarbeitnehmer) zu beschéftigen. Die Kostenerstattungspflicht fur diesen Ersatzarbeitneh-
mer und auch der Einsparzuschlag (§ 22 Abs. 3) entfallen mit der Eréffnung des Veranstal-

tungsortes im Schiloss.

Abschnitt 4.
Zuschuss

Unterabschnitt 1.
Zuschuss des Landkreises

§24
Zweck und Hohe des Zuschusses

M Der Landkreis gewahrt der Stadt zweckgebunden zur Deckung der mit der Ubernah-
me und dem Betrieb der kulturellen Einrichtungen verbundenen Kosten fur die Zeit von 2008
bis zum Ablauf des Jahres 2017 nach Maf3gabe dieses Vertrages jahrliche Zuschiisse. Wei-
tere Anspriiche auf Zahlungen gegen den Landkreis hat die Stadt aufgrund der auf sie mit
diesem Vertrag Ubertragenen Aufgaben nicht, soweit in diesem Vertrag nicht anderes vorge-
sehen ist.

(2) Bei der Kalkulation des Zuschusses fiir den Zeitraum 2015 bis 2017 wurden samtli-
che Kosten, mit Ausnahme der Personalkosten, fur welche Sonderregelungen gelten, und
die geschatzten Einnahmen berlcksichtigt. Nicht beriicksichtigt wurden abweichend von
Satz 1 bei der Kalkulation die Bewirtschaftungskosten fur die leihweise zur Verfugung ge-
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stellten Raumlichkeiten in der Landkreisverwaltung, Am Flugplatz 1, 06366 Kéthen (Anhalt),
welche fur die Vertragslaufzeit durch den Landkreis getragen werden (§ 17 b Abs.4).

(3) Der Zuschuss betragt fur das gesamte Kalenderjahr im Jahre 2008 bis einschlieRlich
2017 jeweils 350.560,00 EUR brutto. Der Zuschuss setzt sich wie folgt zusammen:

- 262.260 EUR Bewirtschaftungskosten fur Museen und

- 88.300 EUR Bewirtschaftungskosten fur das Veranstaltungszentrum (im Folgenden:
weiterer Bewirtschaftungszuschuss).

Bei einem Wirksamwerden des Vertrages innerhalb eines laufenden Kalenderjahres oder bei
einer Beendigung des Vertrages innerhalb eines laufenden Kalenderjahres wird der Zu-
schuss nur anteilig fur das verbleibende bzw. abgelaufene jeweilige laufende Kalenderjahr
gezahlt (taggenau). Dies gilt auch hinsichtlich der Stichtagsregelung des § 36 Abs. 3. Der
weitere Bewirtschaftungszuschuss kann frei zu den Zwecken dieses Vertrages verwendet
werden.

4) Mit dem Ablauf des Monates Juni 2015 werden sich die Parteien {iber eine Fortfuh-
rung der Zuschussgewahrung in Art, Héhe und Dauer (iber das Jahr 2017 hinaus verstandi-
gen. Sollte eine Einigung nicht gelingen, steht es dem Landkreis und der Stadt frei, den Ver-

trag innerhalb der vertraglich vereinbarten Frist ordentlich zu kiindigen.

(5) Fur die Personalkosten gelten die Regelungen des Abschnittes 3.

§ 25
Falligkeit des Zuschusses

Der Zuschuss wird von dem Landkreis in vierteljahrlichen Abschlagszahlungen in Héhe von
jeweils 25 v. H. des jahrlich zu leistenden Gesamtzuschusses geleistet. Die Zahlung erfolgt

jeweils zum 15. des ersten Monats im Quartal auf das von der Stadt zu benennende Konto.

§ 26
Verwendung des Zuschusses/unverbrauchte Mittel

@) Die Stadt darf den Zuschuss nur zum Zweck der Erfillung der vom Landkreis Gber-
tragenen Aufgaben (§ 1 bis § 7) verwenden.

(2) Der Zuschuss ist wirtschaftlich und sparsam zu verwenden.

(3) Wurde der jahrliche Zuschuss nicht im selben Kalenderjahr der Auszahlung ver-
braucht, meldet die Stadt dem Landkreis schriftlich bis zum 31. Marz des Folgejahres die
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Hohe der nicht verbrauchten Mittel. Diese nicht verbrauchten Mittel werden zur zweckent-
sprechenden Verwendung in das Folgejahr Uibertragen. Die tbertragenen Mittel werden auf
den Zuschuss im Folgejahr nicht angerechnet.

(4) Nach Ablauf des im § 24 Abs. 1 genannten Zeitraums der Zuschussgewéhrung oder
bei Beendigung des Vertrages, je nach dem welcher Umstand zuerst eintritt, hat die Stadt
nicht verbrauchte Mittel unverziglich an den Landkreis zu erstatten, es sei denn, die Ver-
tragsparteien einigen sich zuvor auf eine Regelung, in dem die Ubertragung oder anderweiti-
ge Verwendung der Mittel geregelt wird. Zahlt die Stadt den Erstattungsbetrag bei Falligkeit
nicht, ist dieser zu verzinsen. Der Zinssatz betragt fir das Jabr fiinf Prozentpunkte Gber dem
Basiszinssatz.

§ 27
Auslegungsregel

@) Zuschussmittel, die insbesondere fir den Betrieb, die Unterhaltung und die Erfiillung
der Aufgaben und Ziele im Zusammenhang mit den Museen und der prahistorischen Samm-
lung verwendet werden, gelten als gemaR § 26 zweckentsprechend verwendet.

(2) Zuschussmittel, die insbesondere im Rahmen des Veranstaltungszentrums im
Schloss Kéthen fur kulturelle Veranstaltungen verwendet werden, gelten als zweckentspre-
chend im Sinne des § 26 verwendet, soweit die kulturellen Veranstaltungen sich nicht aus-
schlieBlich an die Einwohner der Stadt Kéthen und ihre Ortschaften wenden. Ferner gelten
Zuschussmittel fur den Betrieb und die Unterhaltung des Veranstaltungszentrums im Schloss
als zweckentsprechend verwendet.

(3) Die Zuschussmittel sind so zu verwenden, dass die Aufgaben nach dem Vertrag voll-
standig erflllt werden. Als zweckentsprechend verwendet gelten insbesondere auch solche
Zuschussmittel, die fur die Fortfuhrung solcher Veranstaltungen verwendet werden, die be-
reits vor Vertragsschluss durch die kulturellen Einrichtungen angeboten wurden.

§ 28
Verbleib der Einnahmen

Die aus der Betreibung der kulturellen Einrichtungen der Stadt oder den stadtischen Gesell-
schaften zuflieBenden Einnahmen (Eintrittsgelder, Mietzinsen etc.) verbleiben bei der Stadt
bzw. den stadtischen Gesellschaften. Die geschéatzten Einnahmen sind Bestandteil der Kal-
kulation und wurden bei der Bestimmung der Héhe des zu zahlenden Zuschusses bereits

berlicksichtigt.
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§ 29
Zuschuss zu den Kosten des Geschiftsfiihrers

1 Soweit die Stadt sich zur Erfullung ihrer Verpflichtungen nach diesem Vertrag stadti-
scher Gesellschaften bedient, zahlt der Landkreis an die Stadt Kéthen einen weiteren Zu-
schuss zu den Personalkosten eines Geschaftsfihrers einer solchen stadtischen Gesell-
schaft in Hohe von einem Drittel der Personalkosten, hochstens jedoch 890,00 EUR brutto
pro Monat. Der Landkreis erstattet der Stadt monatlich bis zum 15. des Folgemonats die
anteiligen Personalkosten des Vormonates fiir den Geschéftsfihrer.

(2) Die Pflicht zur Erstattung nach Absatz 1 endet mit der Erstattung der Kosten fur den
Monat Dezember 2017, soweit die Vertragspartner nicht gemaR § 24 Abs. 5 (Zweck und Ho6-
he des Zuschusses) etwas anderes vereinbaren.

Unterabschnitt 2.
Weiterer Zuschuss der Stadt

§ 30
Zweck und Hohe des weiteren Zuschusses

(1) Die Stadt verpflichtet sich gegeniiber dem Landkreis, der bzw. den stadtischen Ge-
sellschaften, derer sich die Stadt im Rahmen dieses Vertrages bedient, einen jahrlichen wei-
tern Zuschuss in Héhe von insgesamt 210.300,00 EUR zu zahlen.

(2) Der Zweck dieses weiteren Zuschusses ist nicht auf die Aufgabenerfullung dieses
Vertrages begrenzt sondern dient allgemein dem Erreichen des Zwecks der Gesellschaft

bzw. Gesellschaften.

3 Die Vorschriften des Abschnitts 5 finden auf diesen weiteren Zuschuss keine Anwen-
dung.

Abschnitt 5.
Verwendungsnachweis

§ 31
Berichts- und Nachweispflichten

(1) Bis zum 15. Oktober des der Auszahlung des jahrlichen Zuschusses folgenden Jah-
res weist die Stadt die Verwendung des Zuschusses nach. Zu diesem Zweck ist in einem
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Sachbericht darzustellen, wie und in welchem Umfang die (ibertragenen Aufgaben gemaR
§ 4 bis § 7 erfullt wurden.

(2) Der Landkreis ist berechtigt, im Zusammenhang mit der Priifung des Verwendungs-
nachweises Bicher, Belege und sonstige Geschéftsunterlagen anzufordern und einzusehen,
soweit dies fir die Nachprifung der Angaben der Stadt erforderlich ist. Dies gilt auch fir Bi-
cher, Belege und sonstige Geschaftsunterlagen von stddtischen Gesellschaften, derer sich
die Stadt zur Aufgabenerfillung bedient.

(3) Far das Rechnungspriifungsamt des Landkreises besteht ein eigenes Priifrecht bzgl.
der mit der Vertragserfillung verbundenen Vorgénge der Stadt und der von ihr beauftragten
stadtischen Gesellschaften.

Abschnitt 6.
Kiindigung und Riickabwicklung

§32
Kiindigung des Vertrages

@) Das Recht zur Kiindigung aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer Kindigungs-
frist (§ 314 BGB) bleibt furr beide Vertragsparteien durch die nachfolgenden Regelungen un-
berdhrt. Eine fristlose Kiindigung durch den Landkreis ist insbesondere méglich:

- wenn die Stadt ihre Verpflichtungen nach diesem Vertrag nicht nur unerheblich und
nicht nur voribergehend verletzt, obwohl der Landkreis sie zur Erfillung ihrer Ver-
pflichtungen unter Setzung einer Frist von sechs Wochen und unter Androhung der
Kiindigung dieses Vertrages aufgefordert hat und die Nachfrist ergebnislos verstri-
chen ist,

- bei nicht zweckentsprechender Mittelverwendung.

(2) Die Vertragsparteien kdnnen diesen Vertrag ohne Angabe von Griinden mit einer
Frist von 6 Monaten zum Ende des laufenden Kalenderjahres kiindigen.

3) Die Kuindigung bedarf der Schriftform.

4) Erflllt die Stadt die mit den kulturellen Einrichtungen verbundenen Aufgaben nicht
oder kommt sie den in den §§ 2 (Grundsatze der Leistungserbringung) und 31 (Berichts- und
Nachweispflichten) genannten Verpflichtungen nicht nach oder ergibt die Verwendungs-
nachweisfihrung, dass der Zuschuss ganz oder teilweise nicht zweckentsprechend verwen-

det wurde, und hat die Stadt oder die stadtische Gesellschaft dies zu vertreten, so ist die
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Stadt zur Riickzahlung des Zuschusses in dem Umfange verpflichtet, in dem der Zweck die-
ses Vertrages deshalb nicht erreicht worden ist. Der Rickzahlungsanspruch ist sofort fallig.
Der Riickzahlungsbetrag ist bis zur Zahlung bzw. Verrechnung seit dem Zeitpunkt der Fallig-
keit zu verzinsen. Der Zinssatz betragt fur das Jahr finf Prozentpunkte lUber dem Basiszins-
satz.

§33
Riickabwickliung

(1) Im Falle der Kiindigung oder sonstigen Beendigung des Vertrages hat die Stadt samt-
liche Gbergebenen oder im Alleineigentum des Landkreises stehenden Sachen, die Gegen-
stand dieses Vertrages sind, gemaR § 34 (Ruckgabe der Leihgaben) herauszugeben. Mitei-
gentum wird auseinandergesetzt. Gleichfalls werden die auf die Stadt nach diesem Vertrag
Ubergeleiteten Vertrage, soweit diese nicht durch Zeitablauf oder anderweitig erledigt sind, in
entsprechender Anwendung des § 16 (Vertragsverhaltnisse und Versicherungen) auf den
Landkreis zuriicklibertragen. Die vorstehende Regelung gilt ausdriicklich nicht fiir Vertrage,
welche durch Stadt oder die stadtischen Gesellschaften abgeschlossen worden sind, eine
Uberleitung dieser Vertrage auf den Landkreis findet nicht satt, soweit die Parteien nicht et-
was anderes vereinbaren.

(2) Gehen bei einer Beendigung dieses Vertrages Arbeitsverhaltnisse von Arbeitnehmern
der Stadt auf den Landkreis tiber und handelt es sich hierbei nicht um die Arbeitsverhéitnisse
der in der Anlage 5 des Kulturstattenvertrages genannten Arbeitnehmer oder um Arbeitsver-
haltnisse der fur diese nach § 22 eingestelliten Ersatzarbeitnehmer, so hat die Stadt alle mit
diesen Arbeitsverhéltnissen verbundenen unmittelbaren und mittelbaren Aufwendungen zu
erstatten.

(3) Gleiches gilt fur die Personalkosten, welche im Falle eines Uberganges der Arbeits-
verhaltnisse auf den Landkreis durch diejenigen Arbeitsverhaltnisse der in der Anlage 5 des
Kulturstattenvertrages genannten betroffenen Arbeitnehmer oder durch die nach § 22 einge-
stellten Ersatzarbeitnehmer entstehen, soweit diese Kosten:

- bei den in der Anlage 5 des Kulturstattenvertrages genannten betroffenen Arbeit-
nehmern die im § 21 Abs. 1 Satz 3 (Erstattung des Personalkosten) beschriebene

Wertgrenze Ubersteigen,

- bei Ersatzarbeitnehmern insgesamt die im § 22 Abs. 2 Satz 3 (Ersatzarbeitnehmer)
genannte Wertgrenze Uberschreiten.

(4) Der Landkreis verpflichtet sich gegenliber der Stadt zur Riickibernahme der geman

§ 18 auf die Stadt ibergegangenen Arbeitnehmer sowie der fur diese gemaR § 22 eingestell-
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ten Ersatzarbeitnehmer auch fur den Fall, dass bei der Riickabwicklung kein Betriebstber-

gang erfolgt. Die Absétze 2 und 3 gelten entsprechend.

§34
Riickgabe der Leihgaben

M Sind die Leihgaben - egal aus welchem Grunde - an den Landkreis zuriickzugeben,
so erfolgt die Rickgabe im ordnungsgeméaRen Zustand am vom Landkreis zu bestimmenden
Ruckgabeort. Ein Zurickbehaltungsrecht an den Leihgaben ist ausgeschlossen.

(2) Erfolgt die Rickgabe nicht im ordnungsgeméaBen Zustand, so hat der Landkreis der
Stadt schriftlich eine angemessene Frist zur Herstellung eines ordnungsgemaRen Zustandes
unter Androhung der Ersatzvornahme zu setzen. Nach fruchtlosem Fristablauf kann der
Landkreis die zur Herstellung eines ordnungsgeméaBen Zustandes erforderlichen Aufwen-
dungen durch eigenes Personal oder beauftragte Dritte vornehmen lassen und die Kosten
der Stadt in Rechnung stellen.

(3) Bis zur Herstellung des ordnungsgemaRen Zustandes der Leihgabe gilt diese als
nicht zurlickgegeben. Gibt die Stadt die Leihgabe nicht oder nicht vollstéandig zum vereinbar-
ten Termin zuriick, hat sie den dadurch entstehenden Schaden zu ersetzen.

(4) Bei Riickgabe werden die Leihgaben vom Landkreis in Anwesenheit eines Vertreters
der Stadt auf Vollstandigkeit gepruft und untersucht. Das Ergebnis der Priifung und Untersu-
chung ist von den Vertragsparteien schriftlich festzuhalten und zu unterzeichnen. Erzielen
die Vertragsparteien hinsichtlich der Erstellung des ordnungsgemé&Ben Zustandes der Leih-
gabe keine Einigung, ist die Leihgabe auf Verlangen einer Partei durch einen Sachverstandi-
gen zu untersuchen. Die Parteien werden sich auf einen Sachverstandigen einigen. Die Par-
teien werden sich auf der Grundlage des Ergebnisses des Sachverstdndigengutachtens um
eine Einigung bemihen. Die Kosten des Sachverstandigen tragen die Vertragsparteien je-
weils zur Halfte.

(5) Ist der Stadt die Riickgabe der Leihgabe aus von ihr zu vertretenden Griinden un-
moglich, so ist sie dem Landkreis fur den hieraus entstehenden Schaden zum Ersatz ver-

pflichtet.

(6) Hinsichtlich des Inventars des ehemaligen Birgerhauses am Markt wird auf § 17 b

Abs. 2 verwiesen.
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Abschnitt 7.

Uberleitungs- und Schlussbestimmungen

§ 35
Mitwirkungsrechte des Landkreises

(1 Der Landkreis ist berechtigt, mit einem von ihm zu benennenden Vertreter bei der
Auswahl des kunftigen Geschéftsflihrers derjenigen stadtischen Gesellschaft beratend mit-
zuwirken, auf die die Rechte und Pflichten der Stadt nach diesem Vertrag Gibertragen wer-
den.

(2) Der Landkreis ist weiter berechtigt, vier von ihm zu benennende Vertreter einschlief-
lich des Landrates in den Aufsichtsrat der stadtischen Gesellschaft nach Absatz 1 zu ent-
senden.

3) Die zu benennenden Vertreter des Landkreises werden mit der Sache vertraut und
mit Volimacht ausgestattet sein.

§ 36
Wirksamwerden des Vertrages

(1) Der Vertrag beginnt mit der Unterzeichnung durch die Vertragsparteien.

(2) Soweit in diesem Vertrag nicht ausdricklich etwas anderes vereinbart ist, werden alle
Vereinbarungen dieses Vertrages erst wirksam, wenn die nachfolgenden Voraussetzungen
vorliegen:

a) Notwendige Genehmigungen der Kommunalaufsichten

b) Ubergabe der Leihgaben

c) Wirksamwerden der Untermiet-/Unterpachtvertrdge im Sinne des § 16 Abs. 3

d) Abschluss der notwendigen Personalgestellungsvertrage soweit vor dem Stichtag
dem Betriebstbergang widersprochen wurde

e) Offentliche Bekanntmachung dieses Vertrages nach den fur den Landkreis und
die Stadt geltenden Vorschriften

jedoch nicht vor dem 01.01.2008.
(3) Stichtag fur die Ubertragung der Aufgaben der kulturellen Einrichtungen und Beginn
der Zuschuss- und Kostentragungspflichten ist - die Wirksamkeit des Vertrages nach Abs. 2

vorausgesetzt - der 01.01.2008; andernfalls der 1. des auf die Wirksamkeit folgenden Mo-
nats.
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(4) Die Stadt und der Landkreis werden sich gemeinsam um den Eintritt der in Absatz 2
genannten Voraussetzungen bis zum Stichtag bemuhen. Jede Partei verpflichtet sich, den
Vertragspartner unverzuglich schriftlich Uber den Eintritt jeder einzelnen Voraussetzung zu
informieren.

(5) Die Vereinbarungen in diesem Paragraphen sind unbedingt wirksam.

§ 37
Laufzeit des Vertrages

Der Vertrag wird auf unbestimmte Zeit geschlossen. Kiindigungsrechte bleiben unberiihrt.

§ 38
Schriftform

Jede Anderung, Ergénzung oder Aufhebung dieses Vertrages bedarf der Schriftform. Auf
dieses Formerfordernis kann auch nicht mindlich verzichtet werden. Miindliche Nebenabre-
den bestehen nicht.

§ 39
Salvatorische Klausel

1M Sollten gegenwartige oder zukinftige Bestimmungen dieses Vertrages ganz oder
teilweise nicht rechtswirksam oder nicht durchfiihrbar sein oder ihre Rechtswirksamkeit oder
Durchftihrbarkeit spater verlieren, wird hierdurch die Gultigkeit der tbrigen Bestimmungen
dieses Vertrages nicht beriihrt. Das Gleiche gilt, soweit sich herausstellen sollte, dass dieser
Vertrag eine Liicke enthalt. Anstelle der unwirksamen oder undurchftihrbaren Bestimmungen
oder zur Ausfiillung der Liicke soll eine angemessene Regelung vereinbart werden, die, so-
weit rechtlich méglich, dem am néchsten kommt, was die vertragschlieBenden Parteien ge-
wollt haben oder nach dem Sinn und Zweck des Vertrages gewollt haben wiirden, sofern sie
bei Abschiuss dieses Vertrages den Punkt bedacht hatten. Dies gilt auch dann, wenn die
Unwirksamkeit einer Bestimmung etwa auf einem in diesem Vertrag normierten MaR der
Leistung oder Zeit (Frist, Termin) beruht; es ist in solchen Fallen ein dem Gewollten még-
lichst nahe kommendes, rechtlich zuldssiges MaR der Leistung oder Zeit (Frist, Termin) statt
dessen zu vereinbaren.

(2) Die VertragschlieRenden sind verpflichtet, dasjenige, was nach Absatz 1 Geltung ha-

ben soll, durch eine Anderung oder Ergéanzung des Wortlauts des Vertrages in der vereinbar-
ten Schriftform festzuhalten.
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§ 40

Inkrafttreten
Januar 2015, in Kraft.

Dieser Anderungsvertrag tritt nach éffentlicher Bekanntmachung, jedoch nicht vor dem 01

Kothen (Anhatt), den 2.+, NOY. 2014

Landkreis Anhalt-Bitterfeld

Stadt Kéthen (Anhalt)

T el

| i
\\‘j:: 3 iﬁ{ ;
\Eﬂ:'--. 5\" W
UweSchulz ~Z Aphas
Landrat

.................................................................

. B Ne N,
Kurt-durgenZander A s A\
Oberbirgermeister rf’(ﬂ’ 3
%
(Siegel) {
\\
\ \

Seite 29 von 29










Anlage zur Sitzungsvorlage
Anlage 3 - Vertrag vom 29.06.2007.pdf


roiokonia
Anderungsvertrag Amt 10
hat Originaj
zum K

Vertrag Uber den Betrieb der kulturellen Einrichtungen

Zwischen

der Stadt Kéthen (Anhalt), gesetzlich vertreten durch den Oberburgermeister,
Marktstrale 1-3, 06366 Kéthen (Anhalt),

- Stadt -
und

der Kéthen Kultur und Marketing GmbH, gesetzlich vertreten durch den Geschéftsfiihrer,
Schlossplatz 5, 06366 Kéthen (Anhalt),

- GmbH -

wird vereinbart, dass der Vertrag (ber den Betrieb der kulturellen Einrichtungen vom
20.11.2007 ab dem 01.01.2015 nachfolgende Fassung erhait:

Praambel

Entsprechend dem Gegenstand des Unternehmens hat die GmbH den Zweck, die Stadt als
Handels-, Gewerbe-, Wirtschafts-, Wohn- und Touristikort weiter zu entwickeln und damit die
Wertschépfung in der Region zu fordern. Die Stadt beabsichtigt, aus allgemeinem politi-
schem Interesse die GmbH bei der Durchfuhrung dieser Aufgaben zu unterstiitzen. Dies
vorangestellt vereinbaren die Parteien das Nachfolgende.

Abschnitt 1. Allgemeine Regelungen

§1

Allgemeine Pflichten

(1) Die Aufgabenerfiillung durch die GmbH im Sinne des Gesellschaftszwecks sowie der
nachfolgenden Bestimmungen hat unter Beachtung des Gebots der Wirtschaftlichkeit und
der Sparsamkeit zu erfolgen.
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(2) Die GmbH wird sich bemihen, Férdermittel zu erhalten.

(3) Die GmbH verpflichtet sich zur Einhaltung der maf3geblichen datenschutzrechtlichen
Bestimmungen. Sie wird ferner die von ihr beteiligten Personen oder die von ihr beauftragten
Dritten entsprechend verpflichten.

(4) Beide Vertragsparteien verpflichten sich zu einer engen partnerschaftlichen Zusam-
menarbeit. Sie informieren sich gegenseitig Uber alle wesentlichen Vorgéange, die den vorlie-
genden Vertrag beruhren kénnen.

(5) Die GmbH hat mit dem Eigentum Dritter, insbesondere des Landkreises, schonend
und pfleglich umzugehen. Beschadigungen und Verlust sind durch geeignete Maf3nahmen
zu vermeiden.

Abschnitt 2. Ubertragung der kulturellen Einrichtungen

§2

Kulturelle Einrichtungen

(1) Die Stadt tbertragt der GmbH im Wege der Leihe und Uberleitung von Vertriagen

- das Naumann-Museum,

- das Historische Museum fir Mittelanhalt sowie

- die Prahistorische Sammlung;
ferner regelt der Vertrag den Betrieb des Veranstaltungszentrums im Schloss Kéthen durch
die GmbH, welcher u. a. das Biirgerhaus ersetzt hat (im Folgenden: kulturelle Einrichtun-
gen). Die Eigentumsverhaltnisse an den kulturellen Einrichtungen bleiben hiervon unberiihrt.

(2) Die GmbH kann die Nutzungsbedingungen, insbesondere die Offnungszeiten, die

Hausordnung und das jeweils zu zahlende Entgelt fir die kulturellen Einrichtungen zivilrecht-
lich regeln.
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Abschnitt 3. Ubertragung der kulturellen Einrichtungen auf die GmbH

Unterabschnitt 1. Nutzung der Mobilien durch die GmbH

§3
Leihe

(1) Die Stadt (iberlasst der GmbH das in den kulturellen Einrichtungen vorhandene In-
ventar (Technik, Exponate etc.) in dem Umfang, in dem es der Stadt ihrerseits durch den
Landkreis aufgrund des Vertrages mit dem Landkreis Kéthen/Anhalt (iber den Betrieb von
Kultureinrichtungen durch die Stadt Kéthen (Anhalt) in der jeweils geltenden Fassung (im
Folgenden: Kulturstittenvertrag) leihweise (berlassen worden ist als Dauerleihgabe fiir
die Laufzeit dieses Vertrages (im Folgenden: Leihgaben). Die GmbH verpflichtet sich, die
Leihgaben zu Gbernehmen und nach Mafigabe dieses Vertrages in ihrer Obhut zu behalten.
Eine Auflistung eines Teils des von dieser Regelung voraussichtlich betroffenen Inventars ist
dem Kulturstattenvertrag zur Orientierung als Anlage 1 beigefiigt.

(2) Absatz 1 gilt entsprechend auch fir solche Exponate, um die die Bestande des Nau-
mann-Museums, des Historischen Museums und der Préhistorischen Sammlung in Erfillung
dieses Vertrages und mit Mitteln des Zuschusses des Landkreises erweitert werden. Diese
Exponate werden in dem Umfange Gegenstand dieses Leihvertrages, soweit diese mit Mit-
teln des Zuschusses des Landkreises erworben werden; der Erwerb ist der Stadt und dem
Landkreis unverziglich anzuzeigen.

(3) Absatz 1 gilt entsprechend auch fir sonstige Gegenstédnde, die mit Mitteln des Zu-
schusses des Landkreises erworben werden. Diese Gegenstdnde werden in dem Umfange
Gegenstand dieses Leihvertrages, soweit diese mit Mitteln des Zuschusses des Landkreises
erworben werden; der Erwerb ist der Stadt und dem Landkreis unverziiglich anzuzeigen.

(4) Auf Anforderung einer Vertragspartei wird ein Inventar der Leihgaben erstelit, das von
beiden Vertragsparteien zu unterschreiben ist.

(5) Die Stadt Ubergibt die Leihgaben der GmbH in dem Zustand, an dem Ort und zu der

Zeit, infan dem bzw. zu der die Stadt sie ihrerseits vom Landkreis erhélt. Diesen Zustand
erkennt die GmbH als vertragsgemaf an.
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§4
Haftung

(1) Die GmbH haftet fiir alle Schaden, welche durch schuldhafte Verletzung der ihr oblie-
genden Pflichten entstehen. Dies gilt insbesondere, wenn die Leihgaben unsachgemal be-
handelt wurden.

(2) Die GmbH stellt die Stadt von Anspriichen Dritter aus der Verletzung der Verkehrssi-
cherungspflicht hinsichtlich der Gbernommenen kulturelien Einrichtungen frei.

§5

Uberlassung der Leihgaben an Dritte

(1) Die GmbH ist zur Uberlassung der Leihgaben an Dritte nur mit Einwilligung der Stadt
und des Landkreises berechtigt (§ 603 Satz 2 BGB). Hat die GmbH den Gebrauch an Leih-
gaben mit dessen Einwilligung einem Dritten tberlassen, hat sie auch fir das Verschulden
des Dritten einzustehen.

2) Die - auch zeitweise - Riickgabe von Leihgaben an den Landkreis bedarf der Zu-
stimmung der Stadt.

§6

Besichtigungsrecht und Untersuchung der Leihgaben

Die Stadt ist berechtigt, die Leihgaben jederzeit nach vorheriger Abstimmung mit der GmbH
selbst zu untersuchen oder durch einen Beauftragten untersuchen zu lassen. Die GmbH ist
verpflichtet, die Stadt hierbei zu unterstitzen.

Unterabschnitt 2. Vertragsverhdltnisse, Versicherungen, Fordermittel

§7

Vertragsverhiltnisse und Versicherungen

1) Die GmbH tritt - vorbehaltlich der Zustimmung der jeweiligen Vertragspartner und
soweit nicht ausdrlcklich etwas anderes vereinbart ist - nach Wirksamwerden des Vertrages
in alle Vertragsverhaltnisse der Stadt, soweit sie die unter § 2 Abs. 1 genannten kulturellen
Einrichtungen betreffen und auf die Stadt ibergegangen sind, anstelle der Stadt und mit be-
freiender Wirkung fur die Stadt ein. Eine Auflistung der mdglicherweise von dieser Regelung
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betroffener Vertrage ist zur Orientierung dem Kulturstattenvertrag als Anlage 2 beigefiigt. Fir
Arbeitsvertrage gelten gesonderte vertragliche Regelungen.

(2) Die vertragschlielenden Parteien werden die jeweilige Vertragspartei nach dem Be-
ginn dieses Vertrages auffordern, der Vertragsibernahme durch die GmbH zuzustimmen,
und zwar in der Weise, dass die Stadt aus samtlichen Verpflichtungen aus dem Vertrag end-
giiltig entlassen wird. Sollte im Einzelfall die Zustimmung zu der Ubernahme der Vertrags-
verhaltnisse nicht erreicht werden oder sollten die vertragschlieflenden Parteien gemein-
schaftlich zu der Uberzeugung gelangen, dass die Aufforderung zur Ubernahme des Ver-
tragsverhdltnisses im AuRenverhéltnis nicht angezeigt erscheint, bleibt die Stadt alleiniger
Vertragspartner im Aufenverhéltnis. Sie wird das Vertragsverhaltnis weiterhin durchfiihren,
jedoch im Innenverhaltnis ausschlieflich im Auftrag und fir Rechnung der GmbH abwickeln.
Daraus folgt die Verpflichtung der GmbH, die Stadt im Innenverhéltnis von Verbindlichkeiten
freizustellen. Die GmbH erméachtigt die Stadt insoweit, gegeniber dem jeweiligen Vertrags-
partner alle Rechte und Anspriiche aus dem Vertragsverhaltnis im eigenen Namen geltend
zu machen, sie stellt der Stadt samtliche zur Vertragsabwicklung notwendigen Informationen
zur Verfigung.

(3) Soweit die Regelung nach den Absétzen 1 und 2 Miet- und Pachtvertrage betrifft und
die erforderliche Zustimmung des Vertragspartners zu der Vertragsubemahme durch den
Vermieter/Verpachter nicht erteilt wird oder nicht eingeholt werden soll, verpflichten sich die
Stadt und die GmbH bereits jetzt, soweit rechtlich und tatsachlich mdglich, Untermietvertra-
ge/Unterpachtvertrage abzuschlieBen. Der Untermietvertrag/Unterpachtvertrag soll der
GmbH die Nutzung des Miet-/Pachtgegenstandes im Rahmen des der Stadt zustehenden
Gebrauchsrechts in einem fir die Aufgabenerfiillung notwendigen Umfang verschaffen. Die
GmbH verpflichtet sich fiir diesen Fall mit der Stadt eine Miete/Pacht in einer Héhe zu ver-
einbaren, wie sie sich flr die Stadt aus dem Miet- und Pachtvertrag ergibt.

(4) In Bezug auf die kulturellen Einrichtungen bestehen verschiedene Versicherungen.
Die Stadt tragt, soweit dies rechtlich und tatsachlich maglich ist, fir die Fortsetzung des Ver-
sicherungsschutzes Sorge; andernfalls hat die GmbH einen zeitlich und gegensténdlich 1G-
ckenlosen Versicherungsschutz fir die kulturellen Einrichtungen zu gewahrleisten. Die
GmbH stellt der Stadt alle fiir die Versicherung der kulturellen Einrichtungen notwendigen
Informationen zur Verfigung und stellt die Stadt von allen Kosten frei, die im Zusammen-
hang mit dem Versicherungsschutz entstehen.

(5) Die GmbH tritt ihre Ansprliche aus Versicherungen, soweit sie das Eigentum des
Landkreises betreffen, bereits jetzt an die Stadt ab. Die Stadt nimmt diese Abtretung an. Et-
waige Versicherungsfille werden, soweit die GmbH Versicherungsnehmer ist, durch die
GmbH ordnungsgemalt abgewickelt. Die GmbH wird insoweit von der Stadt bevollmachtigt,
die zur Abwicklung des Versicherungsfalles notwendigen Erkldrungen abzugeben und Un-
tervollmachten zu erteilen, ferner zur Entgegennahme von Zahlungen. Soweit die GmbH
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Versicherungsnehmer ist und bei den Versicherungen ein Selbstbehalt vereinbart wurde, ist
dieser durch die GmbH an die Stadt im Schadensfall zu zahlen.

§8

Verpflichtungen aus Fordermittel- und Zuwendungsbescheiden

(1) Soweit moglich, tritt die GmbH in die Rechte und Verpflichtungen aus den Fordermit-
tel- und Zuwendungsbescheiden mit fiir den Landkreis oder die Stadt befreiender Wirkung
ein. Den vertragschlieRenden Parteien ist dabei bekannt, dass fiir die schuldbefreiende U-
bernahme die Anerkennung der Rechtsverbindlichkeit der ergangenen Bescheide durch die
Stadt und die Zustimmung der jeweils bewilligenden Stelle notwendig ist.

(2) Erfolgt ein Eintritt nach Absatz 1 nicht, verpflichtet sich die GmbH, die sich aus diesen
Bescheiden ergebenden Verpflichtungen einzuhalten. Die GmbH verpflichtet sich, auch ge-
geniber den zustdndigen Behoérden, die Férdermittel- und Zuwendungsbescheide und die
mit der Forderung verbundenen Verpflichtungen in vorstehendem Umfang - soweit erforder-
lich durch eine gesonderte schriftliche Erklarung - anzuerkennen. Soweit sich aus einer Ver-
letzung der vorstehenden Verpflichtungen Anspriiche (z. B. Rickforderungsanspriche) der
jeweils Fordermittel/Zuwendungen bewilligenden Stelle ergeben, hat die GmbH die Stadt von
diesen Anspriichen freizustellen.

Unterabschnitt 3. Sonderregelungen fiir die Nutzung von Raumlichkeiten im Gebaude
des Biirgerhauses am Markt, deren Inventar und zur Nutzung der Raumlichkeiten im
Gebaude der Landkreisverwaltung

§9

Sonderregelungen zum Inventar des ehemaligen Biirgerhauses am Markt

Das Leihverhaltnis des geman §§ 3 ff. zur Verfligung gesteliten Inventars der kulturelien Ein-
richtung Burgerhaus am Markt bleibt von der Beendigung des Leihverhéltnisses beziglich
der Raumlichkeiten im Gebaude des Burgerhauses am Markt unberihrt. Dieses Inventar darf
durch die GmbH zum Betrieb des Veranstaltungszentrums im Schloss Kothen verwendet
werden.
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§10
Sonderregelungen zur Nutzung der Raumlichkeiten im Gebaude der Landkreisverwal-
tung

Die Stadt stellt der GmbH folgende in dem Gebadude der Landkreisverwaltung, Am Fluglatz
1, 06366 Kéthen (Anhalt) befindlichen Raumlichkeiten im Wege der Leihe zur Verfligung:

- 022 bis 030,
- 033 und
- 037.

Die entsprechenden Raumlichkeiten sind in dem als Anlage 4 dem Kulturstattenvertrag bei-
gefligten Grundriss gekennzeichnet. Die textlichen Festlegungen gehen bei Widerspriichen
vor. Das Leihverhaltnis bezlglich des in diesen Raumlichkeiten befindlichen Inventars bleibt

unberthrt.

Abschnitt 4. Personalgestellung

§ 11
Stellung von Beschiftigten

1) Die Stadt stellt der GmbH die in Anlage 1 zu diesem Vertrag beschriebenen Beschaf-
tigten fiir den Betrieb der (bernommenen Kultureinrichtungen unentgeltlich zur Verfligung.

(2) Durch diesen Vertrag wird zwischen der GmbH und den gemal diesem Vertrag tber-
lassenen Beschaftigten der Stadt ein Arbeitsverhaltnis nicht begriindet. Die Uberlassenen
Beschéftigten bleiben Beschaftigte der Stadt.

§12
Verpflichtungen der Gesellschaft

(1) Die Gesellschaft wird die (berlassenen Beschaftigten in ihrem bisherigen Aufgaben-
bereich verwenden. Ein lUberlassener Beschéftigter kann nur mit vorheriger Zustimmung der
Stadt und des Beschéftigten in einem anderen Aufgabenbereich eingesetzt werden.

(2) Bei Ausfallen der (berlassenen Beschaftigten, z. B. infolge von Krankheit und Urlaub
hat die GmbH selbst fir eine gegebenenfalls erforderliche Vertretung zu sorgen und die da-
mit verbundenen Kosten zu tragen. Sie stellt die Stadt von der Verpflichtung, Ersatzkrafte fur
die Uberlassenen Beschaftigten zu stellen, frei
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(3) Bei Beendigung des Arbeitsverhaltnisses der Beschaftigten zur Stadt hat die GmbH
selbst Ersatzkrafte einzustellen und die damit verbundenen Kosten zu tragen.

§13
Weisungsrecht, Haftung

(1) Die (iberlassenen Beschaftigten unterliegen bezlglich der Arbeitsausfiihrung den
Weisungen der GmbH. Diese ist befugt und beauftragt, die Arbeitsausfihrung zu Gberwa-
chen. Der Urlaub fiir die Uberlassenen Beschéftigten wird nach MalRgabe der fiir die Be-
schaftigten geltenden gesetzlichen und tariflichen Regelungen durch die Gesellschaft ge-
nehmigt. Der Umfang des jahrlichen Urlaubsanspruches wird der GmbH von der Stadt mit
Beginn des Jahres mitgeteilt.

(2) Die GmbH tragt dafiir Sorge, dass Krankmeldungen, Gesundmeldungen und samtli-
che sonstigen Meldungen der Beschéftigten, die Auswirkungen auf den Entgeltanspruch
haben kdnnen, ihr gegeniber erfolgen. Die GmbH hat diese Meldungen unverziglich der
Stadt weiterzuleiten.

3) Die Stadt haftet nicht fiir Schaden, welche durch die Gberlassenen Beschéftigten ver-
ursacht werden.

(4) Die GmbH stellt die Stadt von etwaigen Anspruchen dritter Personen im Zusammen-
hang mit der Tatigkeit der Uberlassenen Beschéftigten frei.

§ 14
Rechte und Pflichten der tiberlassenen Mitarbeiter

(1) Die Stadt und die GmbH sind sich dariiber einig, dass den Uberlassenen Beschaftig-
ten durch die Uberlassung insgesamt keine Rechtsnachteile entstehen sollen.

(2) Das Arbeitsverhaltnis der (berlassenen Beschaftigten richtet sich nach Tarifvertrag
(TV8D) in der jeweils geltenden Fassung und diesen ggf. ergdnzende bzw. dndernde Tarif-
vertrage (z. B. Haustarifvertrag zur Herabsetzung Arbeitszeit) sowie nach den geltenden und
kiinftigen Dienstvereinbarungen. Die Versicherung bei der Zusatzversorgungskasse wird
fortgesetzt.

(3) Soweit es erforderlich ist und der bisherigen Ubung entspricht, wird Berufs- und Ar-
beitskieidung durch die Gesellschaft gestellt.
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(4) Die Uberlassenen Beschaftigten sind von der Stadt zu verpflichten, bei der Ausfiih-
rung der ihnen Ubertragenen Arbeiten die jeweils glltigen gesetzlichen und behdrdlichen
Vorschriften, insbesondere die Unfallverhiitungsbestimmungen, die allgemeinen und beson-
deren Dienstanweisungen der Gesellschaft, Betriebsvorschriften, die Arbeitszeitordnung und
die Anordnungen der Vorgesetzten zu beachten. Die notwendigen Belehrungen Uber die
jeweils glltigen gesetzlichen und behérdlichen Vorschriften, insbesondere die Unfallverhii-
tungsvorschriften und die allgemeinen und besonderen Dienstanweisungen erfolgen durch
die Gesellschaft.

(5) Die Stadt wird die Uberlassenen Beschéftigten zur Verschwiegenheit auch Uber alle
Geschéftsvorfélle bei der Gesellschaft verpflichten, soweit nicht berechtigte Interessen der
Stadt dieser Verschwiegenheitsverpflichtung entgegenstehen.

§ 15
Zahlung der Vergiitung, Mehrkosten, Mitteilungspflichten, Personalrat

(1) Die Stadt zahlt an die liberlassenen Beschéftigten die vertraglichen Vergiitungen. Sie
erbringt alle weiteren vertraglichen Leistungen, die auf Grund des weiterhin glltigen Tarifver-
trages und der Dienstvereinbarungen (vgl. § 6 Abs. 2) zu erbringen sind. Alle mit der Tétig-
keit der Uberlassenen Beschéftigten verbundenen Nebenkosten fir Reisen, Fortbildungen
etc. werden durch die GmbH getragen.

(2) Die Anordnung von Mehrarbeit und Uberstunden bediirfen der vorherigen Zustim-
mung der Stadt.

(3) Die GmbH hat der Stadt etwaige Arbeitsunfalle unverziglich anzuzeigen und dabei
alle fur die Unfalimeldung notwendigen Angaben mitzuteilen. Gleiches gilt fiir arbeitsvertrag-
liche Verstolhe.

(4) Zustandig fir die Beschaftigten ist der Personalrat der Stadt. Die GmbH wird die
Stadt rechtzeitig vorab von MaRnahmen informieren, welche der Mitbestimmung des Perso-
nalrates bedurfen. Die Maltnahme darf erst nach Abschluss des Mitbestimmungsverfahrens
endgultig durchgefiihrt werden.
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Abschnitt 5. Zuschiisse und Einnahmen

§16
Zuschuss der Stadt

(1) Die Stadt fordert die Tatigkeit der GmbH durch Zahlung eines jahrlichen Zuschuss in
Hohe von insgesamt 210.300 Euro. Die Zuschusspflicht endet mit Ablauf des Jahres 2017.

(2) Diese Zuschuss darf ausschlieBlich im Rahmen des Gegenstandes der GmbH ver-
wendet werden.

(3) Die Zahlung des Zuschusses ist nicht abhdngig von einer Gegenleistung. Die allge-
meinen Pflichten gemaf § 1 bleiben unberihrt.

(4) Der Zuschuss der Stadt wird jeweils zu 25 v. H. des jahrlich zu leistenden Gesamtzu-
schusses zum 01.01., 01.04., 01.07. und 01.10. fallig.

§ 16a
Weiterleitung des Sachkostenzuschuss des Landkreises Anhait-Bitterfeld

(n Die Stadt leitet einen weiteren Zuschuss des Landkreises Anhalt-Bitterfeld an die
GmbH weiter'. Mit dem Ende der Zuschusspflicht des Landkreises Anhalt-Bitterfeld entfzllt
dieser Zuschuss ersatzlos.

(2) Dieser Zuschuss darf ausschlie8lich im Rahmen des Gegenstandes der GmbH und
nur fur die Bewirtschaftungskosten der Museen und des Veranstaltungszentrums im Schloss
verwendet werden.

(3) Die Weiterleitung des Sachkostenzuschusses des Landkreises Anhalt-Bitterfeld ist
nicht abhangig von einer Gegenleistung. Die allgemeinen Pflichten gemaf § 1 bleiben unbe-
rihrt.

(4) Der Zuschuss des Landkreises Anhalt-Bitterfeld dient zunachst der Deckung der bei
der Stadt entstehenden Sachkosten (z. B. Versicherungen). Anschlieend wird der verblei-
bende Zuschuss zeitnah nach Eingang der Gelder auf dem Konto der Stadt auf ein von der
GmbH zu benennendes Konto (iberwiesen.

Die Hohe des Sachkostenzuschusses gemaft § 24 Abs. 3 des Kultustittenvertrages betragt
350.560 Euro pro Kalenderjahr. Diese Mitteilung erfolgt lediglich nachrichtlich. Ein Anspruch gegen
die Stadt erwachst der GmbH hierdurch nicht.

!
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§17
Personalkostenzuschuss

(1) Die GmbH hat den Zuschuss des Landkreises Anhalt-Bitterfeld zu den Personalkos-
ten von Ersatzarbeitnehmern geman § 22 Abs. 2 des Kulturstattenvertrages unmittelbar beim
Landkreis Anhalt-Bitterfeld geltend zu machen. Dies gilt auch fir den Aufschlag geman § 22
Abs. 3 des Kulturstattenvertrages.

(2) Die GmbH hat den Zuschuss des Landkreises Anhalt-Bitterfeld zu den Kosten des
Geschaftsflihrers gemaR § 29 Abs. 1 des Kulturstattenvertrages unmittelbar beim Landkreis
Anhalt-Bitterfeld geltend zu machen.

§ 18
Einnahmen

Die aus der Betreibung der kulturellen Einrichtungen der GmbH zuflieBenden Einnahmen
(Eintrittsgelder, Mietzinsen etc.) verbleiben bei der GmbH.

Abschnitt 6. Verwendungsnachweis

§19
Dokumentationspflicht

(1) Bis zum 15. Oktober des der Auszahlung des jahrlichen Zuschusses folgenden Jah-
res weist die GmbH die Verwendung des Zuschusses nach. Zu diesem Zweck ist in einem
Sachbericht darzustellen, wie und in welchem Umfang die Gelder verwendet wurden.

(2) Die Stadt und der Landkreis Anhalt-Bitterfeld sind berechtigt, im Zusammenhang mit
der Prifung des Verwendungsnachweises Blicher, Belege und sonstige Geschéftsunterla-

gen der GmbH anzufordern und einzusehen, soweit dies fir die Nachprifung des Verwen-
dungsnachweises erforderlich ist.

Abschnitt 7. Kiindigung und Riickabwicklung

§ 20
Kiindigung des Vertrages

(1) Eine fristlose Kiindigung durch die Stadt ist insbesondere maglich
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- wenn die GmbH ihre Verpflichtungen nach diesem Vertrag nicht nur unerheblich und
nicht nur voriibergehend verletzt, obwohl die Stadt sie zur Erfillung ihrer Verpflich-
tungen unter Setzung einer Frist von drei Wochen aufgefordert hat und die Nachfrist
ergebnislos verstrichen ist,

- bei nicht zweckentsprechender Mittelverwendung,
- bei Kindigung des Kulturstattenvertrages.

(3) Die Vertragsparteien kénnen diesen Vertrag ohne Angabe von Grlinden mit einer
Frist von 3 Monaten zum Ende des laufenden Kalenderjahres kindigen.

(4) Die Kiindigung bedarf der Schriftform. Auf dieses Schriftformerfordernis kann auch
nicht mundlich verzichtet werden.

§ 21
Riickabwicklung

1) Die Ruckabwicklung dieses Vertragsverhaltnisses erfolgt analog § 33 des Kulturstat-
tenvertrages. § 33 Abs. 4 des Kulturstattenvertrages gilt nicht. Im Falle der Bildung von Mit-
eigentum an Leihgaben geht das Miteigentum der GmbH ersatzlos auf die Stadt lber.

(2) Soll eine zeitgleiche Riickabwicklung dieses Vertragsverhaltnisses und des Kultur-
stattenvertrages erfolgen, wird die Stadt hierbei durch die GmbH unterstiitzt. Maf3geblich
sind insoweit die Vorschriften des Kulturstattenvertrages. Zahlungsanspriche aus der Ausei-
nandersetzung von Miteigentum stehen allein der Stadt zu.

§ 22
Riickgabe der Leihgaben

(1) Sind die Leihgaben - egal aus welchem Grunde - an die Stadt zurtickzugeben, so
erfolgt die Riickgabe im ordnungsgeméfen Zustand am von der Stadt zu bestimmenden
Rlckgabeort. Ein Zurlickbehaltungsrecht an den Leihgaben ist ausgeschlossen.

(2) Erfolgt die Riickgabe nicht im ordnungsgemafien Zustand, so hat die Stadt der GmbH
schriftlich eine angemessene Frist zur Herstellung eines ordnungsgemaéfien Zustandes unter
Androhung der Ersatzvornahme zu setzen. Nach fruchtlosem Fristablauf kann die Stadt die
zur Herstellung eines ordnungsgemaiien Zustandes erforderlichen Aufwendungen durch
eigenes Personal oder beauftragte Dritte vornehmen lassen und die Kosten der GmbH in
Rechnung stellen.
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(3) Bis zur Herstellung des ordnungsgeméfen Zustandes der Leihgabe gilt diese als
nicht zurlickgegeben. Gibt die GmbH die Leihgabe nicht oder nicht volistdndig zum verein-
barten Termin zurlick, hat sie den dadurch entstehenden Schaden zu ersetzen.

(4) Bei Riickgabe werden die Leihgaben von der Stadt in Anwesenheit eines Vertreters
der GmbH auf Vollstandigkeit gepriift und untersucht. Das Ergebnis der Prifung und Unter-
suchung ist von den Vertragsparteien schriftlich festzuhalten und zu unterzeichnen. Erzielen
die Vertragsparteien hinsichtlich der Erstellung des ordnungsgeméfien Zustandes der Leih-
gabe keine Einigung, ist die Leihgabe auf Verlangen einer Partei durch einen Sachversténdi-
gen zu untersuchen. Die Parteien werden sich auf einen Sachverstandigen einigen. Die Par-
teien werden sich auf der Grundlage des Ergebnisses des Sachverstandigengutachtens um
eine Einigung bemiihen. Die Kosten des Sachverstandigen tragen die Vertragsparteien je-
weils zur Halfte.

(5) Ist der GmbH die Riickgabe der Leihgabe aus von ihr zu vertretenden Grinden un-
mdglich, so ist sie der Stadt fiir den hieraus entstehenden Schaden zum Ersatz verpflichtet.

Abschnitt 8. Schlussbestimmungen
§23
Vertragslaufzeit

(1 Der Vertrag beginnt mit der Unterzeichnung durch die Vertragsparteien.?
(2) Der Vertrag wird auf unbestimmte Zeit geschlossen. Kiindigungsrechte bleiben unbe-
rihrt.

§24

Schriftform

Jede Anderung, Ergdnzung oder Aufhebung dieses Vertrages bedarf der Schriftform. Auf

dieses Formerfordernis kann auch nicht mundlich verzichtet werden. Miindliche Nebenabre-
den bestehen nicht.

* Diese Bestimmung bezieht sich auf das Inkrafttreten des Ursprungsvertrages und nicht auf das (n-
krafttreten dieses Anderungsvertrages (siehe hierzu § 26)
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§25
Salvatorische Klausel

(1) Sollten gegenwértige oder zukinftige Bestimmungen dieses Vertrages ganz oder
teilweise nicht rechtswirksam oder nicht durchfiihrbar sein oder ihre Rechtswirksamkeit oder
Durchfihrbarkeit spater verlieren, wird hierdurch die Giiltigkeit der Ubrigen Bestimmungen
dieses Vertrages nicht berthrt. Das Gleiche gilt, soweit sich herausstellen sollte, dass dieser
Vertrag eine Licke enthélt. Anstelle der unwirksamen oder undurchfiihrbaren Bestimmungen
oder zur Ausflllung der Liicke soll eine angemessene Regelung vereinbart werden, die, so-
weit rechtlich méglich, dem am nédchsten kommt, was die vertragschlieRenden Parteien ge-
wollt haben oder nach dem Sinn und Zweck des Vertrages gewollt haben wiirden, sofern sie
bei Abschluss dieses Vertrages den Punkt bedacht hatten. Dies gilt auch dann, wenn die
Unwirksamkeit einer Bestimmung etwa auf einem in diesem Vertrag normierten Maf der
Leistung oder Zeit (Frist, Termin) beruht; es ist in solchen Fallen ein dem Gewollten még-
lichst nahe kommendes, rechtlich zuldssiges Mal} der Leistung oder Zeit (Frist, Termin) statt
dessen zu vereinbaren.

(2) Die Vertragschlieenden sind verpflichtet, dasjenige, was nach Absatz 1 Geltung ha-

ben soll, durch eine Anderung oder Ergdnzung des Wortlauts des Vertrages in der vereinbar-
ten Schriftform festzuhalten.

§ 26
Inkrafttreten
@) Dieser Anderungsvertrag tritt am 01.01.2015 in Kraft.

(2) Zugleich treten die Personalgestellungsvertrage zwischen der Stadt und der GmbH
aulder Kraft.

Stadt Kéthen (Anhalt) Kothen Kultur und Marketing GmbH
f} ,r'; ;’:) 7 /ﬂ
£/, ,r'('""_‘f" fj—" T -
(L& e, Aol
Kurt-durgenZander o i‘/{chael ScHuster
Oberblrgermeister Geschaftsfuhrer | .
KOTHEN
(Siegel) ) KULTUR UND MARKETING
et GMBH
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- Fax; 7009829
Koathan.de
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Anlage zur Sitzungsvorlage
Anlage 4 - Änderungsvertrag zum Kulturvertrag vom 28.11.2014.pdf


